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Vorwort 

In den vorliegenden Blättern habe ich den Versuch 
gemacht, einzelne Papyrusurkunden zu besprechen und 
an die Commentierung derselben nähere Ausführungen 
über das römische Processrecht zu knüpfen. Da ich mit 
jeder der drei Abhandlungen sogleich in medias res einer 
Specialfrage eintrete, sei es hier gestattet, einige all- 
gemeine Bemerkungen vorauszuschicken. 

Die Rechtsurkunden Ägyptens aus römischer Zeit 
lehren uns ein Doppeltes: einmal die Reception des 
römischen Rechtes in Ägypten, dann aber auch die 
Beeinflussung des römischen durch das griechische, be- 
ziehungsweise — unter Vermittlung des letzteren — durch 
das nationale Recht. Begegnet uns also ein Rechtsinstitut 
in den Papyri aus der römischen Kaiserzeit, dessen 
römisch-, beziehungsweise griechisch-rechtliche Provenienz 
nicht von vornherein aus besonderen Gründen zu con- 
statieren ist, so sind wir stets bei dessen Beurtheilung 
zunächst vor die Frage gestellt: römisches oder griechi- 
sches (eventuell nationales) Recht, Reichsrecht oder 
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Volksrecht? Diese Frage bei den einzelnen Rechts- 
instituten zu beantworten, ist eine Aufgabe der rechts- 
historischen Papyrusforschung, und nach den grund- 
legenden Arbeiten weniger Meister bleibt noch eine Fülle 
von Kleinarbeit zu bewältigen, an der sich auch ein 
Anfänger versuchen mag. So habe ich denn in den 
ersten beiden Aufsätzen zwei mir in den griechischen 
Urkunden begegnende Institute herausgehoben, in welchen 
ich mit ziemlicher Sicherheit Institute des römischen 
Processrechts wiederzuerkennen glaube: in einigen 
Stellungsbürgschaftsurkunden des ersten Aufsatzes Ana- 
loga zum Versprechen des römischen Vindex, in den im 
zweiten Aufsatze besprochenen Verpflichtungen dagegen 
Analoga zu den römischen Vadimonien. Der dritte Auf- 
satz — ursprünglich mit dem zweiten verbunden und als 
eine Vertiefung einzelner Fragen desselben gedacht — 
ist eine Zusammenstellung von Quellenmaterial, welche 
in die Frage nach der Competenz der ägyptischen 
Gerichtsbehörden in der römischen Periode etwas Licht 
zu bringen sucht. 

Gerade das Processrecht ist, wie Mitteis mehrfach 
hervorgehoben hat, ein Gebiet, auf dem das Reichsrecht 
das Volksrecht weitaus überwog. Möge in den ersten 
beiden Abhandlungen eine Bestätigung dieser Lehre an 
zwei Einzelinstituten gefunden werden! Dabei wird jetzt 
niemand mehr übersehen, dass das römische Recht in 
Ägypten nicht immer in reiner Form Eingang gefunden 
hat, dass es sich vielmehr durch ähnliche grieqhische 
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oder nationale Institute vielfache Modificationen 
gefallen lassen musste; ja es bleibt sogar a 'priori die 
Möglichkeit, dass sich ein ganz gleiches Institut 
auch im griechischen Rechte bereits ausgebildet 
gehabt habe. Hier wird es vielfach vielleicht erst dann 
klarer zu sehen möglich sein, wenn das griechische Pro- 
cessrecht annähernd so genau durchforscht sein wird 
wie das römische. Dahinter steht dann freilich das noch 
weitaus schwierigere und recht geheimnisvolle Problem 
der Erforschung des national-ägyptischen Rechts und der 
wiederum dieses beeinflussenden Factoren. Bei dieser 
Lage der Dinge ist besondere Vorsicht geboten, wenn 
wir aus unseren Rechtsurkunden Rückschlüsse auf das 
römische Processrecht machen. Es muss deshalb jede 
Anregung, die uns eine Urkunde zur Ergänzung oder 
Rectification unserer bisherigen Kenntnisse des römischen 
Rechts gibt, dahin geprüft werden, ob sich damit die 
erhaltenen classischen Quellen zwanglos ver- 
einigen lassen. Aus diesem Anlasse bin ich oft näher 
in die Besprechung der classischen Rechtsquellen ein- 
gegangen, als dies für eine Papyrusstudie nöthig scheinen 
mochte, weil m. E. hierbei ein Zuwenig eher schaden 
kann, als ein Zuviel. Da wir ferner noch mitten im 
Stadium der Publicationen der großen Papyrusfunde 
stehen und alljährlich zu den vorhandenen Schätzen neue 
hinzukommen, so muss man, um mit Mitteis zu spre- 
chen, „stets einen gewissen Fehlercoefficienten in Rech- 
nung stellen und kann mehrfach nur andeuten und ver- 
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muthen, wo das vervollständigte Material vielleicht eine 
exacte Darstellung ermöglicht- hätte". 

Dass leider aber auch bei der Verwertung des^ 
bereits publicierten Materials und der von verschiedenster 
Seite in Angriff genommenen und theilweise schon 
meisterhaft geförderten Verarbeitung desselben das von 
mir Geschaffene weit hinter dem Gewollten zurücksteht, 
darf ich etwas getroster bekennen, wenn selbst ein 
Ulrich Wilcken die Gründung des Archivs für Papyrus- 
forschung vor allem damit begründet, „um eine Über- 
sicht über das dem Einzelnen nicht mehr übersehbare 
Gebiet zu ermöglichen". — Einige Publicationen und 
Arbeiten, die ich gerne benützt hätte, blieben mir ganz 
oder doch ein zweitesmal unzugänglich und manchmal — so 
namentlich bei den Papyri des British-Museum (Kenyon) 
— musste ich mich bei der Revision der Citate während 
des Druckes auf meine eigenen Collectaneen verlassen. 
Dabei unterlaufene Fehler — ich hoffe, es werden derer 
nicht zu viele sein — mögen nachgesehen werden. 

Schließen möchte ich mit einem herzlichen Worte 
des Dankes. Was ich den gelehrten Herausgebern und 
Bearbeitern vornehmlich englischer und deutscher 
Zunge schulde, zeigt jede Seite meines Buches. Wenn ich 
Gradenwitz, Mitteis und Wilcken besonders nenne, 
so geschieht dies, weil ich speciell durch ihre Forschungen 
bei dieser Arbeit am meisten gefördert wurde. Zu 
grösstem Danke aber bin ich auch diesmal wiederum 
meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Geheimrath Pro- 
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fessor Ludwig Mitteis in Leipzig, verpflichtet. Er hat 
mich in das Gebiet der Papyrusforschung eingeführt, unter 
seinen Augen habe ich die vorliegenden Aufsätze begonnen 
und er ist mir auch, nachdem ich Leipzig verlassen hatte, 
bei der Ausarbeitung und Vollendung dieser Studien mit 
Rath und That zur Seite gestanden und hat mich mehr 
als einmal auf den rechten Weg gewiesen. 

Ober-Vellach, am 4. October 1901. 

L. Wender. 
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I. Gestellungsbürgschaften in den Papyri. 

In dem uns vorliegenden griechischen Urkunden- 
material aus Ägypten finden sich bereits mehrere Papyri 
des Inhaltes, dass jemand ein Versprechen abgibt, einen 
anderen unter gewissen Umständen zu gesteilen. Es soll 
nun in diesem Aufsatze eine übersichtliche Zusammen- 
stellung des hierher gehörigen Quellenmateriales versucht 
werden \ die uns über verschiedenartige Erscheinungs- 
formen der Gestellungsbürgschaften Aufschluss geben 
und auch einige Rückschlüsse auf römisches Processrecht 
gestatten wird. 

I. Vindexartige Verpflichtungen. 

Die älteste in diesen Zusammenhang zu stellende 
Urkunde, die mir aus den bisherigen Publicationen bekannt 
wurde, ist BGÜ II 581. Der Papyrus ist datiert aus dem 



1 Es sei hier ein für allemal gestattet, auf den unschätzbaren 
Wert jener mühevollen Arbeit hinzuweisen, der sich Ulrich Wilcken 
mit der systematischen Zusammenstellung aller bis November 1899 
publicierten Urkunden unterzogen hat. Das „Generalregister der 
griechischen und lateinischen Papyrusurkunden aus Ägypten'', das 
im Archiv I S. 4 ff., erschienen ist, und für welches „entsprechend 
dem Fortgang der Publicationen" „in späteren Jahrgängen Nachträge" 
— s. jetzt a. a. O. S. 548 ff. — versprochen sind, gibt nicht nur dem- 
jenigen, welcher sich über eine Frage aus den Papyri augenblicklich 
orientieren will, die erwünschte Auskunft, sondern verpflichtet auch 
jenen zu größtem Danke, der die Urkundensammlungen selbständig 
durchzuarbeiten bestrebt ist. 

Dr. L. W eng er, Reehtshistorische Papymsstadlen. i 
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18. Jahre der Regierung des Kaisers Trajan, vom 
10. November 133 n. C, und hat nach der Lesung von 
Krebs und den Ergänzungen von Wilcken und Blass 
folgenden Wortlaut: 

r 1 r 1 u 1 

[ ]xcai^^tQ{ccT7i'y&)['^Q6]L{votxovyHQax{k€Cdov) ^€Qldog. 

r[dLog A\oyyivog \nQ£l0Hog\ dTtoXvöiiiog 

Scjtb 6tQatslccg^ ysovx&[v i]v xüfirj KaQavidi, 
5 6(ivv(X) xbv Id'ifiov ^PcofiaCcov oqxov 

Sxovötcag xccl avd'aiQitcag iyyvad^'ai 2J(ö- 

XQ&triv vlhv Falov OvaXsQlov Xatp^fto- 

viavov [&]jtb diKfödov @B6(io(poQiov fio- 

vfjg xal i(icpavsl(xg, ov xal xagaötriöcai^ 
10 67t6xB i\hv ijt]L^rirfjrccL. 'Eccv äk (lij jtccQie- 

[rö^ iyo) 6 avtb]g iyßißdtJca rcc TtQbg [avrb]v 

im^ri[rov[i\svcc i) lvoxo(g) strjv z& o[Q\xa}i. 

Tbv dh ytQoysyQ{aiiiisvov) Fcclov Aoyylvov nQ8l6xo(v) 

yvcjQl^SL Aovxiog 'Oxtdviog Aoyyog 
15 dTtokvefLfiog dnb etgarsiag. 'EyQdcprji 

dicc ^HQax(lBlöov) vo[ioyQ{dg)ov), inaxoliovd-ovvtog) 

ITtolsiialo{v) vnriQh{ov). 

{''Erovg) iri AvxoxQdtoQog K\a[\6aQog TQa(iavov) 

yA]8[QLavov 2Jsßaörov ['Ad^]vQ~id. 

Die Erklärung richtet sich an chus, den Stra- 
tegen des Heraclides-Bezirkes im Gau von Arsinoe. Der 
im Dorfe Karanis angesiedelte ausgediente Soldat C. Lon- 
ginus Priscus erklärt eidlich, dass er freiwillig und aus 
eigener WahP die „Bürgschaft'' ^ für Socrates, den Sohn 



1 ,,Zeile 1 enthält wohl eine Überschrift" (Krebs). 

2 D. h. in freier Selbstbestimmung, nicht durch dolus oder vis 
veranlasst, wie z. B. BGU II 378, 13 u. 20 f. 

3 Durch die Anführungszeichen soll angedeutet sein, dass ich 
den Ausdruck hier nicht im juristisch-technischen Sinne gebrauche, 
wonach sich der Bürge dem Kläger durch Stipulation ver- 
pflichten müsste. 
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des C. Valerius Chaeremonianus, wohnhaft in der Thes- 
mophorionstraße \ übernehme und zwar dafür, dass der- 
selbe dableiben und erscheinen werde, und dass er ihn 
gesteilen wolle, wann immer dies verlangt werden sollte. 
Für den Fall der Nichtgestellung verspricht er selbst die 
gegen Socrates erhobenen Ansprüche zu befriedigend 

Es fragt sich in erster Linie: haben wir es mit 
Civil- oder mit Strafprocess zu thun? Gewichtige Stimmen 
haben sich — allerdings nur im Vorbeigehen — für Straf- 
verfahren entschieden: vor längst Mittels^ und neuer- 
dings Mommsen^^ Da nun beide Gelehrte die Be- 
ziehung der Urkunde auf Strafverfahren ohne weitere 
Verbreitung über die Gründe, warum man nicht auch an 
Civilverfahren denken könne, als evident anzunehmen 
scheinen, möge es nicht als Unbescheidenheit angerechnet 
werden, wenn ich die Argumente zur Discussion stelle, 
die m. E. für und gegen erwogen sein wollen. 

Die Urkunde stammt aus einer Zeit, in der die zu 
Ende der Republik aufgehobene Untersuchungshaft und 
Stellungsbürgschaft im Strafverfahren bereits längst wieder 
aufgenommen worden waren*. Mommsen schreibt hier- 
über': „Der Straf richter kann — nach seinem Ermessen 



1 Vgl. Wilcken, Ostr. S. 712. Etwas weiter fassen äfjupodov 
Grenfell-Hunt, Oxy. II p. 189 s. n. 12. 

2 Gradenwitz S. 16 übersetzt : (uro aolitum Bomanorum iuaiurandtmi 
mea sptmte spopondisse me S. (Personalien), quem siatam guando quaeretur. 
Sin vero non atetero ipae exigam quae ah eo quaerenhir aut obnoxiua ero 
iurüurando. Die Worte fwv^g xccl Efig)avsias scheint Gradenwitz zu den Per- 
sonalien, d. h. zu and &^(p68ov &. zu beziehen; die richtige Deutung dieser 
Worte ergibt aber sicher Grenf. II 62, 10 und dazu Grenfell-Hunt 
p. 97 ^ncm-removal and appearance\ So auch Wilcken, Archiv I S. 409. 

3 Hermes XXXII S. 658 f. 

« Römisches Straf recht S. 331 K. 1. 

5 Graden Witz S. 14 f. u. 89 spricht sich über diese Frage 
zwar nicht direct aus, dürfte aber civilgerichtliches Verfahren annehmen. 

6 Mommsen, a. a. O. S. 328 ff. 

7 A. a. O. S. 330 f. 

1* 
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bei der Ladung auf einen bestimmten Termin entweder 
von der Haft absehen, — oder Bürgschaft — jetzt nicht 
mehr als vadimonium bezeichnet, sondern als satiadatio 
oder fideiussio — für das Erscheinen im Termin annehmen S 
womit «vielleicht Privathaft verbunden werden konnte, 
oder endlich die Abführung in das öffentliche Gefängnis 
anordnen; auch die Modalitäten sowohl der Bürgschaft 
wie der Haft werden von ihm nach Ermessen bestimmt/' 
Für den Fall des Ausbleibens des reus hat der Gestellungs- 
bürge die Bürgschaf tsumrae zu entrichten, über welche 
Ulpian D. de cust. et exh. 48, 3, 4 schreibt: 

Si quis reum crimlmSy pro quo satisdedit, non 
exhihuerity poena pecuniaria plectitur, pufo fameriy st dolo 
non exhiheat^ etiam extra ordinem esse damnandum. sed 
si neque in cautione neque in decreto praesidis cerfa 
qtiantifas compraehensa est, ac nee consuetudo ostenditur, 
qtiae ceHam formam habet, pi'oeses de modo pecuniae, 
quae inferri oporteat, statuef. 

„Die Höhe der Bürgschaftsumme ist (also) entweder 
durch Landesgebrauch fixiert, oder wird bei der An- 
nahme der Bürgschaft vereinbart, oder, wenn beides 
versagt, nach Verfall der Bürgschaft vom Strafrichter 
festgesetzt" ^, 

Für die Beziehung unseres Papyrus auf strafpro- 
cessuales Verfahren spricht vor allem die Adressierung 
der Erklärung des Gestellungsbürgen an einen Magistrat^ 
das Vorkommen eines civilprocessualen an den Ma- 
gistrat adressierten Versprechens, wie es Lenel früher 
für den Vindex bei der in ius vocatio angenommen hat, 
wird nunmehr auch von diesem Gelehrten in Abrede 
gestellt (s. u.). 



1 Hiezu ist in der Note (S. 331 N. 1) unsere Urkunde citiert. 

2 Mommsen S. 331 N. 1. 

3 Vgl. hiezu auch Voigt, Vadimonium S. 336. 
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Anders steht es aber mit weiteren Merkmalen unserer 
Urkunde. Ehe ich dieselben der Reihe nach durchgehe, 
möchte ich dasjenige civilprocessuale Institut des classi- 
schen Rechts in die Untersuchung einführen, welches, 
wie ich glaube, für die richtige Charakterisierung unseres 
Papyrus zum mindesten nicht außer Betracht gelassen 
werden darf: es ist dies der Vindex bei der in ius 
vocatioy wie ihn Lenel in der deutschen Ausgabe 
desEdictumperpetuumaus den entstellten Quellen 
reconstruiert hat. 

1. Form der Gestellungsbürgschaft. Der Stel- 
lungsbürge verpflichtet sich in unserem Papyrus, wie 
bereits hervorgehoben, gegenüber dem Magistrat (ötQa- 
triy&)y und zwar in einem Protokolle, das vom Gau- 
schreiber (vo^oyQäq)og) unter Assistenz des Hyperetes 
(sTtaKolovd'ovvrog vitriQsxov) aufgenommen ist^. 

Nun hat Lenel, zunächst in seinen „Beiträge(n) zur 
Kunde des Edicts und der Edictscommentare" 2, sodann, 
ohne sich durch die nach Vollendung seiner Studie er- 
schienenen Aufsätze von Voigt^ und Demelius^ beirren 
zu lassen, wesentlich in demselben Sinne im Edictum 
perpetuum ^ über die Form der Verpflichtung des Vindex 
die Ansicht geäußert, dass der Vindex „an Stelle des 
Geladenen dem Kläger in ius folgen und dort, ursprünglich 
in feierlicher Form in die Hand des Praetors, die künftige 
Gestellung des Beklagten verbürgen" musste, während eine 



1 Zu ^TtccKoXovd'sZv = zur ControUe „persönlich zugegen" sein 
vgl. Wilcken, Ostr. S. 76 f. Vgl. Gradenwitz S. 15 {„vofioygdfpos 
und vTtrjQStrjg fungieren wie bei uns Richter und Schreiber") und das 
„Vor mir" des österreichischen Actenstils. 

2 Z. S. St. II S. 43—54. 

3 Vadimonium, insb. S. 356 ff. 

4 Z. S. St. II S. 1—13. Dieser Aufsatz erschien gleichzeitig mit 
dem Lenels. 

5 S. 63 ff. 
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spätere Zeit die feierliche Form fallen gelassen und 
weiter gestattet habe, „dass das Exhibitionsversprechen 
statt dem Praetor selbst einem Official desselben geleistet 
oder einem seiner scribae zu Protokoll gegeben werde'* ^ 
In dem jüngst erschienenen ersten Theil der französischen 
Neuauflage des Edictum perpetuum^ hat Lenel diese 
Ansicht über die Form der Verpflichtung des Vindex 
verlassen und dafür folgende Ausführungen substituiert. 
Der Vindex, führt Lenel nunmehr ^ aus, der dem Kläger 
in ius gefolgt war, habe daselbst mittelst Vadimonium 
das künftige Erscheinen des reus^ versprechen und sich 
so zunächst jeder weiteren Haftung entziehen können. 
Habe er sich aber geweigert, das Vadimonium zu leisten 
oder habe man sich über den Inhalt des Vadimoniums 
nicht einigen können, dann sei dem Gläubiger gegen 



1 E. P. S. 54. 

2 L'ßdit p. 74 SS. Den Anstoß zu dieser Änderung gab ein Auf- 
satz Nabers, Mnem. N. S. XXI p. 371—382, Observatiunculae de iure 
Romano^ Nr. XLV: de mndicibua et defenaoribvs. Seinen Widerspruch 
gegen Voigt und Demelius hält Lenel p. 74 n. 8 aufrecht. Die 
Schrift von Maria, Le Vindex (These, Paris 1896) war mir nicht zu- 
gänglich, indes ist der Verfasser, wie Lenel, L'fidit p. 74 n. 7 be- 
merkt, mit Lenel in den wesentlichen Punkten einig. Dagegen hat 
aber Gauckler in einem Aufsatze Etüde stir le vindex in der Rev. 
bist. XIII p. 601 SS. auch p. 621 ss. vom Vindex bei der in ius vocatio 
gehandelt und gleich Naber das Moment der Defension des in ius 
vocatus allein betont. Insoferne richten sich unsere Ausführungen auch 
gegen ihn. Seine Polemik gegen Lenel p. 628 n. 1 kann m. E. Lenels 
Argumente nicht entkräften. Den ^Fidejussor'' als Vadimoniumsbürgen 
aufzufassen, ist ebenso wenig möglich, als es anderseits keineswegs 
richtig ist, dass der Vindex Lenels neben dem Vadimoniumsbürgen 
keine Existenzberechtigung habe. Ali dies geht aus einer unbefangenen 
Erwägung der Ausführungen Lenels selbst hervor; s. außerdem die 
folgenden Ausführungen. 

3 Zu seiner früheren Ansicht bemerkt Lenel p. 75 n. 10 ex 
p. 74: J'ahandonne aujcyrd*hm completement cette Hypothese, 

^ Also an einem bestimmten Termin. 
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den Vindex keine Civilklage zugestanden ^ und für diesen 
Fall habe der Praetor Abhilfe gewährt, indem er dem 
Vindex aufgetragen habe, den rev^ an einem bestimmten 
Tage zu gestellen. Sei nun der Vindex diesem Befehl 
nicht nachgekommen, so habe der Praetor gegen ihn eine 
actio in factum gegeben 2. Ein Versprechen dem Magistrat 
gegenüber hat also nach Lenels jetziger Ansicht der 
Vindex nie abgegeben. 

Gegen diese neuere und zugleich für Lenels frühere 
Ansicht möchte ich nun einige Erwägungen geltend 
machen, die indes naturgemäß größtentheils auf dem 
basieren, was Lenel selbst in der ersten Ausgabe des 
Edictum perpetuum ausführt. Der Vindex, wie er gegen- 
wärtig dargestellt wird, verpflichtet sich in der RegeP 
durch ein Vadimonium. 

a) Da nun aber das Vadimonium eine Stipulation 
ist^ so müsste regelmäßig, oder sagen wir zum mindesten 

1 Vgl. L'lßdit p. 75 n. 1. 

2 L'fidit p. 74 s. schreibt Lenel: In iure^ le vindex^ ä mon sens, 
avait la faculte ä^assurer^ au moyen du vadimonium^ la comparution fuiure 
du reu8 et pouvait par lä se aoustraire ä toute auire Obligation, S^il usaU 
de cette faculte, le demandeur ae trouvait par lä mime ä couvert; ai, au 
contraire, le vindex refuaait le vadimonium ou ai Vaecord ne pouvait ae 
faire enfre lui et le demandeur aur ce que le vadimonium devait comprendrCj 
ce demier ae aerait trouve, aana Vaide du prUeur^ dana une aituation 
fdcheuae : cor il Im avait fallu 7'eldcher le vocatua et cependant il n*acqu4rait 
conire le vindex, enviaage comme tel^ aucune action civil. De lä, Vinier- 
vention du priteur: dana de tellea hypotheaea, il ordonne au vindex de 
pr6aenter ä un jour determini Vin iua vocatua et, ai le vindex ne le fait 
paa, il donne conire lui une action in factum, 

3 Denn dass die Einigung zwischen Vindex und Kläger die 
Regel und nicht eine Ausnahme sei, dürfte auch Lenel annehmen. 
Naber geht noch weiter und behauptet (1. c. p. 373), dass der Vindex, 
wenn er nicht für den Beklagten die Defension übernehme — in welchem 
Falle allein es nach Naber zum Exhibitionsbefehle kommen könne — 
geradezu aufhöre, Vindex zu sein (vindex eaae deainetj. Vgl. unten S. lö N.4. 

* Vgl. etwa D. si quis caut. 2, 11, 15, dazu Lenel, Pal. zu 
Pap. fr. 78 n. 2. 
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sehr häufig, die Klage gegen den Vindex eine actio ex 
stipulatu gewesen sein. Diesem Ergebnisse widerspricht 
jedoch D. qui satisd. cog. 2, 8, 2 § 5: 

In vindtcem [D.: fideiussorem, qui aliquem 

iudicio sisti promiserit^], tanti quanti ea res erit 

actionem dat praetoi*\ 

Da wird ohne jede weitere Einschränkung die Klage 
gegen den (nicht gestellenden und nicht defendierenden 
[s. u.]) Vindex als actio in factum aufgefasst, wie denn 
auch anderseits m. W. von einer Stipulationsklage gegen 
den nicht exhibierenden und defendierenden Vindex in 
den Quellen nirgends gesprochen wird. Die actio in factum 
aber erklärt sich ungezwungen nur aus einer Form der 
Gestellungsbürgschaft, wie sie Lenel früher ange- 
nommen hat. 

ß) Vindex und Vadimoniumsbürgen trennt Lenel 
mit denselben guten Gründen wie früher auch noch in 
der zweiten Ausgabe seines Edicts scharf voneinander ^ 
Der Vindex aber, wie er ihn gegenwärtig darstellt, unter- 
schiede sich vom Vadimoniumsbürgen in der Regel^ 
formell gar nicht mehr; beide verpflichteten sich durch 
Stipulation einen Dritten an einem bestimmten Tage zu 
gesteilen, nur dass der Vindex dies primär thäte, während 
es der Vadimoniumsbürge nur accessorisch thut. 

y) Auch das D. qui satisd. cog. 2, 8, 4 genannte 
praetorische Decret (s. u. S. 25) wäre als eine Ausnahms- 

1 Lenel, E. P. S. 5T; L'fidit p. 80. In der Pal. zu Ulp. fr. 267 
n. 2 schreibt er: Hn eum qm vindex exstüeiiV similiave Ulp. 

2 Der Wortlaut dieser (restituierten) Stelle spricht auch direct 
gegen Naber, nach dessen Ansicht (p. 373) der Vindex, welcher die 
Defension ablehnt, schon aus diesem Grunde vindex esse dtainit, S. o. 
S. 7 N. 3. 

3 S. bes. p. 75 s. 

^ Mit Ausnahme jener Fälle, in denen es zu einer Einigung 
zwischen Kläger und Vindex, also zu einem Vadimonium des letzteren, 
nicht käme. 
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erscheinung aufzufassen •; es würde nämlich nur dann 
erlassen, wenn sich Kläger und Vindex nicht einigen 
könnten 2. Nichts deutet aber in dieser Stelle auf die Zu- 
lässigkeit einer solchen einschränkenden Auslegung hin. 
d) Die Stelle, auf die sich Lenel bei der früheren 
Construction seines Vindex für die Form der Ver- 
pflichtung desselben in erster Linie ^ berufen hat, stammt 
aus den Sentenzen des Paulus Sent. I, 13^ § i» = D. de 
in ius voc. 2, 4, 17 und lautet: 

Eum, pi'o quo quü apud officium cavitf exhibere 
cogitur, item eum qui apud acta exhibtturum se esse 
quem pi^omisit, et si officio non caveat, ad exhibendum 
tarnen cogitur. 

Es ist zuzugeben, dass die Beziehung dieser Stelle 
auf den Vindex nicht unzweifelhaft ist^ aber einerseits 
gibt doch sie allein eine Erklärung für die allgemeine 
Giltigkeit der actio in factum gegen den Vindex, sowie 
für die Festsetzung des Exhibitionstermines durch prae- 
torisches Decret an die Hand und anderseits hat, soviel 
ich wenigstens sehe, Lenel keine Quellenstelle beigebracht, 
welche die (regelmäßige) Verpflichtung des Vindex durch 
Vadimonium erwiese. 



1 Vgl. L'fidit p. 75. Naber, 1. c. p. 373. 

2 Vgl. dagegen (von unserem Standpunkte mit Recht) wiederum 
ganz allgemein L'l^dit p. 80, besonders: Le Ueu et le moment de 
Vexhibition rCetaient point fixes par une promesse du vindex, niais hien par 
un decret du preteur = E. P. S. 68: „Exhibitionszeit und Exhibitions- 
ort wurden nicht vom Vindex durch promissio, sondern vom Praetor 
durch Decret bestimmt." Vgl. lerner den letzten Absatz von § 11, 
E. P. S. 58 f., L'fidit p. 82. 

3 Dann noch auf Paul. Sent. I, 13^ § 1 und D. de iureiur. 12, 
2, 28 § 2. Z. S, St. II S. 46. E. P. S. 54 N. 5. 

^ Difficile d'admettre sagt jetzt von dieser Beziehung Lenel, 
L'£dit p. 75 n. 10 ex p. 74. Naber möchte die Stelle auf das ^vadimo- 
mum publicum* beziehen (p. 375). 
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Die Quelle nun, die Lenel vornehmlich zum Auf- 
geben seiner früheren Ansicht bewogen haben dürfte, 
und von der er^ sowohl als Naber^ bei ihren Aus- 
führungen ausgehen, ist D. de in ins voc. 2, 4, 22 § 1 : 

Qui in ius vocatus est, duobus casihus dimittendus 
est: si quis eius personam def endet, et si, dum in 
ius venituVy de re transactum fuerit. 

Mit den im Drucke hervorgehobenen Worten ist der 
Vindex gemeint. Lenel versteht nun — m. E. zutreffend 
s. u. S. 15 ff. — unter defensio hier nur das Factum der 
Intervention des Vindex, wodurch also die in ius vocatio 
des Beklagten gehindert wird ^, Naber'^ versteht dagegen 
defendere im technischen Sinne von D. de proc. 3, 3,35 § 3: 

Defendere autem est id facere quod dominus in 
litem faceretj et cavere idonee. 

Wir kommen auf die Frage der Defension des Vo- 
cierten durch den Vindex noch sub 2 zurück, indes sei 
schon hier hervorgehoben, dass weder Lenels noch 
Nabers Ausführungen zur Annahme eines Vadimoniums 
des Vindex führen. Versteht man unter dem defendere 
lediglich die Intervention des Vindex als solche, fasst 
man also das Wort in einer weiteren Bedeutung auf, so 
kann diese Intervention von vornherein geradeso gut in 
einem dem Magistrat wie in einem dem Kläger abge- 
gebenen Versprechen bestehen; will man aber defendere 
im technischen Sinne nehmen, so müsste der Vindex 
entweder sofort die Litiscontestation vollziehen und cautio 
iudicatum solvi (Gai. IV, 101) leisten, oder, wenn das Ver- 
fahren in iure nicht sofort zu erledigen wäre, ein Vadi- 



1 L'fidit p. 74. 

2 L. c. p. 373. 

3 L'fidit p. 74 n. 9: Par cette 'defensio^ je comjprends seulement 
le fait par le vindex de mettre ohstacle ä Vin tu» vocatio. 

* L. c. p. 373. 
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monium bestellen, sich selbst im gehörigen Termin 
einzufinden und dann erst die beiden genannten Acte 
praestieren ^: lauter Consequenzen, die in den Quellen, 
wenigstens soweit ich sehe, keinen Halt finden. 

Es dürfte nach dem Ausgeführten jedenfalls so 
viel von beiden Seiten zuzugeben sein, dass aus den 
römischen Quellen eine sichere Entscheidung darüber, 
wie der Vindex verpflichtet wurde, nicht zu gewinnen 
ist, und dass zum mindesten, wenn schon die Wahr- 
scheinlichkeit in Abrede gestellt werden sollte, doch die 
Möglichkeit übrig bleibt, die bestrittene Paulusstelle 
dennoch auf den Vindex bei der in ins vocaiio zu beziehen 
und Lenels erste Construction des Vindex zu halten. 
Bei dieser Lage der Dinge und mit aller gebotenen Vor- 
sicht möchte ich wiederum auf unseren Papyrus zurück- 
greifen, ohne befürchten zu müssen, dass eine Zusammen- 
stellung des in demselben enthaltenen Gestellungsver- 
sprechens mit dem ad acta abgegebenen Versprechen der 
Paulusstelle rundweg abgewiesen werde, zumal wir sub 2 
und 3 weitere Merkmale finden werden, in welchen sich 
der Inhalt des Gestellungsversprechens unseres Papyrus 
mit dem, was wir über das Versprechen des Vindex zu 
ermitteln in der Lage sind, deckt. Unser Gestellungsbürge 
begab sich also etwa, wenn wir uns des oben (S. 5) 
Gesagten erinnern, um seine Intervention zu Gunsten des 
Socrates durchzuführen, in die Kanzlei des Strategen ^ 
und erklärte vor dem dort amtierenden vo(ioyQd(pog seine 
Bereitwilligkeit zur Übernahme der Gestellungsbürg- 



1 So Naber, 1. c. Unter dieser Voraussetzung wäre vindex 
thatsächlich nur ein „breviloquenter Ausdruck für co^m^orvcZjp^'octtra/or*^ 
wie dies Voigt, Vadimonium S. 369 N. 205 zu D. 2, 4, 22 § 1 und 
Gai. IV, 46 behauptet. 

2 Vgl. BGÜ III 891 Verso (144 n. C ) und die in der folgenden 
Abhandlung besprochenen Papyri Oxy. II 260 (59 n. G.) und BGU 
III 891 R (144 n. C.). 
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Schaft, wobei er seine Erklärung durch Eid bekräftigte. 
Lenels Ausführung über den römischen Vindex würde 
damit harmonieren, und nur in dem einen Punkte wäre 
es nach dem Papyrus anders, als auch das ad acta 
abgegebene Gestellungs versprechen eidlich bekräftigt 
werden konnte und dies wohl in der Regel ^ auch ge- 
schehen mochte. Dagegen ist aber jedenfalls ^ zu bemerken, 
dass der Eid — wie wir dies schon aus seiner sonstigen 
Verwendung in den Papyri vermuthen dürfen — auch 
im Falle des Gestellungsversprechens nicht obligatorisch 
war: eine Thatsache, die uns auch Lond. II 246 (S. 277)^ 
direct bestätigt. — Danach könnte unser Versprechen 
seiner Form nach auch als civilprocessuale ^ vindex- 
artige Verpflichtung angesehen werden. Zur citierten 
Paulusstelle bemerke ich endlich, dass promittere sowie 
cavere hier gebraucht werden ^ obwohl es sich nicht um 
ein dem Kläger in Stipulationsform abgeleistetes Ver- 
sprechen handelt. Das apud acta promittere und das officio 
cavere ist an die Gerichtsbehörde adressiert. 

2. Inhalt der Gestellungsbürgschaft Auch 
dieser Punkt bedarf einer etwas genaueren Ausführung, 
einmal weil der Inhalt des von unserem Veteranen ab- 
gegebenen Versprechens gegen die Beziehung unseres 
Papyrus auf strafprocessuales Verfahren spricht, sodann 



1 Vgl. außer BGU II 581 noch BGU III 891 Verso (144 n. C.) 
Grenf. II 62 (211 n. C.) Grenf. II 79 (Ende des 3. Jhd.) u. P. Arch. I 
S. 408 (426 n. C). 

2 D. h. wie immer man diese Urkunde auffassen will, ob man 
ihre Beziehung auf den römischen Vindex billigt oder nicht. 

3 Aus dem Jahre 346 n. C. 

4 Dass das ei dl icheBürgschäfts versprechen dagegen mit der satis- 
datio D. de cust. et exh. 48, 3, 4 — s. o. S. 4 — nicht harmoniert, darauf 
hat Mitteis, Hermes XXXII S. 6ö9, verwiesen. Freilich ist auch das straf- 
processuale Stellungsversprechen wohl nie eine Stipulation gewesen. 

^ Und zwar auf jeden Fall, auch wenn man die Stelle mit Naber 
und nunmehr auch Lenel gar nicht auf den Vindex beziehen wollte. 
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aber auch, weil die Urkunde unter der Annahme civil- 
gerichtlichen Verfahrens unsere bisherigen ziemlich un- 
deutlichen Vorstellungen über das privatprocessuale Ge- 
stellungsversprechen in einer solchen Weise zu klären 
vermag, die auch mit den ohnehin spärlichen römischen 
Quellen ganz gut übereinstimmt. Der Inhalt eines straf- 
rechtlichen Gestellungsversprechens geht, wie wir oben 
(S. 4) gesehen haben, dahin, dass der reus an einem 
bestimmten Termine erscheinen werde, widrigenfalls der 
Bürge eine Bürgschaftssumme zahlen wolle. Über den 
Inhalt des vom civilprocessualen Vindex, wie ihn Lenel 
ehedem 1 construiert hatte, abgegebenen Versprechens, 
konnte sich dieser Gelehrte ^ nur hypothetisch äußern, 
denn die classischen Quellen boten zur Lösung dieser 
Frage keinen sicheren Anhalt. Daraus, dass gegen den 
Vindex auch im späteren Rechte keine civile Klage, 
sondern eine actio in factum gegeben wurde, schloss 
Lenel, dass der Vindex weder „für den Fall der Nicht- 
gestellung Bürgschaft für die lis übernahm", noch auch 
„eine feste Strafsumme versprach". Ursprünglich sei der 
Vindex vielmehr vermuthlich bei Nichtgestellung des 
Beklagten „einfach in Arrest gebracht" worden und es 
sei dann seine Sache gewesen, sich aus demselben frei 
zu machen, entweder „durch nachträgliche Gestellung des 
Beklagten oder durch Befriedigung des Klägers". Später 
sei dann die praetorische actio in factum an Stelle der 
Strenge des ius civile getreten. Ein sicherer Aufschluss 
über den Inhalt des vom civilprocessualen Vindex ab- 
gegebenen Versprechens ist also den Quellen nicht zu 
entnehmen. Es wird sich deshalb umsomehr der Mühe 
verlohnen, den Inhalt des Gestellungsversprechens unseres 



1 Jetzt kennt Lenel ein Versprechen des Vindex an den 
Magistrat überhaupt nicht mehr. Vgl. o. S. 6 f. 

2 Z. S. St. II S. 63 f. 
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Veteranen Longinus einer genaueren Durchsicht zu unter- 
ziehen. Der Gestellungsbürge verspricht nach unserer 
Urkunde : 

a) einzustehen für fioi/^ ical ificpavsCa des Beklagten 
und für Gestellung desselben, wann immer diese ange- 
ordnet würde: ov xal 7CccQa6ti^6c3^ önöts iav iTti^fitfjtccL (vgl. 
über diesen Punkt unten sub 3). 

b) Für den Fall der Nichtgestellung {ihv dk ft^ svqCö- 
xi]zai)^ aber erklärt der Veteran: ixßißdcecs xa ngog avxbv 
im^riroviisva^. Darunter kann m. E. nichts anderes ver- 
standen werden, als Einstehen für die gegen den reus 
geltend zu machenden Ansprüche^ 

Es verspricht also unser Gestellungsbürge: 

a) Exhibition des reus, 

b) für den Fall der Nichtexhibition Defension des- 
selben*. Erst wenn er nicht exhibiert und die ihn für 
diesen Fall treffende Defensionspflicht ablehnt, ist er 
svo%og t& oQxm, 



^ BGU III 891 Verso, 16: ^]av de (ir^ naQa'Cat&(isv (}. naQLar&iisv) 
^fislg avT{ovg); Grenf. II 62, 12; II 79 I, 9: scev {sl) ds firj naQiata. 

2 Ebenso Grenf. II 62, 12 f. BGÜ III 891 Verso, 17: avt]ol 
[v]n6Q avT{cbv) Xöyov vns^ofisd-a (1. v(p.) xal . ? ? . . ; Grenf. II 79 I, 
9 f.: s[y(o] 6 ccvTog vnsvdDvog [ßaofiai] toTg itQog avxbv {irj\rovii,svot^, 

3 Mommsen, Rom. Strafr. S. 331 N. 1 übersetzt = exeguar 
quae ab eo requirentur. Mit der wörtlichen Bedeutung sowohl von 
sxßißd^sLv als auch von hniirjTslv ist nicht auszukommen. Es gelang 
mir nicht, mit Ausnahme der im Texte versuchten Deutung, einen 
vernünftigen Sinn aus diesen formelhaft klingenden Worten zu gewinnen. 

^ Man könnte das sxßißocao} xtX. auch von der Übernahme der 
Haftung auf quanti ea res erit verstehen und es ist zuzugeben, dass 
diese Urkunde nicht sicher auf Übernahme der Defensionspflicht 
schließen lässt, aber einmal weisen die römischen Quellen auf die im 
Texte ausgeführte Construction hin (vgl. unten besonders S. 16 D. si quis 
caut. 2, 11, 10 pr.), anderseits erweist m. E. ganz sicher die Richtigkeit 
dieser Auffassung das Xoyov v(psi6fis&a der in der vorletzten Note 
citierten BGU III 891 Verso, 17, und neuestens das äitoxQivaüd'ai in 
P. Arch. I S. 408, 13. Vgl. diese Urkunde auch zu N. 1—2. 
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Ich glaube nun auch nach den Quellen des römischen 
Rechts die Verpflichtung des Vindex in analoger Weise 
construieren zu können, wenn wir auch angesichts der 
Dürftigkeit des Quellenmaterials hier auf viel unsichererem 
Boden stehen, als dies bei der Erklärung des Papjrrus 
der Fall war. An der bereits oben (S. 10) abgedruckten 
Stelle D. de in ins voc. 2, 4, 22 § 1 spricht Gaius vom 
Vindex mit den Worten si quis eitts (sc. in ius vocati) 
personam def endet. Wie ebenfalls bereits bemerkt (S. 10), 
hat Lenel dieses defendei^e auf das Factum der Inter- 
vention des Vindex als solches bezogen, während Naber 
darunter eine Defension im technischen Sinne verstehen 
will. Naber^ denkt sich die Sache nicht so, dass der 
Vindex sich verpflichte: 

a) den reus zu gesteilen, 

b) für den Fall der Nichtgestellung die Defension 
desselben zu übernehmen, 

sondern er hält die Verpflichtung zur Übernahme der 
Defension für die primäre, die zur Exhibition des reus 
aber für die secundäre, welche vom Praetor durch be- 
sonderes Decret nur dann angeordnet worden sei, wenn der 
Vipdex die Übernahme der Defension abgelehnt habe^. Meine 
Bedenken gegen Nabers Ansicht, die auch Lenel nicht 
acceptiert hat^ ergeben sich (vgl. o. S. 10) vor allem daraus, 
dass nach seinen Ausführungen^ grundsätzlich an Stelle 

^ L. c. p. 373. 

2 Vgl. p. 374: vindex exhihere cogitvr^ qui defendere demt^ und 
p. 375: neque enim umquam cavet vindex exhibiiwum se reuvi^ aed a praC' 
tore itibetur exhihere quem defendere recuaat. 

3 L'fidit p. 74 n. 9. 

^ Naber schreibt, 1. c. p. 373: Is igitur erit (sc. vindex) — qui 
pro vocato in ius amhvlat — ; vadimonium demde qui promitüt in certum diem^ si 
€0 die negotium finiri non potuerü^ vel Roniam^ H ad magiatratum mumct- 
palem itum sitf eiusque iurisdictionis modum res excedat — ; iudicium denique 
accipit et iudicatum solvi satisdat. Herum si quid facere recuset, fügt 
Naber bei, defendere non videbitur et vindex esse desinet. 
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des Processes mit dem Verpflichteten ein solcher mit dem 
Vindex treten müsste, und dass der erstere durch die 
Übernahme der Defension^ seitens des letzteren von 
seiner Verpflichtung gänzlich frei würde. Dass nun die 
Qualität des Vindex nicht von der Übernahme der De- 
fension für den Vocatus bedingt ist, dass er vielmehr 
diese Eigenschaft durch die bloße Intervention bei der 
in ius vocatio erlangt und, auch wenn er die Defensions- 
übernahme weigert, beibehält, darauf hat mit der durch 
seine neue Construction nahe gelegten Modification schon 
Lenel^ aufmerksam gemacht^. Deutlicher über die vom 
Vindex zu übernehmende Pflicht spricht sich Paulus 
aus: D. si quis caut. 2, 11, 10 pr. Die Stelle lautet in 
der uns überkommenen Gestalt: 

Si eum iudicio sisti promisero, qui iam tempore 
liberatus esse dicehatur^ [quia iam actione forte non 
tenebatur:] actio in me danda est, ut vel exhibeam eum 
vel defendam^ ut veritas inquiratur. 



^ Genauer: durch die Litiscontestation (das vudicium (icc^ere 
vgl. die vorige Note) des Klägers mit dem Vindex. Vgl. D. de exe. 
rei iud. 44, 2, 11 § 7 Cquia adveisus defenaorem qui agit, liteni in indiclum 
deducit) und Bethmann-Hollweg, C. P. II S. 429. 

2 L'£dit p. 76: II acquiert Ja qualite de vindex par cela seul quil 
met ohatacle h Vin iua vocatio (et il la garde, m^me quand, par la suitey il 
86 refiiae ä V etahlisaement du vadimonium). 

3 Gegen die Nothwendigkeit der Defensio durch den Vindex 
spricht auch der Wortlaut des restituierten praetorischen Edicts D. 
quib. ex caus. 42, 4, 2 pr. : Praetor ait: in bona eius qui vindicem [D. 
iudicio sistendi causa fideiussorem, Lenel, L'£dit p. 80, Naber 
p. 372 s.] deditf si neque potestatem sui faciet neque defendetur [Flor.: 
defenderetur], iri ivhebo. Ein vindicem dare ohne Übernahme der De- 
fensio durch den Vindex wäre nach Naber ein mindestens recht un- 
genauer Ausdruck. — Die genannte Stelle spricht namentlich auch 
gegen Gauckler (o. S. 6 N. 2), der freilich die Interpolation des 
Fidejussors an Stelle des Vindex in Abrede stellt. Rev. bist. XIII 
p. 628 n. 1. 
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Der in Klammern eingeschlossene Satz ist ein 
Glossem^; zum Condicionalsatz bemerkt LeneP: yro eo 
vindex exstitero PanlJ^ Magis enim ad vindicem (E. P. S. 54) 
qtiam ad vadimonium spectare videntur haec verha: ^actio in 
me danda est, ut vel exhibeam eum vel defendam und Naber 
stimmt der Beziehung dieser Stelle auf den Vindex aus- 
drücklich zu (S. 374). An erster Stelle steht also die 
Pflicht des Vindex zum exhihere, während Naber an 
erste Stelle die Defensionspflicht rücken will; Paulus 
gibt aber auch die erwünschte Aufklärung über das 
defendere der oben (S. 10) citierten Gaiusstelle. Der Vindex 
muss vel exhibere reum vel def endet e (im technischen Sinne) 
und diese beiden ihn alternativ treffenden Verpflichtungen 
sind in der Gaiusstelle unter dem Ausdrucke defendere 
(im weiteren Sinne [Lenel]) zusammengefasst. 

Während der strafprocessuale Gestellungsbürge also 
im Falle des Ausbleibens des i^eus vom Termin die Bürg- 
schaftsumme zahlen muss, kann der civilprocessuale 
Vindex in diesem Falle für den Beklagten die Defension 
übernehmen. Wie nun, wenn er sich auch der Defension 
entzieht? Für diesen Fall ist die actio in factum vor- 
gesehen, von welcher Ulpian im 5. Buch seines Edict- 
commentars, D. qui satisd. cog. 2, 8, 2 § 5, berichtet: 

In vindicem [D.: fideiussorem, qui aliquem 
iudicio sisti promiserit ^,] tanti quanti ea res erit 
actionem dat praetor. 

Wir haben diese Stelle in anderem Zusammenhange 
bereits oben (S. 8) citiert und haben sie hier wiederholt, 
weil daran noch einige weitere Ausführungen zu knüpfen 



1 Lenel, Pal. zu Paul. fr. 1071 n. 3. 

2 L. c. n. 2. 

3 VgL auch L'jfidit p. 81. 
* Vgl. oben S. 8 N. 1. 

Dr. L. Wenger, RechtsliiBtorische Papyrusatndien. 
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sind. Für unsere actio sehlägt LeneP als mögliche In- 
ten tio vor: 

8, p. N"* N^, cum pro Lucio Titio vindex exstitisset, 
contra edictum meum Lucium Titium neque exhibnisse 
neque defendisse et reL^ 

Die Condemnatio erfolgte dann tanti quanti ea res 
erit. Die Klage gegen den weder exhibierenden noch de- 
fendierenden Vindex geht auf soviel, als der Kläger vom 
Beklagten erlangen würde, auf sein positives Interesse, 
nicht auf mehr. Naturgemäß wird also, wenn der Beklagte 
dem Kläger nichts schuldete, wenn er absolviert worden 
wäre, daferne er selbst den Process geführt hätte, auch 
der Vindex auf Grund der actio in factum nicht condem- 
niert,. sondern absolviert^. So erklärt sich mit Naber* 
wohl am besten die an die eben citierte Stelle D. cit. 2, 
8, 2 § 5 von Ulpian geknüpfte Erläuterung: 

Qu^d utrum veritatem contineat an v&i*o quan- 
titatem, videamus, et melius est ut in verara quantitatem 
vindex [D.: fideiussor^] teneatur, [nisi pro certa quan- 
titate accessit]. 

Wörtlich genommen wäre man geneigt, in der Stelle 
einen ziemlich platten Gedanken ausgedrückt zu finden, 
dass nämlich der Vindex, wenn er nicht seine Haftung 
auf einen bestimmten Betrag (certa quantitas) eingeschränkt 
habe, auf die ganze Summe, die der Beklagte schuldet. 



1 L^fidit p. 80. 

2 Vgl. in der SteHe D. cit. 2, 11, 10 pr. (oben S. 16), die Worte 
ut vel exhibeam eum vel defendam und dazu Lenel, L.'^dit p. 81 und 
ebenda N. 2. 

3 Ebenso wäre es gewesen, wenn der Vindex die Defension über- 
nommen und es auf die actio infadbam gar nicht hätte ankommen lassen. 

^ L. c. p. 373 s. 

5 Pal. zu Ulp. fr. 267 n. 1. Naber, 1. c. 
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verurtheilt werde. Aber ein solches accedere pro certa 
quantitate dürfte beim Vindex kaum zulässig gewesen 
sein^ weshalb ich der Beanstandung des letzten Satzes 
der Stelle sowohl, als auch der Deutung, die Naber dem 
restlichen Theile derselben gibt, beipflichte. Dieser Ge- 
lehrte verweist zur Erklärung auf D. ne quis eum 2, 7, 
4 § 1 und 5 § 1. An ersterer Stelle sagt Paulus, dass 
jemand dem Edicte ne quis eum qui in ius vocabitur vi 
eximat^ auch dann unterworfen bleibe, wenn der Kläger 
als calumniatm" gehandelt habe: 

Item si quis eum, qui per calvmniam vocabatur, 
exemerit: constat eum hoc edicto teneri, 
und an der zweiten Stelle führt Ulpian darüber Fol- 
gendes aus: 

In eum autem, qui vi exemit, in factum iudicium 
datur: quo non id continetur quod in veritate est, sed 
quanti ea res est ab actore aestimata, de qua controversia 
est. hoc enim additum est, ut appareat etiam si calum- 
niator quis sit, tarnen hanc poenam eum persequi. 

D. h. bei der actio in factum gegen denjenigen, 
welcher die in ius vocatio verhindert hat, kommt es nicht 
darauf an, ob der Kläger gegen den Beklagten wirklich 
einen Anspruch hatte, es kommt nicht darauf an, quod 
in veritate est, sondern auch der Caluminator erhält das 
von ihm beanspruchte Interesse. Anders steht es gegen- 
über dem Vindex. Auch wenn es zur Klage gegen diesen 
kommt, kann es sich darum handeln, ob der Kläger das 
von ihm nach subjectiver Aestimation zu schätzende 
Interesse an der Sache, oder nur das wirkliche Interesse, 
welches also im Falle einer calumnia gleich Null wäre, 
zu beanspruchen habe. Hier entscheidet sich aber Ulpian 
für die zweite Alternative : ein Calumniator würde also 



1 E. p. § 12. 

2* 
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vom Vindex nichts erhalten. In diesem Sinne emendiert 
Naber die Stelle gewiss richtig in folgender Weise: 

Quod [id est clausula quanti ea res sit], utrum 
veritatem contineat an vero quantitatem [ab actore aesti- 
matam] videamus^ et melius est, ut in veram quan- 
titatem (vindex) teneatur. 

Auf den Vindex bezieht Lenel in der Palingenesie 
noch D. qui satisd. cog. 2, 8, 5 pr. : 

8i vero pro condemnato [fideiusserit]^ et condem- 
naius decessemt aut civitatem Bomanam amiserit, rede 
nihilo minus cum vindice [D.: f ideiussore ^] eius agetur, 

Naber^ hat gegen die Beziehung dieser Stelle auf 
den Vindex mit folgender Argumentation Widerspruch 
erhoben: den alten Vindex bei der manus iniectio iudicati 
habe es bei der actio iudicati nicht mehr gegeben, es sei 
vielmehr der iudicat%is nur zur satisdatio iudicatum solvi 
verpflichtet gewesen und habe hierbei einen sponsm^ be- 
stellen müssen; dieser Sponsor sei nun in der citierten 
Stelle durch den fideiussm^ ersetzt worden, Gaius habe 
also nicht vindex, sondern Sponsor geschrieben. Diese 
Argumentation ist nicht ausschlaggebend^. Es kann 
sich <i pyinori die Stelle auf einen Sponsor beziehen, der 
sich für einen die cautio iudicatum solvi (Gai. IV, 25. 102) 
bestellenden iudicatus verbürgt. Ein solcher Sponsor wäre 
in der angegebenen Weise verhaftet; aber es kann a priori 
ebensogut an einen Vindex gedacht werden. Freilich einen 
Vindex des alten Rechts, wie er bei der legis actio per 
manus iniectionem (Gai. IV, 21) vorkam, gibt es zu Gaius 
Zeiten nicht mehr (IV, 25) und einen solchen kann Gaius 
allerdings niclit im Sinne haben; aber die actio iudicati 



^ Gai. fr. 65 n. 5: 'vindex exsliteriV aut »imiUa Gai, 

2 Ibid. n. 6. 

3 L. c. p. 378. 

4 Vgl. E. P. S. 57 N. 2 mit L'fidit p. 80 n. 2. 
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beginnt, wie ich anderwärts nachzuweisen versucht habe^ 
wie jede andere actio mit außergerichtlichem edei^e actionem 
und in ius vocare. Gelegentlich der in ius vocatio bei einer 
actio iudicati kann nun sehr wohl ein Vindex inter- 
venieren, wie dies bei jeder anderen in ins vocatio der 
Fall sein . kann, und auf einen solchen Vindex könnte 
man unsere Stelle beziehen, wenn nicht Naber auf einen 
anderen schwerer wiegenden Umstand hingewiesen hätte. 
Hinc occasio demonstrandi, schreibt er, htinc sponsorem non 
eo, quo vindex^ iure uti. Quippe in vindicem praetoma non 
datur actio ^ si ante exhihitionis diem reus decesserit (D. qui 
satisd. cog. 2, 8, 4), at iudicati Sponsor mortuo reo in obliga- 
tione manet. In der von Naber citierten, unten (S. 25) 
abgedruckten Quellenstelle lesen wir thatsächlich, dass 
der Vindex, wenn der Schuldner vor demExhibitions- 
termine gestorben ist, nicht belangt werden könne; 
vom „Fidejussor'^ unserer Stelle dagegen ist gesagt, dass 
er belangt werden könne, auch wenn der condemnatus 
decesserit aut civitatem Ronianam amiserit. Gelten diese 
Worte auch für die Zeit vor dem Exhibitionstermin, 
dann ist die Beziehung der Stelle auf den Vindex aller- 
dings nicht gut 2 denkbar; jedoch können die augen- 
scheinlich aus dem Zusammenhange gerissenen Worte 
des Gaius auch eine specielle Bemerkung zur actio iudicati 
für den Fall sein, dass der Schuldner nach dem Ex- 
hibitionstermine gestorben ist oder die Civität verloren 
hat, — hat doch eine analoge allgemein gehaltene Be- 
merkung Paulus selbst an seine Ausführung geknüpft: 
Si autempost diem exhibitionis decesserit aut amiserit 
civitatem,, utiliter agi potest — 



1 Actio iudicati S. 169 u. a. a. O. Vgl. Eisele, Abhandlungen 
zum röm. Civilprocess S. 140. 

- Man könnte schließlich auch für diesen Fall einen Ausweg 
in der Annahme eines strengeren Rechts für den Vindex bei der 
actio iudicati finden^ doch möchte ich diesen Ausweg nicht betreten. 
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dann aber hindert uns nichts, die Stelle mit Lenel 
auf den Vindex zu beziehen. Mag indes auch in diesem 
Falle Naber Recht behalten, so möchte ich doch jeden- 
falls das eine wiederholen, dass bei der in ius vocatio 
gelegentlich einer actio iudicati auch im classischen 
Processrecht ein Vindex intervenieren kann. Freilich 
riskiert er dabei eventuell das duplum^y dann nämlich, 
wenn auch die actio iudicati zu einer condemnatio dupli 
des Schuldners geführt hätte. Ebenso geht naturgemäß 
die Condemnation des Vindex, der den Beklagten nicht 
exhibiert, eventuell auf das Drei- und Vierfache, wenn 
die Hauptobligation derart beschaffen ist. Darauf bezogen 
sich wohl die Worte des 6a ius D. cit. 2, 8, 3: 

Sive in duplum est actio aive tripli aut quadrupli, 
tanti eundem vindicem [D. : f ideiussorem ^J omnimodo 
teneri dicimus, quia tanti res esse intellegitur. 

Es wurde bereits bemerkt^, dass durch eine Inter- 
vention des Vindex der Hauptschuldner keineswegs sofort 
von seiner eigenen Obligation frei wurde. Erst wenn der 
Vindex den reus nicht exhibieren konnte oder wollte und 
wenn er sich daraufhin der Defension desselben unterzog, 
um die sonst drohende actio in factum zu vermeiden, wurde 
durch die Litiscontestation des Klägers mit dem Vindex die 
Obligation des reus in iudicium deduciert und consumiert^. 
Exhibierte der Vindex dagegen den reus nicht und ver- 
weigerte er auch die Defension, so konnte der Gläubiger: 

a) entweder gegen den Vindex die besprochene actio 
in factum anstellen, oder 



^ Natürlich stets vorausgesetzt, dass er der Exhibitionspflicht 
nicht nachgekommen ist. Der Unterschied zum alten Vindex bei der 
maniLS inieclio liegt klar zu Tage. 

2 Pal. zu Gai. fr. 65 n. 4. Zu eundem bemerkt Lenel daselbst: 
eundeni ex e* udeni = eius vindicem? 

3 Vgl. oben S. 16 N. 3. 
* Vgl. oben S. 16 N. 1. 
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ß) missio in bona des Schuldners erwirken. 
Das letztere Rechtsmittel ist uns als Bestandtheil 
des praetoriscben Edicts ausdrücklich überliefert: 

In bona eius qui vindicem dedity si neque potestatem 
8Ui faciet neque defendetur, tri iubebo ^. 

Lenel^ bemerkt zu diesem Edict, dass es auf den 
ersten Blick überflüssig scheine, da sein Fall schon durch 
die Edictsclauseln qui fraudationis causa latitabit und qui 
absens iudicio defensus non fuerit unter dem allgemeinen 
Titel quHbus ex causis in possessionem eatur gedeckt sei, 
und er hat dafür zuerst ^ den Erklärungsversuch vor- 
geschlagen, dass es dem Praetor angemessen erscheinen 
mochte „im Zusammenhang der Vorschriften über den 
Vindex sogleich scharf auszusprechen, dass dem Versuch, 
durch Stellung eines Vindex die Rechtsverfolgung zu 
hintertreiben, die volle Strenge des praetorischen Executions- 
rechts auf dem Fuße folgen werde". Nunmehr aber^ ver- 
weist er auf die strengere Fassung des citierten Edicts 
gegenüber den beiden anderen genannten Clausein, indem 
derjenige, welcher einen Vindex gegeben hat, positiv da- 
für sorgen muss, dass er dem Gegner zur Verfügung 
sein werde (potestatem suifacere), so dass also durch dieses 
Edict die Voraussetzungen der missio erleichtert werden 
sollten. Ich habe dieses Edicts und seiner Begründung 
deshalb hier gedacht, weil eine positive Pflicht der Für- 
sorge, dem Gegner zur Verfügung sein zu wollen, auch in 
unserem Papyrus zum Ausdruck kommt, und zwar in den 
Worten: iyyväad'aL ^ovfjg xal i^q)avEiagf der Bürge über- 
nimmt die iyyvri für das Dableiben und Erscheinen des reus^ 



1 S. 16 N. 3. 

2 E. P. S. 58. L' fidit p. 81 s. 

3 Z. S. St. II S. 47. 

* S. die vorletzte Note. 

5 Vgl. Grenfell-Hunt, die zu Grenf. II 62 (p. 97) über die 
Erklärung des Bürgen bemerken: statin^ that he consents to act as 



— 24 — 

Aus diesen zu unbeabsichtigter Breite gediehenen 
römisch-processualen Ausführungen lässt sich wie oben 
(S. 12 f.) bemerkt, zweierlei entnehmen: positiv, dass 
sich das Gestellungsversprechen unserer Urkunde 
mit dem ohne Zwang vereinigen lässt, was wir 
über den Inhalt der civilprocessualen Gestellungs- 
bürgschaft wissen, wie sie der Vindex leistet; 
negativ aber, dass der Inhalt unseres Papyrus 
gegen seine Beziehung auf strafprocessuales Ver- 
fahren spricht. Dazu noch einige Worte. Der straf- 
processuale Gestellungsbürge übernimmt, wie wir aus 
Mommsens Ausführungen gelernt haben (oben S. 4), 
die Bürgschaft für das Erscheinen des reus im Termin. 
„Bleibt der Verbürgte im Termin aus, so treffen den 
Bürgen außer der Zahlung der Beträge ^ weitere Nach- 
theile nicht, falls er nicht sein Ausbleiben gefördert hat 
(D. de cust. et exh. 48, 3, 4)".2 Ein Auf sichnehmen aller 
gegen den reus geltend zu machenden Ansprüche, ein 
ixßißdöEiv xa TtQÖs ccvrbv ijtc^Yirov[isva oder ein vTCsvd^vvov 
sösöd'aL totg TtQÖg ccvrbv t,rjroviiBvoig'^ kann der straf- 
processuale Bürge nie angeloben, während diese Ausdrücke 
gut auf einen Stellungsbürgen des Privatprocesses passen, 
und zwar sowohl wenn es sich um eine Contracts-, als 
auch wenn es sich um eine Delictsklage* handelt, mit der 
Schadenersatz oder auch eine Privatstrafe begehrt wird. 
Im Straf processrecht aber gibt es keine Defension ^ „Die 

aurety for te 'non-removal and appareance'' of P. Vgl. ibid. p. 125 zu 
Grenf. II 79. 

^ D. h. der Bürgschaftssumme. 

2 Mommsen S. 331 N. 1. 

3 Vgl. oben S. 14 N. 2 u. 4. Auch das vTthgaijt&v Xoyov vcpSisad'ai be- 
deutet jedenfalls eine dem Straf process unbekannte Defensionsübernahme. 

^ Darum wird es sich weitaus in den meisten Fällen gehandelt 
haben, vgl. Mitteis, Hermes XXX S. 567 ff. und unten Abh. III. 

5 Worauf eben unsere Gestellungsbürgschaften in zweiter 
Linie — d. h. bei ausbleibender Exhibition — doch hinauslaufen. 
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Vertretung, welche das Civilrecht dem Kläger wie dem 
Beklagten unbeschränkt gestattet, — ist im Criminal- 
process activ und passiv ausgeschlossen." „Hinsichtlich 
des Beklagten gehört die persönliche Verantwortung 
zum Wesen des Strafverfahrens" K 

3. Das dritte von Lenel ehedem für jeden Vindex 
namhaft gemachte Merkmal ergibt sich aus D. qui satisd. 
cog. 2, 8, 4: 

/St decesserit qui vindicem [D.: f ideiussorem ^J 
dederit [D. : iudicio sistendi causa], non debebit praetor 
ivbere exhihere eum. quod si ignorans iusserit exkiheri 
vel post decretum eius ante diem exhihitionis decesserit^ 
deneganda erit actio^. 

Der Vindex haftet dafür, dass der reus überhaupt 
künftighin zu haben sein wird und dass er denselben 
exhibieren wolle, wann immer er zur Exhibition 
dur ch das praetorischeDecret^ auf gefordert wer den 
sollte. Auch Longinus verspricht nun in unserer Urkunde 
ov xal 7taQa6t7]6c3 ÖTtöts iccv ^'Jiit,rixfixai, d. h. er verspricht 
den Beklagten nicht an einem bestimmten Termin zu ge- 
stellen, sondern dann, wann der reus gesucht würde, also 
m. a. W., wann der Magistrat dessen Gestellung auftragen 
würde. Auf den strafprocessualen Stellungsbürgen passt 
hingegen auch dieses Merkmal nicht: er verspricht Stellung 
des reus an einem „bestimmten Termin"^. 



1 Mommsen, Strafrecht S. 374. Paul. Sent. V, 16 § 11: neque 
accusator per alivm accusare neque reus per alium defendi poteat. D. de 
publ. lud. 48, 1 , 13 § 1 : ad- crimen iudicii püblici peraequendum fruaira 
procurator intervenity multoque niagia ad defendendum. Weitere Stellen bei 
Mommsen, a. a. O. N. Z. 

2 Pal. zu Paul. fr. 136 n. 3. 

3 Darauf folgt der oben S. 21 a. E, abgedruckte Satz. 

* Beziehungsweise allgemein das vom Gerichtsmagistrat erlas- 
sene Decret. 

5 Mommsen, a. a. O, S. 330 t 
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Überblicken wir unsere vergleichenden Ausführungen 
über das Verhältnis zwischen dem Vindex in der Gestalt, 
welche demselben Lenel im Edictum perpetuum gegeben 
hat und dem Gestellungsbürgen der griechischen Urkunde, 
so finden wir zwischen beiden eine auffallende Ähn- 
lichkeit. Bei Beurtheilung dieses Ergebnisses müssen wir 
uns von den im Vorwort ausgesprochenen Gedanken leiten 
lassen. Es ist möglich und — da wir es mit dem Verfahren 
in einer römischen Provinz zu thun haben ^ — auch wahr- 
scheinlich, dass wir eine dem nationalrömischen Process- 
rechte entnommene Gestellungsbürgschaft hier vor uns 
haben. Dies würde aber bedeuten: 

cc) dass ein Bild des civilprocessualen Vindex, wie 
es Lenel entworfen hat, den thatsächlichen Verhältnissen 
auch entsprach, dass es also einen civilprocessualen 
Gestellungsbürgen gab, der dem Magistrate gelobte, 
den Beklagten jederzeit auf magistratische Anordnung 
hin zu gesteilen, sonst aber selbst für den gegen den 
Beklagten zu erhebenden Anspruch die Defension zu 
übernehmen; 

ß) es würde dieses Ergebnis unsere Erkenntnis der 
cognitio extra ordinem — denn ein Geschwornenverfahren 
hat in Ägypten bekanntlich nicht Eingang gefunden — 
als eines durchaus dem mdiciurn ordlnarium nachgebildeten 
Verfahrens'-^ in dem Einzelpunkte ergänzen, dass die 



1 Gerade das processuale Verfahren dürfte in aUen der römi- 
schen Herrschaft unterworfenen Gebieten ziemlich einheitlich ge- 
regelt gewesen sein. Vgl. Mitteis, Reichsrecht und Volksrecht S. 133 f. 
Man beachte in unserem Falle noch, dass die Parteien ihren Namen 
nach Römer sind und dass der Gestellungsbürge ausdrücklich xov 
id-tfiov 'PraficiCcav oqxov schwört. 

2 Vgl. die in meiner Actio iudicati S. 230 N. 20 Citt, dazu 
neuestens Bekker, Z. S. St. XXI S. 349. Brassloff, ebda. S. 383. 
Gelegentlich verweise ich auf die missio in bona (General vermögens- 
execution) in BGU II 378, 24 ff., dazu Gradenwitz S. 35. 
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Beamtencognition auch den civilprocessualen Vindex auf- 
genommen habe^ 

y) Die herausgefundene Analogie zwischen dem römi- 
schen Vindex und dem Gestellungsbürgen unseres Papyrus 
darf uns aber nicht zur Einseitigkeit verleiten und über- 
sehen lassen, dass möglicherweise das römische Process- 



1 Die Übernahme des vindex-artigen GesteUungs bürgen in die 
cognitio extra ordinem stimmt auch zum Vorkommen des fideiuaaor 
iudicio sislendi causa datus mit den durch die Interpolatoren nicht 
beseitigten Eigenthümlichkeiten eines Vindex in den Digesten. Wäre 
den Compilatoren ein derartiges Institut ganz fremd gewesen, 
so hätten sie den Vindex eliminieren müssen, anstatt ihn durch den 
„Fidejussor" zu umschreiben. Freilich gibt es außerhalb des o7'do 
ivdidorum keine in iua vocatio im alten Sinne mehr, sondern an ihre 
Stelle ist amtliche Ladung getreten, aber auch hier muss der Beklagte, 
wenn er nicht sofort dem Executor folgen will, Caution bestellen. 
Vgl. B e th mann -H oll weg, C. P. III S. 249 ff., welcher Gelehrte 
aber allerdings den Fidejussor und den Vadimoniumsbürgen noch 
zusammenwirft. Eine genauere Eingliederung des vindex-artigen Ge- 
stellungsbürgcn in das nachclassische Processrecht würde den Rahmen 
dieses Aufsatzes weit überschreiten und wäre nur gelegentlich einer 
eingehenden Untersuchung der Geschichte der Processeinleitung bis 
auf Justinian möglich. — Gradenwitz S. 14 f. spricht im Falle unseres 
Papyrus von einem vadimmiium iurato factum. Ein eidliches Vadimo- 
nium liegt aber nachGai. IV, 184 s. dann vor, wenn die dasVadimonium 
abschließende Partei selbst dasselbe durch ihren an den Magistrat 
gerichteten Eid bekräftigt. Vgl. Oxy. II 260, BGU III 891 R. und die 
folgende Abhandlung. An einen Vadimoniumsbürgen kann nicht ge- 
dacht werden, denn ein solcher schließt anlässlich des Vadimoniums 
des reua mit dem Gläubiger eine Stipulation des Inhaltes ab, reum 
certo die sisti. Noch weniger kann aber bei den lateinischen Stellen 
sowohl als beim Papyrus ein altrömischer vaa in Frage kommen, 
denn das altrömische Vadimonium, das thatsächlich mit unserer Ge- 
Stellungsbürgschaft eine gewisse Ähnlichkeit hat — Voigt, Vadimo- 
nium S. 306 u. a. a. O. — war schon seit „Beginn der Kaiserzeit" 
in eine Stipulation umgewandelt: Voigt, a. a. O. S. 349 f. A. M. 
Naber a. m. O. Dass es vadea im altrömischen Sinne in der Kaiser- 
zeit nicht mehr gab, geht auch aus den bekannten Worten des Gellius, 
N. A. XVI, 10, 8 hervor. Vgl. Girard, Organisation I p. 73 n. 1. 
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recht hier von einem ähnlichen Institute des griechischen 
Processrechts 1 zum mindesten beeinflusst sein könnte 2. 
4. Von Interesse ist noch das im Anschluss an die 
Erklärung des Gesteliungsbürgen in unserer Urkunde 
protokollierte Factum, dass L. Octavius Longus, eben- 
falls ein ausgedienter römischer Soldat, den bürgenden 
C. Longinus Priscus ^yvcjQl^st^ ^ d. h. also wörtlich ihn 
kenne, mit ihm in genauer Bekanntschaft stehe. Es wäre 
an sich nichts Auffallendes, wenn sich die Behörde im 
Interesse des Klägers bei einem Stellungsbürgen, dessen 
Persönlichkeit allein und als solche nicht genügend sichere 
Gewähr für die Erfüllung des Versprechens bietet, noch 
durch die Aussage eines Vertrauensmannes über die Person 
des Bürgen versicherte, — aber gerade mit Rücksicht 
auf das römische Processrecht sind diese Worte bemerkens- 
wert, erinnern sie doch unwillkürlich an römischrechtliche 
Bestimmungen in den lateinischen Quellen, die ebenfalls 
verhüten sollen, dass ein untauglicher Vindex zu Gunsten 
des reu8 interveniere. Ob die von Gellius, N. A. XVI, 10, 
5 überlieferten Worte: 

Assiduo vindex assiduus esto; proletario iam cwi 
quis volet vindex esto 

sich auf den Vindex bei der in ius vocatio beziehen, mag 



1 Vgl. Voigt, a. a. O. S. 347 f. über die fyyvoi sfig}avsiag des 
attischen Rechts und die das. Citt. Eigenthümlich aUein unserer Ge- 
stellungsbürgschaft und dem Versprechen des Vindex bleibt die Ver- 
pflichtung zur Stellung nicht auf einen im vorhinein bestimmten 
Termin, sondern onots hav Eniirjx^xoti. 

2 Auf das griechische, beziehungsweise ptolemäische Process- 
recht vermag ich dermalen noch nicht einzugehen und muss mich 
zunächst mit einer Betrachtung des Processes, wie er uns in den ägyp- 
tischen Urkunden der römischen Periode begegnet, vom Gesichtspunkte des 
römischen Processrechts begnügen. Für eine einheitliche Darstellung 
des Processrechts Ägyptens zur Ptolemäer- und Römerzeit kann des- 
halb unsere jetzige Arbeit nur den Charakter einer Vorstudie haben. 
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auch hier^ dahingestellt bleiben, wohl aber verweise ich 
auf eine Stelle, die den vindex locuples^ des praetorischeu 
Edicts betrifft, nämlich D. qui satisd. cog. 2, 8, 5 § 1 
(Qai. ad edict. prov.): 

Qui pi'o rei qualitate evidentissime locupletem vel, 
si duhitetur, adjyrohatum vindicem [D.: fideiussorem 
iudicio sistendi causa ^] non acceperit: iniuriarum 
actio adversus eum esse potest rell. 

Wäre es nicht naheliegend, das yvcjgi^siv als eine 
adprohatio vindids aufzufassen? Ob der Vindex locuples 
war, konnte entweder der Magistrat selbst untersuchen^ 
oder er konnte mit dieser Aufgabe einen arhiter betrauend 
Vielleicht ist L. Octavius Longus ein solcher Arbiter 
gewesen, der die Tauglichkeit des C. Longinus Priscus 



1 Vgl. Lenel, Z. S. St. II S. 48. Die Definition des vindex 
locuples^ die Gaius im 2. Buche seines Commentars zu den XII-Tafeln 
gibt, D. de V. S. 50, 16, 234 § 1 : 'Locuples* est, qui aatia idonee habet 
pi'o magnUvdine rei, quam actor restituendam taae petit wird sich 
ebenfalls auf den Vindex bei der in ius vocatio beziehen, so Naber, 
1. c. p. B76. Lenel bezieht hingegen das Fragment nur auf die legis 
actio per manus iniectionem; vgl. die Rubrik in der Pal. zu Gai. fr. 429 
und den Hinweis auf 1. ürson. c. 61 (1. c. n. 8). 

2 Vgl. Lenel, Z. S. St. II S. 48. D. de in ius voc. 2, 4, 1 : 
Edicto cavetur, ut vindex [D. : fideiussor iudicio sistendi causa datus, 
Paul. fr. 87 n. 4] 2^^^ ''^* qualitate locuples detur rel. Vgl. auch D. qui 
satisd. cog. 2, 8, 2 pr.: Vindex [D. fideiussor in iudicio sistendi causa 
Ulp. fr. 265 n. 4] locuples videtur dari non tantum ex facultatihus, 
sed eliam ex oonveniendi facilitate, 

3 Pal. zu Gai. fr. 65 n. 7. 
* Vgl. lex Urson. c. 61. 

^ Vgl. D. cit. 2, 8, 10 pr.: Si ah arhitro prohati sunt [fideiussores], 
pi'o locupletihus habendi sunt rell., welche Stelle sich auf die vindices 
beziehen durfte; so Naber, L c. p. 377. Lenel, PaL zu Paul. fr. 819 
n. 3 ersetzt dagegen fideiussores durch sponsores und vermuthet, dass 
sich diese Stelle auf die cautio legatorum servandorum causa beziehe 
(vgl. n. 1). Naber, 1. c. bezieht auch D. eod. fr. 9 hieber. 
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festgestellt hatte, und ist dieser Ausspruch des Arbiters 
nunmehr im Anschluss an das Versprechen des Stellungs- 
bürgen protokolliert worden ^ 

BGU II 581 ist nicht die einzige Urkunde, welche 
eine an die Verpflichtung des römischen Vindex ge- 
mahnende Erklärung enthält. Bei der nunmehr folgenden 
Zusammenstellung weiterer Urkunden können wir uns, 
da der Berliner Papyrus ausführlich besprochen wurde, 
hauptsächlich auf die Hervorhebung der Abweichungen 
beschränken. 

Ebenfalls eine an den Strategen adressierte Ge- 
stellungsbürgschatt enthält der jüngst von Schubart 
publicierte P. BGU III 891 Verso. Er ist vom 1. Mai 
144 n. C. datiert und enthält die Stellungsbürgschaft 
dreier Bürgen für vier rei. Der Papyrus weist gerade 
an bedeutsamen Stellen einige Lücken und Verstümme- 
lungen auf, ist aber im ganzen verständlich und lautet 
auszugsweise : 

['l0L\d(DQG) 0tQa{trj'ym) ' j4Q(fL{voLrc3v) Ss{iii(Stov) xal 
noX{8ii(X}vos) lisgidov — Eigennamen der drei Bürgen 
(im Nominativ) — [of] y a%h x(b{iii^g) livÖQOiia%idoq 
rfjg Ss{^L6rov) fisQiäog [6ii]vvo[iEV rrjv Hvtiovivov 
KalöaQog [t6]v kvqIov rvxiv^) ^^oveCcog Tcal avd'aiQSz{(og) 
[iy]'yvcc6d'aL — Eigennamen der vier Schuldner (im 
Accusativ) — tovg ö 7tQS6ßvt{sQovg) [r]fjg avrfjg x(h{(ii^g) 
ivxakovdisvovg) vnb XaLQri[ii\ovo[g . .\£Vog tvsqI rig (prj^iv 
7tsjio[L]fj0d'at koyiag [..].«.[.]• snvQmvcay (...) (?), 
ovg Kai 7taQa6tT^(fofi[sv icc]y i['jt]L^ri(tmfrai) dxo[lo]vd'G}gt& 

• • • • 

ysva{^svco) (1 . ysvofi,) vitb cfov [v]7toiivriiiat[i\6fic3 rfj 
iv£[0{t(o0rj)] fifiSQa, [i]tcv dk (irj TtaQaiörcj^sv (1. JtccQL0tca(isv) 
ij^stg ccvr(ovg), [avr]ol [v]nkQ avt{&v) löyov vTts^öiiBd'a 



1 Eine besondere, über die eines jeden Arbiters hinausgehende 
Haftung wird einen solchen Adprobator nicht betroffen haben. 
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(1 . vcp) xal ? ? ' iyQcc{(pyi) i7tax(X)lovd^{ovvtog) (1 . inaxok.) 
[..] X [.]... ^ (...)2 t;;rf()6r(ov) (1 . iicriQ . ). 

Darauf folgt Z. 20 — 22 die Personsbeschreibung der 
drei Bürgen und die Bemerkung, dass die Urkunde 
öC li7toX{XovCov) vofioyQd{g)ov) für die analphabeten 
Bürgen unterfertigt sei, endlich das Datum. "^ 

Formell ist zum Papyrus zu bemerken, dass der- 
selbe wie BGU II 581 an den Strategen adressiert ist — 
und zwar diesmal an den Strategen der beiden anderen 
Bezirke des arsinoitischen Gaus — und dass die Er- 
klärung der vo^oyQcctpog unter Assistenz des vTttjQstrig^ 
geschrieben hat-^ Bemerkenswert sind die Worte Z. 14f. 
dxo?,ovd'(Dg reo ysvG^svG) imb 6ov (sc. ötQarrjyov) vjto^vrj^a- 
rL0fi& rfj ivs6td)6i] fj^sQcc, Es ergibt sich daraus, dass der 
Abgabe der vorliegenden Erklärung eine Verhandlung 
vor dem Strategen vorausgegangen war, in der etwa 
über die Zulässigkeit und Tauglichkeit der Stellungs- 
bürgen verhandelt und entschieden wurde ^. Die Er- 
klärung selbst wurde in der Kanzlei des vo^oyQcccpog ab- 



^ Die wenigen hier lesbaren Buchstaben sind im Papyrus 
wieder durchgestrichen: xal on . (...) [. ] ... ccntmyto (sicj. 

2 Hier stand der Eigenname des Hyperetes. 

3 Z. 25 — 30, „in kleiner Schrift, aber anscheinend von derselben 
Hand geschrieben wie der übrige Text" (Schubart), beginnen 
wiederum mit einer Adresse, wohl an denselben Strategen und ent- 
halten die Erklärung eines Dorfschreibers und von TtQsaßvTBQOi rfjg xdofitjg. 
Sie hängen mit Z. 1—24 nicht zusammen, doch lässt sich aus den 
wenigen erhaltenen Worten über den Charakter der Erklärung nichts 
Bestimmtes sagen. Vielleicht begann hier eine neue, ähnliche Erklärung 
wie die besprochene, vgl. Grenf. II 79. 

4 Vgl. o. S. ö N. 1. 

* Es ist hier zwar nur für die stellvertretenden Unterschriften 
ausdrücklich gesagt, dass sie der vofioYQdq)og geschrieben habe, 
aber da Z. 1 — 24 von derselben Hand geschrieben sind, trifft das 
Gesagte zu. 

6 Vgl. 1. ürson. c. 61 und o. S. 29 N. 4. 
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gegeben. Inhaltlieh haben wir eine von drei Personen 
geleistete Stellungsbürgschaft für vier TtQsaßvrsQot r^g 
x6[Arig MvÖQOfiaxldog vor uns, welche von einem gewissen 
Xai^lLdv beklagt worden sind. Um was es sich bei dieser 
Klage handelte, ist, zumal die betreffende Stelle der Ur- 
kunde lückenhaft ist, nicht ganz sicher. Wir müssen uns 
an die Worte tcsqI rig (pri6iv nsTtoifjad^ca Xoyiccg halten. Wenn 
wir dabei Wilckens Ausführungen „slg xriv loyslav^^^ zu 
Rathe ziehen, so dürfte es sich um eine Collecte han- 
deln, bei der seitens der vier TtQSößvrsQoc Unregelmäßig- 
keiten vorkamen, die zur Klage des Chairemon führten \ 
Das macht den Eindruck, als ob Strafverfahren vorläge, 
aber auch hier warnt wiederum die in eventum der Nicht- 
gestellung übernommene Defensionspflicht der Bürgen 
vor einer Beziehung auf Strafprocess und lässt annehmen, 
dass es sich nicht um Bestrafung der Schuldigen, 
sondern um einen gegen sie geltend gemachten Anspruch ^ 
handle, der im Falle ihres Ausbleibens auch gegen Dritte 
verwirklicht werden kann. Leider sind auch hier wieder 
die an das Xoyov i^cps^o^sd^a anschließenden Worte ver- 
stümmelt. In den übrigen Merkmalen stimmen die beiden 
Papyri überein: auch ßGU III 891 verpflichten sich die 
Stellungsbürgen eidlich ; auch hier wird keine Bürgschaft- 
summe ausgemacht; auch hier wird endlich kein fixer 
Stellungstermin im vorhinein fixiert. 

Eine weitere Gestellungs Verpflichtung enthält Grenf.II 
62. Dieser Papyrus aus d. J. 211 n. 0. hat folgenden Wortlaut: 

KQYivolfilo) KovivtCkXiccvGi {iKarovrdQ)x{a)) ArjfirirQiog 
2JatvQov ''Avd'ov Uvqov ^ritQog AiodcjQccg &Jth &ii(p6dov 
Bi^vvmv ccklmv roTtcjv. o^vvo (1. — co) X7]v Aovxlov 



1 Ostr. S. 253 ff. § 74. 

2 Leider sind eben die an loyCag anschließenden und viel- 
leicht zur näheren Aufklärung dienlichen Worte verstümmelt. 

3 Etwa auf Schadenersatz. 
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UsTCTLiilov UsovrjQov ÜSQtlvaxog xal Mccqxov A'b^XCov 
!ävt(0VLV0v xal UovßUov ZsnxLiiiov Fira^ BQSvtavixGiv 
(1. BQLxavv.) Meylöxcav Evösßmv 2Jsßcc6tC3v tvxfiv ixovöicjg 
xal aid'SQEtcog (1. av^aiQ,) ivyväöd'ac (1. iyy.) Tldöiv 
^AkoXXcdvlov (lYjtQÖg ''löitog fiovrlg xal i^itpavlag, ov xal 
%aQa6tri6(X) öitorav iTti^rirfjtai, ihv äh firi naQi6t&, 
iyo) 6 avrbg iyßtßdöG) tcc Ttgbg avtbv ijtL^r^tov^sva, t 
(1. ^) Bvoxog Iriv (L striv) x& [oQx\(p . iyQatpri iTtaxolov- 
d-ovtrtog ''H[QaxX\ldov (laxaiQotpÖQov. ^rjiirjxQiog cjg 
{ixc3v) XYi ovXri fisxdiJtq), (2. Hand) : {hovg) id" Aovxiov 
UsTtxi^iov 2Jsovi^Qov nsqxivaxog xal Mägxov Ai^kiov 
Atncjvivov xal UovßUov 2Je7tXL^{ov Fsxa BQSvxavLTcmv 
(1. BQixaw.) Meyt6XG)v Evaaß&v Usßa6xc3v ^aQ^ovd'i^. 

Formell bemerke ich zunächst zur Urkunde, dass 
dieselbe im Gegensatze zu den von einer Hand geschrie- 
benen BGU II 581 und III 891 Verso ein von zweiter Hand 
beigefügtes Datum trägt. Grenf. II 62 ist vielleicht vom 
Bürgen Demetrius selbst in Gegenwart des fiaxaiQoq)6Qog 
Heraclides geschrieben worden, welch letzterer dann das 
Datum mit eigener Hand beisetzte (?) . Die Erklärung ist 
nicht wie die Erklärungen der Berliner Urkunden an den 
Strategen, sondern an den ixaxovxaQxog^ den Centurio, 
gerichtet. Über die Stellung des Hekatontarchen hat unter 
anderen Mitteis in seinem ersten Hermesaufsatze ^ ge- 
handelt. Dieser Beamte erscheint als Polizeibehörde und 
beschäftigt sich in erster Linie mit Strafsachen, wenn 
eben statt der gerichtlichen polizeiliche Hilfe beansprucht 
wird. Aber das in den Berliner Urkunden beobachtete 



1 Der Name des Kaisers Geta ist in der Eidesformel später 
ausradiert worden. Vgl. Grenfell-Hunt p. 97. 

2 Für die richtigen Lesungen statt der Fehler im Papyrus vgl. 
Grenfell-Hunt p. 98. 

3 Hermes XXX S. 570 f. 

Dr. L. Wen gar, Rechtshifitoriiche Papyraastudien. 3 
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Merkmal, welches mich dort bewog, mich für Civil- 
verfahren zu entscheiden, findet sich auch in unserem 
Papyrus wieder: Demetrius verspricht für den Fall der 
Nichtgestellung des Pasis selbst die gegen diesen zu 
erhebenden Ansprüche zu befriedigen. Dass sich die 
ägyptischen Polizeibehörden auch mit civilgerichtlichen 
Sachen befassten, dass sie namentlich privatrechtliche 
Klagen entgegennahmen, hat ebenfalls bereits Mitteis 
(a. a. O.) gezeigt. Es könnte also gegen die Beziehung 
unseres Papyrus auf privatprocessuales Verfahren 
nicht der Einwand erhoben werden, dass vor den 
Centurio niemals Civilsachen gekommen seien. Die 
Adressierung des Versprechens an die Behörde, die 
Garantie für [lovri xal ificpavia, die Erwähnung des magi- 
stratischen Decretes {öjtorav iTn^rjxrjraL) als Voraussetzung 
des 7taQa6ti^6eiv finden sich auch hier. 

In den Digesten ist, wie Lenel* nachgewiesen hat, 
an Stelle des classischen Vindex ein fideiussor iudicio 
sistendi causa dattcs^ interpoliert. Ist dieser „Fidejussor*' 
nun eine vom Vindex rechtlich ganz verschiedene Figur ? 
Diese Frage lässt, soviel ich sehen kann, auch Lenel 
offen, ja es macht auf mich den Eindruck, als ob dieser 
Gelehrte annähme, dass es sich bei diesem Fidejussor 
der Compilation thatsächlich um einen in Stipulations- 
form sich verpflichtenden Bürgen stricto sensxc handlet 



» E. P. S. 54. L']ßdit p. 75. 

- Oder eine ähnliche Wendung. So heißt es z. B. verbal aliquem 
iudicio tisH p^'mnittere für pro aliquo vindex exaistere D. fli quis caut. 2, 11 
10 pr. Paul. fr. 1071 n. 2. D. qui satisd. cog. 2, 8, 2 § 5 schlägt Lenel 
für die. Worte ^ett«*orgw, qui aliqueni iudich sisä promiserit eine Wendung 
wie eum qui vindex exstiterit oder ähnlich vor, ülp. fr. 267 n. 2. 

3 So dürfen vielleicht Lenels Worte, E. P. S. 54 (hierin = L'fidit 
p. 75) gedeutet werden. Vgl. besonders (deutsche Ausg.): „Dies ist der 
Vindex des praetorischen Edicts, der also keineswegs als ein sponaor 
oder yideiusaoi' qui vocatum aisti promittiC (Demelius) gedacht werden 
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Gegen eine derartige Annahme sprechen aber beim Pide- 
jussor der Digesten dieselben Gründe, wie beim Vindex 
der Classikertexte. Hätten die Compilatoren einen durch 
Stipulation sich verpflichtenden Bürgen im Auge gehabt, 
so hätten sie sich nicht damit begnügen können, an 
die Stelle des Vindex überall einen fideiussor iudicio 
sistendi causa ddtus u. dgl.^ einzusetzen, sonst aber alle 
Charakteristika des ersteren ruhig stehen zu lassen. 
Auch für den „Fidejussor*' der Digesten gilt, und zwar 
hier zweifellos, die Regel, dass er apvd officium cavet 
oder apud acta exhibitwum se esse promittit^y auch gegen 
den „Fidejussor'' der Digesten geht eine actio in factum 
auf quanti ea res erit^ und nirgends ist eine actio ex 
stipulatu gegen ihn erwähnt, auch der „Fidejussor" der 
Digesten haftet nur dafür, den Beklagten an einem durch 
magistratisches Decret festzusetzenden, aber nicht schon 
im vorhinein bestimmten Tag zu exhibieren*. 

Rechtlich steht also — soweit ich sehen kann — 
6.QY fideiussor iudicio sistendi causa datus dem von 
Lenel restituierten Vindex vollkommen gleich. 
Auch von ersterem gilt, was Lenel von letzterem sagt, 
dass „diesen Thatsachen gegenüber an eine in Stipulations- 



darf. Allerdings haben die Compilatoren der Digesten überall, wo im 
Edict und in den Commentaren vom Vindex die Rede war, statt 
dessen einen 'ßdeiussor iudicio sistendi causa datus'* eingefügt" u. s, w., 
vgl. auch Z. S. St. II S. 45 a. E. u. 46 a. A. Ganz deutlich spricht 
sich Lenel m. W. über diesen Punkt nicht aus; sehr erfreulich wäre 
es mir, wenn auch er den fideiussoi' iudicio sistendi causa datus für 
einen eigentlichen Fidejussor nicht hielte. 

1 Vgl. die vorletzte Note. 

2 D. de in ins voc. 2, 4, 17. Diese Parallele unter der Voraus- 
setzung, dass sich diese Stelle ursprünglich auf den Vindex be- 
zogen habe. 

3 D. qui satisd. cog. 2, 8, 2 § 6. 
* D. eod. fr. 4. 
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form erfolgende Bürgschaft oder gar an ein eigentliches' 
Vadimonium zu denken, schlechthin unmöglich" ist \ Was 
also mag die Compilatoren dazu bewogen haben, aus dem 
Vindex einen Fidejussor zu machen? Und wie kommt es, 
dass dieser Fidejussor so gar nicht in seinen juristischen 
Eigenschaften mit dem sich in Stipulationsform ver- 
pflichtenden eigentlichen Bürgen übereinstimmt? Eine Er- 
klärung hiefür wird aus den römischen Quellen kaum 
zu gewinnen sein, dagegen gibt uns die Vergleichung 
der besprochenen Papyri aus früherer Zeit mit einigen 
anderen jüngeren Datums für die, wenn auch noch nicht 
apodiktisch hinzustellende Lösung dieser Frage den 
Schlüssel in die Hand. Wir treten damit in die Besprechung 
der vierten hierher gehörigen Urkunde Grenf. II 79 ein. 
Der Papyrus stammt aus dem Ende des 3. Jhd. n. C.^ 
und lautet: 

Col. I. 

[OvalsQLO) Ka]raXoyL6rfj /4Q(ft{voLrov) [itaQcc AvQrjUo]v 
Ij)CQa7tCG}vog 2Jovxcc^iiG)vog iiri{xQbg) /ivt(Dvia[s dnö 
d(i(p6d](yv ElsQccg (1. T£().) UvXrjg ^OQd'ovcpov olxovv- 
zog [iv ol\7tia E\v\i5xoxiov, ö^oloya öfivvg xrjv x&v 
[äBd]n(ytGiv fjfi&v AvxoxQaxoQcov 2Jsßa6x&v xvx^v 
[^xov(Si(og Tcai avd'cccQexog (l.-cog) iyyvoi^d'aL AvqtiXiov 
'Avovßä ...[.. ]g [anb ajftgpödov McuriQBCjg fKDv^g 
(1. ^ovfjg) [xal i^](pavLag, wv (1. ov) xal TtaQaöxiqöcj önoxav 
ijtL^ri[x]'^xcci, sl dk ^i] TcaQtöxm, ^ly^] ^ ccvxbg vTtsvd'vvog 
[affofiaL] xolg xgbg avxbv [^ri]xovfi6votg^ xal i7tSQ(c3xrid^6lg) 
[eäfioAdyi^da]. 



1 E. P. S. 64 f., wiederholt L'^dit p. 76: En pr^ence de ces faits, 
il esty ä mon aens^ tout ä faxt imposaible de penser ici ä un cautiormement 
se prodidsant dana lea fomies de la afApulation ou ä un vadinwnium 
partieulier, 

2 Vgl. Grenf eil- Hunt p. 125; für die Correcturen p. 166. 
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2. Hand, j4vQi^hog ZJaQ[a7CL\(DV iv€yvifi0d^[r]]v, [ ] 

d [ . . . ] aricov ^ £j/()[a^a] vjteQ avtov 'yQ{diifiata) firj 
[6ld{6rog).] 

Col. II. 

(3. Hand.) ^ OvaksQVG) 7iataloyi6xfi ^AQ(Si(voixov) naQa 

AvQTiXiov KLTtqyaiioy , [ ] vlov ^riitQog) ^l0id(OQa[g] 

aTtb [dfi]q)[6]do[v] XrjvoßocfxCcov ...[.] varox . . . 
/dfisiXaQiov. öfi[oXo]yc3 ofivbg rr/v rav dsOTtotmv i^i&v 
AvxoKQaxoQcav IJsßaöxcjv xv^r^v ixovöCcjg xccl avd'SQSXCjg 
(1. avd'aiQ.) iyyväad^ai AvQrjU[av] *A[. .] sav yBvo[iL\Bvriv 
yvvat[xa ....?? 

Hier bricht der Papyrus ab. Jede Columne des- 
selben enthält eine Gestellungsbürgschaft. Der Magistrat, 
dem gegenüber beide sonst scheinbar gar nicht zusammen- 
hängenden Erklärungen abgegeben werden^ ist aber der 
xaxakoytaxT^g^ von Arsinoe. Die zweite, verstümmelte Er- 



1 Hier stand der Name des Subscribenten für den schreibunkun- 
digen Sarapion. Wer die Urkunde geschrieben hat (I. Hand), ist nicht 
ersichtlich, es scheint dies aber ein amtlicher Schreiber gewesen zu 
sein, worauf dann die Partei (beziehungsweise ihr Subscribent) unter- 
schrieb. In formeller Hinsicht auf diesen Punkt sind die besprochenen 
Urkunden nicht conform. 

2 Also vermuthlich ein anderer Schreiber. 

3 Gestellungsbürge und reu» sind in beiden Fällen verschiedene 
Personen. Der Umstand, dass beide Protokolle auf denselben Papyrus 
geschrieben sind, lässt vermuthen, dass wir ein Blatt aus dem in der 
Kanzlei des xazccXoyLGttjs geführten Amts-Journal vor uns haben. Da 
mögen eben Erklärungen der Gestellungsbürgen der Reihe nach 
eingetragen worden sein. Vgl. o. S. 31 N. 3. 

* Da dem xaraXoyLGTijg hier Gestellungsbürgschaften geleistet 
werden, so muss ihm die Leitung eines gerichtlichen Verfahrens ob- 
gelegen sein. Das vnsvd'vvog ^aofiai -ktX. spricht wiederum deutlich für 
civilgerichtliches Verfahren. Näheres über die Stellung des xaraXoyLGTijs 
und namentlich seine jurisdictionelle Function ist m. W. aus den 
Papyri nicht zu ermitteln. Vielleicht ist der TcccTaXoyiarrjg aber mit dem 
xcctaXoyslov in Oxy. I 34 Verso I, 7 in Zusammenhang zu bringen, dann 
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klärung ist, soweit ersichtlich, der in Columne I enthaltenen 
inhaltlich ganz entsprechend. In Columne I aber finden 
wir die uns aus den früher besprochenen Papyri be- 
kannten Merkmale der „vindex-artigen" Erklärungen 
fast wörtlich wieder: vor allem die Adressierung der 
Gestellungszusage an den Magistrat, nicht an den Kläger, 
sodann das Versprechen, für (lovri xal i^tpccvCa des reus 
einstehen zu wollen, und die Erklärung, den reus auf 
magistratisches Decret hin zu gesteilen. Auch hier über- 
nimmt endlich der Gestellungsbürge für den Fall der 
Nichtgestellung des reus die Haftung für die gegen den- 
selben zu erhebenden Ansprüche. An Stelle des in den Papyri 
BGU II 581 und Grenf. II 62 formelhaft wiederkehrenden 
ixßißdöcD rcc ytQÖg avrbv i7tLt,rjrovfi£Vcc steht hier iTtsvd^vvog 
86oiiaL rotg TCQÖg avxbv ^rjtov^evoLg; der Sinn kann aber 
nicht verschieden sein und die Beziehung dieses Aus- 
drucks auf civilgerichtliches Verfahren ist womöglich 
noch klarer als bei ersterem Ausdruck. 

Das Eigenthümliche an dieser Erklärung, wodurch sich 
dieselbe von den bisher besprochenen Erklärungen unter- 
scheidet, ist ihre Einkleidung in Stipulationsform. 
Statt des einfachen ö^vvo heißt es hier zu Beginn der 
Urkunde ö^oloyco 6fivt)g und vor der Unterschrift steht xccl 
i7tsQ{c3trjd^slg) [co^ok6y7]6a]. Die Bedeutung dieser Clausel 
{= intejTogatus [stipulanti] spopondi) in den Ländern der 
östlichen Reichshälfte hat Mitteis erkannt und gewürdigt^ 
Es ist die Stipulationsclausel, die sich nach der 
Constitutio Antonina auch in den östlichen Provinzen 
des Römerreichs allgemein einbürgerte. Mitteis hat 
ferner gezeigt, dass diese Clausel zwar dabei an „räum- 



würde auch dieser Umstand für die Annahme civilgerichtlichen Ver- 
fahrens sprechen. Vgl. Mitteis, Hermes XXXIV S. 91 ff. und Wilcken, 
Archiv I S. 124. 

1 Reichsrecht und Volksrecht S. 485 ff. 
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lieber Verbreitung" gewann, aber an „innerer Bedeutung" 
verlor. Die Griechen verwendeten diese Clausel nicht 
nur für obligatorische Verträge, sondern sie behandelten 
dieselbe als generelle Floskel und fügten sie demgemäß 
auch der schriftlichen Beurkundung anderer Rechts- 
geschäfte bei. Mitteis hat dabei auf Testamente und 
Freilassungsurkunden verweisen könnend In unserem 
Papyrus ist ein weiteres Beispiel gegeben: die Stipulations- 
clausel erscheint in einer der Gerichtsbehörde abgege- 
benen Gestellungsverpflichtung. Dass ein dem Magistrat 
geleistetes Gestellungsversprechen keine Stipulation im 
classischen Sinne sein kann, bedarf keiner weiteren Aus- 
führung. Noch in der Urkunde vom Jahre 211 fehlt die 
Stipulationsclausel, in unserer dem Ende des 3. Jhd. 
entstammenden Gestellungsverpflichtung findet sich die- 
selbe vor. Der Inhalt der übernommenen Verpflichtung 
ist ganz derselbe geblieben, nur die Form hat sich ge- 
ändert, indem sich das der Behörde gegenüber abgelegte 
Gelöbnis äußerlich in die Form der (entarteten) Stipulation 
gekleidet hat. Sowenig z. B. gegen den Testator, der sein 
Testament mit den Worten xal iTtsgorrjd'elg 6^ok6yrixa be- 
schließt, mit den actio ex stipulatu geklagt werden könnte, 
wenn er später das Testament widerrufen wollte, eben- 
sowenig ist an eine Stipulationsklage des Klägers gegen 
den Stellungsbürgen zu denken, der sein Versprechen 
dem Magistrate abgibt, auch wenn er die Worte xal 
iTtsQcotrid'slg (biioXoyrioa beigefügt hat. Dieser rein formelle 
Unterschied zwischen den älteren und jüngeren -Gestellungs- 



1 Vgl. Wessely, Wien. Stud. IX S. 241 f. Mitteis, a. a. O. 
S. 487 f. 

2 Grenf. II 62 (ältere Form ohne Stipulationsclausel) datiert 
gerade aus dem Jahre vor der Erlassung der Constitution Cara- 
callas; Grenf. II 79 aus dem Ende des 3. Jhd. circa 300 n. C. ent- 
hält die Stipulationsclausel. Eine ältere derartige Urkunde mit der 
Clausel ist mir nicht bekannt geworden. 
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Verpflichtungen nun mag es — wenn unsere Ausführungen 
das Richtige trafen — gewesen sein, der sich im Gegen- 
satze des Vindex der classischen und des Pidejussors 
der justinianischen Quellen äußerlich documentiert. Beide 
stehen sich inhaltlich gleich. Wenn aber der Vindex 
eine Gestellungsbürgschaft in Stipulationsform übernimmt, 
so wird er damit oberflächlich besehen zu einem ßdeiussor, 
zum Bürgen, der sich stipulando verpflichtet; freilich nur 
oberflächlich besehen, denn bei genauerem Zusehen er- 
geben sich für den fideiusaor iudicio sistendi causa daiits 
Merkmale, die einem eigentlichen Fidejussor niemals zu- 
kommen könnten ^ Ist diese Beobachtung richtig, dann 
ist der Grund der Interpolation des „Fidejussors" 
an Stelle des Vindex einfach darin zu suchen, 
dass der altrömische Vindex zwar dem Wesen 
nach bestehen blieb, aber sich die Einkleidung 
seines Versprechens in Stipulationsform gefallen 
lassen musste. Damit änderte sich auch der Name, 
das altrömische, wohl unverständlicher gewordene Wort 
vindex wich der zwar keineswegs präcisen, dafür aber 
allgemein verständlicheren Umschreibung ßdeiussor iudicio 
sistendi causa datus. Dieser Umwandlungsprocess, die Ent- 
artung der Stipulation, wie sie in diesem speciellen 
Falle zu Tage tritt, vollzog sich aber auch hier zunächst 
auf dem Boden der östlichen Reichshälfte, in den Ländern 
des griechischen Rechts. Griechisches Recht also wäre 
es, das die Interpolation des „Fidejussors" in den Digesten 
in erster Linie veranlasst, griechisches Recht, das der 



1 Man beachte indes, dass auch D. de fideiuss. et nomin. 27, 
7, 4 § 3 von einer Stipulation der Bürgen abgesehen wird. Sponsoren 
[D. : fideiussores, ülp. fr. 1032 n. 3] a tutoribua nominati ai praesentes 
fuei-unt et non contradixei'unt et nonina sua refeiri in acta pvhlica paasi 
sunt, aequum est perinde teneri, atque si iure legitimo stipulatio interposUa 
fuisset. Auf diese Stelle macht Naber, 1. c. p. 375 aufmerksam. 
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Praecision und Correctheit der Digestensprache in diesem 
Punkte Eintrag gethan hätte : eine für die Interpolations- 
geschichte gewiss bemerkenswerte Erscheinung. 

In letzter Stunde kommen mir bereits während des 
Druckes die vereinigten Hefte 3 und 4 des ersten Bandes 
des Archivs zu. Daselbst publiciert Wilcken in einem 
Aufsatze „Heidnisches und Christliches aus Ägypten" 
auf S. 408 einen griechischen Papyrus, den er im Fe- 
bruar 1899 in Herakleopolis Magna ausgegraben hatte 
und der beim Hamburger Brande (Archiv I S. 227) zerstört 
wurde. „Die Urkunde, die am 30. April 426 n. C. in Oxy- 
rhynchos, südlich von Herakleopolis, aufgesetzt ist" (S. 409), 
enthält eine eidliche Gestellungsbürgschaft. Sie ist, ent- 
sprechend dem späten Datum (vgl. o. S. 39), in Stipulations- 
form abgefasst, während der „Eid in die bescheidenere 
Stellung eines Participialsatzes zurückgedrängt" ist. 
Wilcken transcribierte: 

Datum (Z. 3 ff.) [T]j^ tcci,i rfjg il^ov6(ag tov xvgicj 

ftoi; rov ^6yaXo7tQS7t€6rcitc3 og inaQ%Lccg yA\QxaSiag 

0laovL(o ^Qi0Tovixov !^k€^dvdQOv dL[cc] 0kaovl[ov . 

6 detva] dccc OlaovLOV 2^[a]^ovrik /iLoGxovQidov 

'^^S ^Oi,vQvy'ivtG)v [nokecog xccIqslv (?).] ''0(ioXoyd> ö^vvg 
d-ebv xhv TCavxoxQaxoQa Tcal xriv (6)[G}triQ\iav xmv xcc 
Ttdvxcc vsLxmvxog (sie) ds^Ttoxwv ii^mv Gsodo6iov (x{ccl)} 
OvalsvxLviavov xöv al(X)vt(ov Avyov6x(ov ixovöta xal 
avd^[aiQ]sxG) yvcofirj iyyv&^d'ai xal dvccd[s]d[6x^cci fiov7j]{g 
x)a xal ifi<pavi(ag} AvQrjXtov I^mxäv vlbg /4vovd^Lov aito 
x^g avxfjg ' O^vQvyxLXcov 7c6lec^g vTCoßlrjd'ivxa ßovkevxTjv 
xal [G>]g xaxaq)vyövxa slg Ttayavixhg ewxsUag xal xovxov 
iTti^rjxov^isvov xovxov evExa [7caQa6xrj6(o^ ÖTCoxav iiti- 
^rjxfjxaL], sl dh ^rj, vjtsud'vvog eöo^ac xfjg avxov jcaga^xd^acag 
xal [ .......] xolg iTCL^fixovfisvotg TtaQ' avxm aitoxQivaö^^ai, 

KvQia {] iyyvfj [ , . . xal] insQcaxrid'slg 

d)(iol6yYi(fa. 
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Es handelt sich also j,darum, dass für die [lovij und 
iyitpavla einer Person der Behörde gegenüber Bürgschaft 
geleistet wird". Schwierigkeit macht die Erklärung der 
Worte vTCoßkri^Bvxa — cvvxBllag. Wilckens Vorschlag, 
dass es sich um einen, etwa an Stelle eines anderen in 
die Decurionatsliste eingeschobenen Buleuten handle, den 
diese fatale Situation veranlasst habe zu den „heidnischen 
Vereinen" seine Zuflucht zu nehmen, weiß ich nichts 
Plausibleres an die Seite zu setzen und verweise deshalb 
auf Wilckens nähere diesbezüglichen Bemerkungen 
(S. 409 f.). Für uns von größerem Interesse sind die auf die 
eben erwähnten Worte folgenden Zeilen, zunächst die 
uns bereits geläufige Verpflichtung zum TtagaetT^^siv ÖTC&tav 
i7ttt,rjr7jtaL (sc. der reus)^ wie Wilcken zweifellos richtig 
ergänzt, dann aber besonders die Sanction für den Fall 
der Nichtgestellung. Ich glaube nämlich in dem vTCsvd^wos 
66oficcL und sodann in dem rolg i^i^ritoviisvoLg jtaQ* avta 
aTtoxQLvaöd^ca einerseits einen deutlichen Hinweis auf die 
privatrechtliche Natur der Verpflichtung, anderseits 
aber auch eine Bestätigung der oben ausgesprochenen 
Annahme einer Defensionspflicht {äTtoxQtvaad^ai) des 
Stellungsbürgen erblicken zu können. 

Dabei möchte ich zugleich in einem Punkte der 
Erklärung von Wilcken abweichen. Dieser Gelehrte fasst 
(S. 410) die Erklärung des Bürgen so auf, dass die 
Regierung den Aurelius Sotas, weil er im Verdachte 
stand, einem heidnischen Conventikel anzugehören, unter 
dauernde ControUe gestellt habe, damit „bei eventuellem 
Vorgehen gegen ihn eine Flucht unmöglich war", und 
schließt daraus auf ein „Spioniersystem, wonach ein 
Bürger den andern controUierte". Wäre es im Anschluss 
an unsere bisherigen Ausführungen nicht wahrscheinlicher, 
auch in diesem Falle an einen bereits begonnenen 
Process gegen den säumigen Decurionen zu denken, der 
sich seinen Verpflichtungen durch Zuflucht zu den 
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heidnischen Conventikeln zu entziehen versuchte? Freilich 
handelte es sich dabei — modern gesprochen — nicht 
um einen eigentlich privatrechtlichen, sondern um einen 
verwaltungsrechtlichen Process, aber dass ein solcher 
sich in den Formen des Privatprocesses abwickelte, also 
auch wie ein solcher eingeleitet würde, wäre nur natürlich 
(vgl. CPR I 20). 

In einigen Punkten von dem Schema der bisher 
behandelten Papyri weicht ab Lond. II 246 (S. 276 f.), eine 
Urkunde ziemlich späten Datums (346 n. C). Sie ist in 
schlechter Orthographie vielleicht von einem privaten 
Vertrauensmanne des schreibunkundigen Gestellungs- 
bürgen verfasst, der aber, wie Kenyon (S. 276) richtig 
bemerkt, kaum weniger dyQd(i(iarog ist, als der von ihm 
Vertretene. Der Papyrus lautet^; 

Olaovlcp l4ßLVV£G) 7tQ€7Co6(tG) xdtJtQocg ^lovvöiddog 
tov l4Q6L{vottov) vo^o{v) TtaQic AvQTiXiov lovhg (wohl 
'lovliov) ^iovvöLov dnb xcjfirig ^LOVv6Lddog. a^ioloyc^ 
(1. 6ft.) iycj lovhg (wohl ^lovhog) avyvoviie (wohl 
iyyväfS^ai) AfifiovLv (1. yfi^Koj/Lov) vlbv I^coovx dnö 
xc)^7ig TccyQ{vo{v) cuTtotav (1. (5;r.) irizri%ri iyü avxqg lovhg 
(1. ^lovhog) 7taQa6xri6(x) avtcj (1. avrbv) üg TiQOKtraL xal 
STceQcorrid^slg 6^ol6yri6cc, Datum. 

Darauf folgt Z. 15 ff. eine Wiederholung dieser 
Erkärung: 

lovXtg (1. ^lovhog) svyt)ovfis (1. iyyvdo^ai) A^^oviv 
(1. /4^iia)Viov) I^cjovK cjTtorav (1. 67t,) ^rjtrid'fj iyo) avxhg 
7taQa6rri0(D avrcov (1. avrbv) möTtSQ TCQoxixai, Tlccvlog^ 
syQail^cc iniQ avxov dy^a^i^drov» 



1 Mit den nothigsten Rectificationen. 

2 Diesen Paulus, der auch den ersten Theil der Urkunde ge- 
schrieben hat, könnte man eventueU für einen Beamten der Kanzlei 
des Abinnaeus halten. Nur seine schlechte Orthographie, die einem 
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Zunächst ist in diesem Papyrus kein sicherer Anhalts- 
punkt dafür zu finden, dass es sich um Civilgerichts- 
barkeit handle. Nicht dass der pi'aefectus castroimm sich nur 
mit Strafsachen befasst hätte, der Adresse nach könnte 
der Papyrus sowohl der Straf-, als der Civilrechtspflege 
angehören ^, aber das charakteristische Moment, welches 
uns in den früheren Fällen bewog, uns für Civilprocess 
zu entscheiden, fehlt hier: das Versprechen im Falle der 
Nichtgestellung selbst die gegen den Schuldner zu er- 
hebenden Ansprüche zu befriedigen K Gemeinsam dagegen 
mit den vorbesprochenen Urkunden ist diesem Gestellungs- 
versprechen die darin übernommene Verpflichtung, den 
reus zu gesteilen, wann immer diese Gestellung durch ma- 
gistratisches Decret geboten würde. Ebenso ist, wie Grenf. II 
79 und P. Arch. I S. 408, auch diese Urkunde in Stipulations- 
form abgefasst; dass die eidliche Bekräftigung fehlt, unter- 
scheidet Lond. II 246 zwar von allen vorhergenannten 
Papyri, indes ist auf diesen Umstand, wenn wir uns des 
oben (S. 12) Bemerkten erinnern, kein besonderes Gewicht 
zu legen. Es dürfte nach all dem Gesagten dieser Pa- 
pyrus eher dem Straf-, als dem Civilverfahren zuzuweisen 
sein ; die äußere Ähnlichkeit mit den vorher besprochenen 
Urkunden veranlasste mich, ihn sub 1) zu behandeln. 



Amtschreiber, wenn wir auch an diese keine besonderen Anforderungen 
zu stellen gewöhnt sind, denn doch nicht zuzumuthen ist, ließ mich 
vermuthen, dass ein privater Vertrauensmann die Urkunde verfasst 
habe. — Kenyons Bemerkung (S. 276), dass the undertaking is firat 
writlen in the third persan and is then repeated in the firat person scheint 
auf einem Versehen zu beruhen. Beide untereinander stehenden Er- 
klärungen sind doch in der ersten Person abgefasst. 

^ Vgl. aus der „Correspondenz des Abinnaeus'' Lond. II S. 267 ff. 
etwa die Erbschaftsklage Nr. 406 (S. 281), eine schon dem Petite nach 
rein civilrechtliche Klage. 

2 Allerdings ist auch keine Bürgschaf tsurame erwähnt, aber die- 
selbe kann gewohnheitsrechtlich fixiert sein oder vom Strafrichter fest- 
gesetzt werden. Vgl. Mommsen, Rom. Strafrecht S. 331 N. 1, oben S. 4. 
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2. Andere Fälle von Gestellungsverpflichtungen. 

Weicht schon Lond. II 246 von den vindex-artigen 
Verpflichtungen ab, so stelle ich im Folgenden eine Reihe 
von Papyri kurz zusammen, die zwar ebenfalls „Gestellungs- 
bürgschaften" enthalten, die aber — soferne nicht ihr 
fragmentarischer Zustand eine irgendwie bestimmte 
Äußerung unmöglich macht — nicht als Gestellungs- 
verpflichtungen bei Einleitung eines Civilprocesses ge- 
dacht werden können. 

cc) An erster Stelle nenne ich einen gut erhaltenen 
Papyrus aus der ersten Kaiserzeit (23 n. C), Oxy. II 259. 
Diese Rechtsurkunde ist mit Bezug auf die Obligation 
des Schuldners, den der Gestellungsbürge aus der Schuld- 
haft befreit, bereits von Mitteis ^ gewürdigt worden. Für 
uns kommt an dieser Stelle nicht die der Schuldhaft 
zugrunde liegende obligatorische Verpflichtung des 
Schuldners, sondern der Inhalt des vom Gestellungs- 
bürgen geleisteten Versprechens in Betracht. Der Papyrus 
lautet vollständig: 

^AvtiyQa((pov) %[£iQoyQd(p6\y. ®6ov A^fia}{vlov) n[iQ6ri$ 
x]Yjg iTtiyovfjg ^rniKiXQlG) rat rsray^ivo) TCQog rfj rot» 
^ibg q)vkaxfj. d^ivvoj TißsQLOV Kaiöaga Neov 2Jsßa0rbv 
AvtoTiQdtoQOL bI (1. ^) ybiiv xtriGsöd'aL ^ 'll(i[^]Qccg tQtäxovta 
iv al(g) d[jto]Kata6ri^6(X) ov ivysyvri^ai Tcagh 6ov ix [T]fjg 
TCohtLxflg (pvka[x]7jg ta Oa&cpi [r6]v ivsotmrog exovg 
I^aQa(%imva) iMQanlcoiyog) rhv slöriy^isrov [jt]Qbg 
[(f\vyyQa{(piiv) ldt6yQa(p[ov] tl^sUov xqv6ov\v\ fiva[i]fi(D{v) 
dvo Mayiavov slg Xoyov l^kivrjg t'^g /liovveCov 
dörrjg öiä BilXov (? Bidlov) dioixrjrix[ov] i7t7iQh[ov], 



1 Archiv I S. 352 f. 

2 Mitteis: 1. XTjJffaffO-at. 



— 46 — 

iicv dk (iri 7tccQL6t& iv ta[tg] ^QoxBirUSvatg 'fi(i£Qa(i}g 
ixxsiöco xic TCQOKBt^BvahgX tmv %QVCSi(ov iiiv[a\iricDv dvo 
&vvJtBQ%^er(x)g^ [irj l%ovt6g ^ov ihc\^ov6iav XQovov stSQOv 
[x]r?}[<y]£^^a^ ^rjdk fi€TÜysL(v} i^avrbv slg i[T]sQav 
q^idax[i^]v. svoQKOvvtt ybiv ft[ot] ei stri, imoQKo[xJ\vri öh 
xk ivav[x(\a. Datum \ 

Sarapion, der Schuldner, ist auf Grund eines Schuld- 
seheines, vermuthlich einer Executivurkunde (// nQüilig 
B6x(o xa^ÜTCBQ ix dLXfjg) 2, in Personalhaft gesetzt worden 
und Theon will ihn daraus befreien. Er gibt zu diesem 
Behufe dem Director des Zeusgefängnisses, in welchem 
der Schuldner eingesperrt ist, eine eidliche Erklärung 
ab, dass er denselben binnen 30 Tagen wiedergestellen 
werde, widrigenfalls er selbst die Schuldsumme erlegen 
wolle ^ 



^ Daran schließt sich ein Privatbrief des Bürgen an den 
Schuldner. Der Papyrus enthält auch nur eine Copie (avTty^aqpov) der 
Bürgschaftserklärung. Das Original befand sich jedenfalls bei den 
Acten des Demetrius. 

2 Näheres bei Mitteis, a. a. O. 

3 Er verzichtet auch im vorhinein auf eine Fristerstreckung 
und verspricht den Schuldner nicht selbst in ein anderes Gefängnis 
abführen zu wollen. Denn der nicht ganz klare Passus (iijds [isTaysiv 
^fiavTÖv slg st^Qav q)vlaxrjv ist m. E. dahin zu verstehen, dass Theon 
das Versprechen abgebe, er wolle nicht während der 30 Tage, für die 
er den Sarapion aus der Personalhaft frei gemacht hat, nun seiner- 
seits als Gläubiger zur Execution schreiten und den Schuldner in 
einen anderen Schuldthurm führen, wodurch die von Aline durch- 
geführte Personalexecution verzögert würde. Diese vorsichtige Stili- 
sierung ist — unter der Voraussetzung römischen Rechts — keines- 
wegs überflüssig. Denn an und für sich wird die Personalexecution zu 
Gunsten desjenigen Gläubigers zuerst verhängt, der zuerst darum an- 
gesucht hat. Vgl. D. de re iud. 42, 1, 61 (Jul. fr. 627): In iudicati 
actione non prius ratio haberi dehet eins, cui prior [Mommsen : prioi'i'\ reiis 
candemnatus eat und dazu das in meiner Actio iudicati S. 257 f. N. 6 
Bemerkte. Vgl. eben auch D. si quis caut. 2, 11, 11: dort bespricht 
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Hervorgehoben sei, dass auch in diesem Falle die 
Erklärung vom „Bürgen'' nicht dem Gläubiger, sondern 
der (Executions-) Behörde gegenüber abgelegt wird; 
ferner dass sich der Bürge — dem Gefängnisdirector 
gegenüber — verpflichtet, im Falle der Nichtgestellung 
die Schuld des reus selbst zu bezahlen; endlich dass — 
im Unterschiede zu den früher besprochenen Urkunden — 
der Bürge sich verpflichtet, den reus niohifmdrav im^rjrflrai, 
sondern binnen 30 Tagen zu stellen. 

Dass sich die Urkunde auf civilrechtliches Verfahren 
bezieht, darüber lässt der Papyrus keinen Zweifel. Der- 
selbe zeigt eine ganz eigenthümliche Art der Gestellungs- 
bürgschaft, eigenthümlich deshalb, weil die Bürgschaft 
nicht dem Gläubiger, der die Execution veranlasst hat, 
sondern dem Gefängnisdirector bestellt wird, der Gläu- 
biger selbst aber, soviel wenigstens aus der Urkunde zu 
entnehmen ist, gar nicht gefragt wird, ob er mit dieser 
Unterbrechung der Personalhaft auch einverstanden sei. 
Wird das Gestellungsversprechen nicht eingehalten, so 
muss, ganz wie in den Fällen der sub 1) besprochenen 
Verpflichtungen, der Gläubiger auf Grund des vom 
„Bürgen" an den Magistrat abgegebenen Zahlungs- 
versprechens klagen \ 

ß) An diesen Oxyrhynchus-Papyrus reihe ich BGU I 
255 aus spätbyzantinischer Zeit^ (599 n. C). Drei Per- 



Ulpian (fr. 2934) das in eadem causa iistere^ wozu der Vadimoniums- 
bürge verpHichtet ist, und kommt zum Resultate: ei^go et qui alii 
iudicatua sistUur in eadeni causa stare videtw\ — Anders scheinen 
Grenfell-Hunt die citierten Worte aufzufassen, wenn sie dieselben 
folgendermaßen wiedergeben : (and I have uo power to Main a fnrther 
peiiod of iimej or to transfer myaelf to another prison. 

1 Die Klage des Theon könnte — römiscli gesprochen — auch 
hier keine actio ex stipulatu^ sondern nur eine actio in factum sein. 

2 Über die Eintheilung der Papyri der Zeit nach in ptolemä- 
ische, römische, byzantinische und arabische vgl. Wilcken, Archiv I 
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sonen ' übernehmen da für beliebige Zeit — d. h. solange 
der Adressat der Erklärung es haben will — gegenüber 
einer ivdo^oti^g eidlich für einen Mitbürger Aurelius 
Apakuthios die Bürgschaft, denselben, wann immer dessen 
Gestellung begehrt werden würde, sofort — mit Ausnahme 
(?) von Sonn- und Feiertagen ^ — in das öffentliche Ge- 
fängnis der Stadt Memphis abzuführen. Wer der als 
ivdo^otrjg bezeichnete Adressat war, ist infolge Ver- 
stümmelung von Z. 3 nicht mehr zu ersehen. Aus dem 
Titel allein ist kein Schluss dahin zulässig, dass es sich 
um eine Erklärung an eine Behörde gehandelt haben 
müsse, der Adressat konnte doch jedenfalls als Privater 
auftreten^, aber Inhalt und Charakter der Urkunde, die 
im wesentlichen an den eben besprochenen Oxyrhynchos- 
Papyrus gemahnt, sprechen dafür, dass es sich um die 
an eine Behörde abgegebene Erklärung handle "^^ 

Z. 4 ff. der Urkunde lauten im Auszuge: 
'Onokoyov^sv dicc rccvtrig rifiwv tfjg iyyQacpov decpalBiag 
i7toiivv[is{voL) [rbv 6sßd0]^iov o^^ov xal rrjv [ßalöihxTjv 
6(DtriQlav iyyväöd^at, fificcg xal &vadB%B0^m icaQ' avxrig 

xovd'iov xzL — ÖTtrjvlxa xacQcb tovxov im^ritYiaaxai 
(l.-Tf) ^ ^aQad(h0C3^sv (h-o^sv) vfitv iv rfj driiio6lcc (pQovQä 

xr\g — MefKpcrcjv [nökscjg ]6 xo ..[...] 

S7t£fi[ ] fl[(i]BQa [ ] &yL[(ov xal] [lsQm]v 



S. 2. Die Scheidung der ptolemäischen und römischen Periode ergibt 
sich von selbst, ebenso die der byzantinischen und arabischen Zeit. 
Die „römische" Periode rechnet Wi Ick en bis Diocletian, von da an 
bis zur arabischen Eroberung spricht er von der byzantinischen Periode, 
t Zu afKfOTSQOL (Z. 4) im Sinne von nccvxsg vgl. Wilcken, 
Archiv I S. 554 zu P. Gen. 67. 

2 Oder hieß es einschließlich dieser Tage? Für uns gleichgiltig. 

3 Vgl. Hartel, Wien. Stud. V S 15. 

* So auch Wilcken, General -Register S. 16. 
^ Hiedurch unterscheidet sich unsere Urkunde vom Oxyrhynchos- 
Papyrus. 
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caiQ&KXOv rj(iiQag, 

Z. 9 beginnt dann die für den Fall der Nichtgestellung 
getroffjBne Vereinbarung mit den Gestellungsbürgen. Die- 
selbe ist leider recht verstümmelt. Im Anfange fehlen 
nach Angabe des Herausgebers Krebs etwa 60 Buch-^ 
Stäben, darauf folgt: 

? ? ]ov^ TCaQaydyayLBv, XYiviytavxa ijjtsvd'vvoc iöo^ed'a 
TtaQacfxSLV xal xaraßdkleiv itp v^{äg) . . . ^ ? ?^ 

dann bricht der Papyrus ab. Es ist sehr zu bedauern, 
dass die Sanction für den Fall der Nichtgestellung so 
unvollständig erhalten ist. So ist namentlich nicht sicher 
zu ersehen, ob es sich um Straf- oder Civilverfahren 
handle. Das Versprechen, den Apakuthios auf Verlangen 
in das Gefängnis von Memphis einzuliefern, entscheidet 
die Frage nicht, es kann mit der cpQovQcc auch ein Schuld- 
thurm gemeint sein^ — und ich möchte auch diesen 
Papyrus der Civilrechtspflege zuweisen, ohne indes zu 
verkennen, dass zwingende Argumente hiefür nicht bei- 
zubringen sind. Obwohl nun das öxrivUa xaiQm im^riti^eats 
an die vindex- artigen Verpflichtungen gemahnt, so scheint 
doch diesem Papyrus ein anderer Sachverhalt zugrunde 
zu liegen. Es macht den Eindruck, als ob unser Apakuthios 
bereits in der (pQovQcc'^ gesessen sei und seine drei Mit- 
bürger ihn auf unbestimmte Zeit daraus befreiten, indem 
sie die Garantie für ihn übernahmen. Es wird sich also 
um eine zeitweilige^ Befreiung unseres Schuldknechts 



1 Erg. offenbar ^ccv de fir^ ^Anaxov&Lov (reumj oder ähnlich. 

2 Vgl. Oxy. II 259. 

3 Schon das Versprechen, den reus in die (pQOVQu abzuliefern, 
spricht gegen die Beziehung der Urkunde auf privatprocessuale Pro- 
c essein leitung. 

* Der Schuldner kann jederzeit reclamiert werden. In der 
That wird wohl endgiltige Befreiung des Schuldners beabsichtigt 

Dr. L. Wenger, RechtshiBtoriache Papyrasatndien. ^ 
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gehandelt haben, wie dies z. B. Oxy. II 259 der Fall ist. 
Allerdings ist die Möglichkeit offen zu lassen, dass uns 
eine strafprocessuale Caution für einen retcs vorliege. 

y) Einige Ähnlichkeit mit Oxy. II 259 weist auch 
ein von Wessely aus den Pariser-Papyri des Fundes 
von El-Faijüm Wien. Denk. XXXVII, 122 veröffentlichter 
Papyrus aus byzantinischer Zeit auf K Die Lesung 
desselben ist nicht vollständig gelungen, weshalb ich von 
einer Wiedergabe in extenso absehe und nur den Inhalt 
andeute. Der iyyvrig erklärt einer ivdo^&crig, dem Flavius 
Marunites, einen gewissen Aurelius Victor „entgegen- 
genommen zu haben*' und für dessen Gestellung bis zu 
einem bestimmten Termin Bürgschaft zu leisten, sonst aber 
selbst die Schuld des Aurelius Victor zu bezahlen. Ent- 
sprechend dem späten Datum des Papyrus schließt die 
Erklärung außer mit der Stipulationsclausel ^ auch noch 
mit der Fertigung zweier Zeugen ^. Welche Rolle Flavius 
Marunites bekleidete, ist nicht zu ersehen, aber analog 
dem zu P. BGU I 255 (o S. 48) Gesagten wird der 
Schluss gestattet sein, dass nicht an einen privaten 
Gläubiger, sondern an einen Beamten der (Executions-) 
Behörde zu denken sein wird, so dass sich die sachliche 
Erklärung dieses Papyrus mit der des vorigen deckte. 

Ähnliche Thatbestände dürften auch den weiteren 
von Wessely anschließend veröffentlichten Papyrus- 



gewesen sein, indem seine Schuld eben in der Zwischenzeit abge- 
tragen werden soll, wodurch dann die Gestellungsbürgschaft gegen- 
standslos wird. 

1 Vgl. die Formeln Z. 1—4. 

2 Z. 22 ist wohl aufzulösen TivQCa rj iyyvvj (xal) hnsQ{(OTrfi'sls) 
&li,{oX6y'^atc), 

3 Die unter den griechischen Text in lateinischer Schrift ge- 
setzten Worte di emu menna zeigen, dass die Urkunde von 

einem Urkundenschreiber, wohl in einer behördlichen Kanzlei ver- 
fasst wurde 
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fragmönten ^ zugrunde liegen, wie denn auch Wilcken 
dieselben im General-Register als Gestellungsbürgsehaften 
aus der byzantinischen Periode registriert. Genaueres wird 
aus den traurigen Fragmenten kaum zu erschließen sein *^, 
es dürfte sich aber in allen Fällen um Civilverfahren 
handeln und zwar, wie im ausführlicher besprochenen 
Oxyrhynchos-Papyrus (a), um die Übernahme der Haftung 
für einen Schuldknecht. 

d) Im Folgenden seien noch einige andere Er- 
scheinungsformen des generellen Begriffs „Gestellungs- 
versprechen'' kurz in Betracht gezogen, Papyri, die der 
byzantinisch-arabischen Zeit angehören und die uns eine 
bisweilen recht eigenthümliche Art der Haftungsübernahme 
für die Gestellung anderer Personen, beziehungsweise für 
deren Verhalten zeigen. 

Am leichtesten verständlich ist BGU I S2SK Vom 
Papyrus ist nur das Mittelstück erhalten: oberer Rand 
und Ende sind abgebrochen. Die Urkunde enthält ein an 
den Dux ^ Flavius Papnuthius {0k{aovia)) [na7cv]ovd^ia) z& 
svxkseötdtco öovk[l . ..) von Aurelius Menas, der sich als 



1 Wien. Denk. XXXVII, 125, 32; 139 App. 159 („vieUeicht der 
Anfang einer Bürgschaftsurkunde", bemerkt hier Wessely}. — Die 
Fragmente 146 App. 372; 163 App. 662 und 172 App. 808 durften 
vielleicht eher Analoga zu 121, 23 (u. S. 53 sub e) sein. 

2 Weitere Fragmente von Qestellungsverpflichtungen enthalten 
Lond. I 113, 6 c (S. 212) + Oxf. (G. G. A. 1894 S. 746), erkannt 
von Wilcken, G. G. A., a. a. O., ein Papyrus aus dem Jahre 600 
n. C, worin zwei Bürgen erklären: [öfwXoyovfijev l| aXXijXsYYVf^s sicovaCa 
[yvcofirj hyyvciad'ciL xal ocva8s8s%d'oii %tX!\ . . . (im General -Register citiert 
Wilcken diesen Papyrus mit Fragezeichen); dann die beiden Frag- 
mente aus byzantinisch- arabischer Zeit BGU III 762 (hier zweifelt 
Wilcken, Archiv I S. 16) und 760. *OitoXoy& sxovat^ yv&iiri ^yyväad'ai 
%clI [ava8s8s%d'ai] lässt sich in beiden Urkunden mit ziemlicher Sicher- 
heit ergänzen. Das Weitere ist theils unsicher, theils ganz verloren. 

^ Aus byzantinischer Zeit. 
* Vgl. Milne p. 12 s., 215. 

4* 
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fisl^cov — inb i7tOLxCo{v) Ko .... tov 'Aq6vvoIxov vo(iov 
bezeichnet, abgegebenes eidliches Versprechen, alle in 
dem ihm unterstehenden Gebiete befindlichen Fremden 
bis zu einem bestimmten Termine aufzuspüren, dingfest 
zu machen und dem Dux zu gestellen (Z. 7 ff.): 

'O^oloycj ixovöl^ yvcb^y iTCo^vvfisvog d'ebv navtoxQd- 
roQa iroi^mg ixsiv sog — Termin — [cä^ ?] [sl]g Tuxxoxriv 
noiriiSGi ndvxa xh 6vx\a iv rä] fiov xchqCg) ^iva ^QoCcnna 
xal xavxa ijtil^rixi^iJcj] xal TtaQadcböo) rg v^isxsq^ svxXs[ca ^ 

Für den Fall der Nichtgestellung ist eine Convention al- 
strafe ausgemacht. 

Um eine ähnliche Angelegenheit dürfte es sich ver- 
muthlich im Fragmente BGU I 320 aus byzantinischer 
oder arabischer Zeit handeln, wo ebenfalls ein fisi^cDv 
an den ivdo^oxaxog 0XQaxYiXaxrigxalndyaQ%og^ ein Gestellungs- 
versprechen abgibt, wovon aber nur der Anfang erhalten 
ist ^. Ferner verweise ich noch in diesem Zusammenhange 
auf das Petit des beraubten Dorfhirten in BGU III 759 
(125 n. C), dahingehend, dass die Ortspolizeiorgane vor 
den Strategen gebracht werden sollen, oTtcog naQatsxriO(6{6\i 
xovg aix[Lovg xxL Dieselben mögen eine ähnliche Erklärung 
haben abgeben müssen, wie sie BGU I 323 enthält. Endlich 
vergleiche man Gen. 28 (136 n. C), wo zwei geprellte Bauern 
begehren, dass der Vater des Betrügers vor den Strategen 
gebracht werde TtQbg xb jtccQaax'^öaL aixov (den Betrüger) \ 



1 Vgl. zur Sache Mitteis, Hermes XXX S. 615 f., der eher an 
vagabundierende Bauern — BGÜ II 372 — als an Übelthäter denkt. 

2 Vgl. Wilcken, Hermes XXVII S. 293. 

3 Ob auch BGÜ II 404, ein im vulgären Faijümer-Dialekt ab- 
gefasster Papyrus, wohl aus arabischer Zeit, eine ähnliche Gestellungs- 
verpflichtung enthält, was Wilcken im General-Register S. 17 an- 
nimmt, ist mir nicht ganz klar; jedenfalls wollte ich diesen Papyrus 
nicht zu den im Text behandelten Urkunden ohneweiters einreihen. 

* S. auch Gen. 47 (346 n. C.) und dazu Nicole p. 67 oben. 
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e) Ziemlich vollständig erhalten ist der von Wessely, 
Wien. Denk. XXXVII, 121 publicierte Papyrus 23. Derselbe 
stammt aus byzantinischer Zeit, doch ist das genauere 
Datum zu Anfang der Urkunde verstümmelt. Drei Bürger 
von Arsinoe richten an den ayiaratog [jtQseßvrsQog Tcal 
yQ]a^[iccx6vg xal iTtiötdtrig von Arsinoe eine Eingabe 
folgenden Inhalts (Z. 6 ff.): 

öfioloyovfisv i^ aXXrilByyvrig ixov0La yvcj^rj iyyväöd^cct 
Kccl dvadsdsx^ccL nccQk tfj iiistSQa &yt(o0vvrj AvQi^hov 
"AiL^ova vlov !d0ccya>vog &7to rfjg avxrig xco^irig^ ov xal 
iyyvovfisd^u (1. iyyvcjfiad^a) itoificjg fj^ccg s%eLV naQa- 
6K8vd6ai avtbv tpiXio%^fivai rrj [av]tov yaiisrfj MaQia xal 
d-dlTtstv avxriVy äg &^i6[v i6tL]v t&v iXsv^BQOv ywammv 
djtsjrcsvd^sv X B(pavifig (?) ^. 

Die drei arsinoitischen Bürger übernehmen also 
gegenüber dem Gemeindevorstand etc. von Arsinoe die 
Bürgschaft dafür, den Aurelius Ammon dazu zu ver- 
halten, dass er — wenn ich die Urkunde richtig auffasse — 
mit seiner Frau Maria in Liebe und häuslichem Frieden 
leben und sie gut behandeln wolle, wie es freier Frauen 
würdig sei. Dann heißt es weiter: 

Bläh ^rj roirco TtoLT^öoiiBv, dvdynriv i^iäg Blvai 7t[aQ]ayayBLV 

avrbv xal TCccQadovvai iv zw vfiBtBQG) rilaxrfPQ ^ 

Bv xal ijfiBLg xovxov 7taQBiXi^(pa(iBV. 

Die Bürgen verpflichten sich damit, den Aurelius 
Ammon, wenn er sich nicht als liebevoller Gatte erweisen 
sollte, dem Bürgermeister von Arsinoe wieder ^ in Ge- 



1 Hiefür weiß ich keine Auflösung. 

2 (pvXaxzi]QLO}^ Ein Wort für custodia ist hier dem Sinne nach zu 
erwarten. 

3 Er befand sich schon früher in Gewahrsam, wohl wegen 
Misshandlung seiner Gattin, und wird nun gegen die Caution seiner 
drei Mitbürger auf freien Fuß gesetzt. Das Verfahren ist halb civil-, 
halb strafrechtlicher Natur. 
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wahrsam zu übergeben, sowie sie ihn entgegengenommen 
habend Für den Fall der Nichterfüllung dieser Gestellungs- 
verpflichtung heißt es endlich: 

ei de 117} xovxov jca^adüöco^sv (L-o^sv) d)g st^xai iTCi^rj' 
rovfisvov i7tLXQS(X)fff^ov^Bvov rccs dTtoloysiag vniQ avxov 
TCoirjdaöd'aL avxfj tcsqI [jtdv]x(DV xd>v i7tit,rixov^iv(ov nQbg 
fifiäg JtaQ' avxfjg '^ 86a (?) avxov. xvQta ^ iyyvr^ xal ina- 
Q((oxri%'BvxBg) <b(i(oloy^6aiisv) ^. 

Die Bürgen verpflichten sich also, die Verthei- 
digung des nichtgestellten Aurelius Ammon gegen die 
von seiner Gattin erhobenen Ansprüche zu übernehmen 
und natürlich auch, wenn Maria damit erfolgreich 
durchdringen sollte, zu liquidieren. Wäre von keinem 
Arrest die Rede und die Urkunde einfach an Maria, die 
Gattin des Ammon, adressiert, so hätten wir es mit einer 
Bürgschaft für künftige Ansprüche der Frau gegen 
den Mann zu thun und die privatrechtliche Charakteri- 
sierung der Urkunde würde keine Schwierigkeit machen. 
So aber wird die „Bürgschaft" nicht gegenüber der (even- 
tuellen) Gläubigerin, sondern gegenüber der Behörde 
übernommen und geht in erster Linie nicht auf Haftungs- 
übernahme für den Schuldner, sondern auf Gestelluns: 
desselben. Insoferne ist nun diese Urkunde den sub 1) 
behandelten „vindex-artigen" Gestellungsverpflichtungen 



* Das formelhaft klingende . . ? ? . ff xccl ijfislg tovtov naQstXij- 
q)a[i£v (vgl. Oxy. I 135, 25 f. svd'a avTov Tcal nccquXrirpa) erinnert an 
das ebenfalls Formelhafte in eadem causa eum exJdhere in qua tunc est des 
praetorischen Edicts über das Vadimonium, 5. Clausel; si ex noxali 
causa agatur, quemadmodum caveatnr fradimonium fiat(fj] D. si ex nox. 
2, 9, 1. 5. 6. Lenel, E. P. S. 66 f. L'fidit p. 93. Vgl. si quis caut 2, 
11, 11. 

2 Sc. MaqCctg. 

3 So wird statt i7csQQa}(i(fvi]') (Wessely) zu lesen sein. Ange- 
schlossen sind zwei Zeugenfertigungen und die Signatur des Urkunden- 
verfassers. ^ 
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ähnlich; dennoch war sie nicht als solche zu behandeln, 
weil die Bürgen nicht, wie ^ies für vindices typisch ist, 
die Gestellung des reus ÖTCotav i7Cit,rjftf\tai übernehmen, 
sondern zunächst für ein bestimmtes facere {(piXiod^fjvai, 
d'dlTtsiv) des Schuldners eintreten und ihn erst dann, 
wenn er zu diesem facere nicht zu verhalten sein sollte, 
unter eigener Haftung für die aus seinem rechtswidrigen 
Handeln gegen ihn entspringenden Ansprüche, vor den 
Magistrat zu bringen versprechen. Müsste Maria gegen 
die Bürgen klagend vorgehen, so könnte sie sich ent- 
sprechend den vorher behandelten Fällen nach römischem 
Processrechte nur einer actio in factum bedienen. Äußerlich 
ist auch diese iyyvi] in die Form einer Stipulation ge- 
kleidet, dass sie damit nicht zu einer stij,ulatio im classi- 
sehen Sinne wird, ist evident. 

5) Als „Gestellungsverpflichtung" registriert Wilcken 
noch BGU II 401, ein Papyrusfragment v. J. 618 n. C., 
das nach seinem merkwürdigen Inhalte vielleicht am 
besten im Anschluss an die Besprechung von P. Denk. 
XXXVII, 121, 23 zu erwähnen ist. Die Erklärung ist an 
Flavius Basilius, rö jtsQLßXixcto) xo^bu xal loyKoxdxco ixdlxo) 
von Arsinoe, gerichtet und geht von einem TtcofiaQiti^g 
(Obstgärtner) namens Aurelius Gerontius aus. Der uns 
erhaltene Theil des Inhalts der Erklärung (Z. 10 ff.) lautet: 

''OftoAoyö ixovöio: yvcQ^rj iyyväöd-ai xal avadedax^cci 
Tcagk rfj iiisrsQcc loyiürrirL (l.-öri^rt) AvQrjltov Nsikccfi- 
fi{mva) 6vfi(iaxov vlbv l4ßQaaiiLo{v)j tov Xoltcov ^tj xatcc- 
y(D6d'6Lri (irirs x[Qv]7trmg [ii^s cpavsQotg öwofiexcov (istcc 
&sod(DQas. bI Sh xmQcp oi(p di^Ttots siQfjd'siri 6 aitbg 
NsiXa^^mv ^srä rfjg BlQri^s{vi]g) ©sodcjQag xal ivsQycog 
anodsix^elri, ivB%B0^ai fta tbv tovtov iyyvrixriv xal 

TtQoyByQafi^Bvov FB^ovriov [ rfj v[i]BtBQa 

XoyLwxYjfti (l.-öri^rt) ^ 



1 Hier bricht der Papyrus ab. 
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Über diesen Papyrus hat bereits Mitteis^ gehandelt. 
Es kann sich hier um ein rein polizeiliches Verfahren 
handeln oder, was wahrscheinlicher ist, um ein straf- 
rechtliches Verfahren etwa wegen eines crimen stupri. Der 
Bürge verpflichtet sich nun, dafür zu sorgen, dass Nei- 
lammon nicht mehr durch sein Zusammenleben (öwo- 
^ixcov) mit der Theodora öffentliches Ärgernis errege. Leider 
ist die für den Fall einer Ertappung des Neilammon ge- 
troffene Bestimmung nicht mehr erhalten, wozu nämlich in 
einem solchen Falle der Bürge verbunden ist {ivaisöd^al fta), 
ob zunächst zu einer Gestellung des Neilammon — nur 
in diesem Falle ist die Behandlung des Papyrus als 
Gestellungsbürgschaft am Platze — und erst im Falle 
nicht erfolgter Gestellung zu einer Bürgschaftsumme, 
oder schon in erster Linie zu einer Conventionalpoen. 
Wahrscheinlicher erscheint von vornherein die erstere 
Alternative und auch der in P. Denk. XXXVII, 121, 23 
enthaltene Fall spricht dafür. Dies veranlasste mich zur 
Behandlung von BGU II 401 unter den Gestellungsbürg- 
schaften. Im dvadsxsöd'ai ist ausgedrückt, dass der Bürge 
den reus gleichsam aus der Hand des Magistrats entgegen 
nimmt und damit über ihn eine Gewalt erlangt, die sich 
in der „Gestellung" dann eben äußert. Es wird sich in 
diesen Fällen um eine „zur Abwendung der Haft'* im 
öffentlichen Gefängnis „vomMagistrat entgegengenommene 
Stellungsbürgschaft" handeln, die sich wohl der custodia 
lihera {cpvkaxrj &ds6(iog), der Privat- oder freien Haft 
nähert 2. In diesem Papyrus fließen eben „magistratische 
Anordnung der Privathaft" {dvccösdsxd^ai) und „magistra- 
tische Zulassung der Stellungsbürgschaft" praktisch inein- 
ander, „insoferne einerseits Nöthigung zur Übernahme 
der Privathaft nur innerhalb gewisser Grenzen ange- 



1 Hermes XXX S. 615. 

2 Mommsen, Rom. Sti^afrecht S. 305 
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nommen werden kann, anderseits dem Stellungsbürgen ge- 
wisse Sicherheitsmaßregeln gegen den Verbürgten nicht 
wohl verwehrt werden konnten" ^ Und wenn Mommsen 
(a. a. O.) beispielsweise bemerkt: „Wenn der Stadtpraefect 
Symmachus einen verdächtigen Zeugen an den Bürgen 

übergibt (ep. 10, 23, 10: ut Felix vadibtcs traderetuv)^ 

so sieht diese Stellungsbürgschaft der Privathaft zum 
Verwechseln gleich", so kann man fast dasselbe von 
unserem Papyrus sagend. 

In den bisher besprochenen Urkunden haben wir 
theils mit Sicherheit, theils doch mit ziemlicher Wahrschein- 
lichkeit die Behörde als Adressaten erkannt. Es handelte 

■> 

sich also nicht um Gestellungs vertrage, sondern um amt- 
liche Gelöbnisse. Von privaten Bürgschafts vertragen, 
also fideiussiones im technischen Sinne, ist hier nicht zu 



1 Ebenda S. 331 N. 2. 

- Herr Professor Paul Puntschart in Graz macht mich ge- 
sprächsweise auf den in dieser und der vorigen Urkunde ausgespro- 
chenen Gedanken der Beaufsichtigung des Schuldners durch den 
Bürgen aufmerksam. Es ist für die vergleichende Rechtswissenschaft 
von Interesse, dass derselbe Gedanke auch in den germanischen 
Rechtsquellen begegnet. Ich eitlere nach Puntscharts freundlicher 
Mittheilung aus dem angelsächsischen Rechte: Edgars Gesetze III 
c. 6 (Von Bürgen), Und es sehe jeder, dass er Bürgschaft habe, und der 
Bürge leite und halte ihn dann zu allem Rechte und wenn dann 
jemand Unrecht thut und auahricht, so trage der Bürge, was er tragen sollte. 
Wenn es aber ein Dieb «>/, und wenn er ihn binnen 12 Monaten erlangen 
kann, so stelle er ihn zu Recht, und man gebe ihm ztailck, was er fmhei' 
zahlte. Aethelreds Gesetze I c. 1 (Von Bürgen) . Das ist, dass jedei- 
fi-eie Mann einen getreuen Bürgen habe, damit der Bürge ihn zu allem 
Recht anhalte, wenn er ^bezichtigt werden sollte. § 10. Und jeder Herr 
habe seine Hausleute in seiner eigenen Bürgschaft. — Auch die Gestalt 
des römischen Vindex wird durch diesen Gedanken der Beaufsichti- 
gung des reu^, für den der Vindex interveniert, neu beleuchtet. Zu 
P. Arch. I S. 408 verweist Wilcken (o. S. 42) auf eine derartige 
ControUe, indes glaubte ich dort ein anderes Moment in den Vorder- 
grund stellen zu sollen. 
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handeln S es sei denn, dass der Bürge die Gestellung des 
Schuldners vertragsmäßig übernimmt. 

rj) Von derartigen Urkunden ist mir nun — zumal 
wir BGU I 255 und Denk. XXXVII, 121, 23 als Erklä- 
rungen an die Behörde auffassten — nur eine vollständig 
erhaltene 2 bekannt: Oxy. I 135 (579 n. C). Ein Bleiarbeiter 
Aurelius Pamuthios erklärt in dieser Urkunde den Erben 
des verstorbenen Großgrundbesitzers Apion, beziehungs- 
weise deren Stellvertreter Menas, unter Eid, dass er für 
einen gewissen Aurelius Abraham, einen Colonen, garan- 
tieren wolle, dass derselbe mit seiner Familie und seinem 
Inventare ein bestimmtes Grundstück, auf dem er ange- 
siedelt war, nicht verlassen werde. Ferner verpflichtet 
sich der Bürge, bei jeglichem von den Grundherren gegen 
den Colonen erhobenen Anspruch, ihnen den Bauer an 
einem öffentlichen Orte zuverlässig in sicheren Gewahrsam 
zu übergeben. Für den Fall der Nichtgestellung ist eine 
Conventionalstrafe von 8 Goldsolidi ausgemacht. Ich setze 
einen Auszug aus der Erklärung hieher (Z. 10 ff.): 

ö^oloyc^ ixovöio^ yvcj^rj, iTtcjfivvfisvog (1. ijtoii.) xov dstov 
>fai (f6ßd0(iiov ÖQKOv, iyyväed'ai xal &vadB%s0d'ai nuQh 
XYis i^iGiv v7teQq)vsiag öik XGiv avtfj scQoöYjxovtmv AvQi^hov 
!4ßQ[a]d(iL0v — — iva7c6yQa(pov ayrrfg yscoQyov^ ig)' c5 
TS avtbv &öialelnt(og naQafiatvai xal didysiv iv r& avrov 
xxriiiari fisrcc ratv avrov (piXxdx(ov xal yafietfjg xal xxriv&v 
xal 7td0rjg xfjg avxov aTCoöxsvfjg djtoxQLVÖfisvov slg aiiavxa 
xa ÖQ&vxa xb avxov 7tQ6[6](D7tov ijxoL rf/i/ xov ivaito- 
yQdcpov xvxfjv^ xal firjdaiicjg avxov xaxalstipaL xb avxb 

^ Vgl. dazu vor allem den von Hartel publicierten und mit 
sachkundigem Commentar versehenen Bürgschaftsvertrag aus dem 
Jahre 487 n. C. Wien. Stud. V S. 1 -41. 

2 Möglicherweise enthielt auch das eine oder andere der oben 
S. 51 N. 1 u. 2 citierten Fragmente nicht eine gegenüber dem Magistrat 
übernommene Gestellungsverpfiichtung, sondern einen Gestellungs- 
vertrag. 
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xrfj^a [iiqts (iriv ^sd'\^6\(6ta6d'av Big bxbqov ronov, dk^cc 
xal i7ttt,rjrovfiBvov avxhv ngog i^b TtaQcc tfjg v^&v vtcbq- 
(pvBiag dicc ra>v avrfj 7tQo6rix6vr(X)v iv oladiqTtorB fiiiBQa 
olaedfiJtorovv bvbxbv TtQoqxxöBCjg, xovtov naQcccpBQm 
xal 7taQad(66(x) iv druioöim xoTCfp ixtbg navxbg 
xoTtov nQ06(pvyf\gxal Xoyov sv&a avxbv xal naQBi- 
Xri(pa^, iv xfj tpvlax^ xov avxov ivdo^ov otxov. 
^ [ff/] (lij xovxov (1. xovxo) 7ton^0w^ ö(iokoym xaxaßalBtv 
vnhQ X}\g avxov dTtoXBitlfBCjg xal fii] yivofiBvrig TtaQ' ifiov 
7taQaä60BG}g xqv6ov voiii0(iaxa dxxcj BQytp xal dwa^iBL 
aTcatxov^Bva^. Stipulationsclausel und Vermerk des 
Urkundenverfassers. 

d) Zum Schlüsse erwähne ich noch ein recht ver- 
stümmeltes Fragment aus ptolemäischer Zeit, dessen 
richtige Deutung wiederum Wilcken gelungen ist. Es 
ist der von Kenyon veröffentlichte P. Lond. II 220 
(S. 5/6) II aus dem Jahre 133 v. 0. Col. I enthält 
Z. 1 — 16 eine Klage und Z. 17 — 25 nach Kenyons Ver- 



1 Vgl. o. s. 54 N. 1. 

2 Ich verweise statt jedes weiteren Commentars auf die gewohnt 
gute Übersetzung der Herausgeber Oxy. I p. 212, die ich für jene 
verehrten Leser, denen die Oxyrhynchos-Papyri nicht zur Hand sind, 
abdrucken lasse: lagree of my own free will and wiih the oath hy Heaven 
and the Eviperor to he aurety and pledge to your magnificence^ through 
your repvesentativea, for Aurelius Abraham — — fwhoj ia entered aa your 
lahourer. I engage that he ahall continually abide and atay on hia holding 
along with hia frienda and vnfe and herda and all hia poaaeaaiona^ and 
he reaponaihle f<yr all that regarda hia peraon or the fortunea of him who 
haa heen entered aa a cultivatoi'; and that he ahall in no wiae leave hia 
holding or remove to another placCy and if he ia required of me hy your 
magnificence through your repreaentativea at any date or for any reaaon 
whataoever, I will bring him forward and produce him in a public 
place without any attempt aa flight or excuae^ in the Jceeping 
of your aame honoured houae juat aa he ia now when I become 
hia aurety. If I do not da thia lagree to forfeit for hia non-appareance and 
my failwe to pi'oduce him 8 gold aolidi, actualpaynient of which ia to he 
enforced. — Über den fideiuaaor coloni vgl. D. de fideiuss. 46, 1, 52 § 2. 58 pr. 
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muthung einen Brief des Beklagten^- CoL II hielt Kenyon 
für eineil Kaufvertrag^. Wilcken^ hat aber eine m. E. 
zutreffende andere Erklärung vorgeschlagen, indem er 
eine „Verpflichtung zur naQuctadio;" annimmt. Der Schreiber 
der Urkunde bürge dafür, dass der Schuldner, der im 
Gefängnis saß und daraus befreit werden sollte, binnen 
3 Tagen wiedergestellt werden würde, offenbar, wenn 
nicht inzwischen die Schuld bezahlt wäre. Damit halte 
ich das Fragment für in befriedigender Weise erklärt 
und habe dem von Wilcken Gesagten nichts beizufügen. 
Für das ptolemäische Processrecht wird aber, wenn auch 
Genaueres noch nicht zu ermitteln ist, jedenfalls die 
Beobachtung festzuhalten sein, dass dasselbe bereits 
Gestellungsverpflichtungen kennt. Vielleicht bringen auch 
hier die versprochenen'^ Tebtunis-Papyri erwünschten 
näheren Aufschluss. 

In diesem Aufsatze war es mir vor allem um die 
sub 1) besprochenen Gestellungsbürgschaften und den 
Nachweis der Ähnlichkeit derselben mit den Verpflich- 
tungen des römischrechtlichen Vindex zu thun: also — 
mit Bezug auf ein einzelnes Institut des Privatprocess- 
rechts — um einen Beitrag zu jener Arbeit, die sich die 
Untersuchung der Reception des römischen Rechts in 
Ägypten, wie sie uns die Papyri lehren, zum Ziel setzt 
Die sub 2) behandelten Papyri sollten nur eine dabei 
nahegelegte Besprechung und Zusammenstellung von 
Quellenmaterial sein. 



1 Lond. II p. 5. 

2 Ibid. 

3 Archiv I S. 135. 

^ Vgl. Grenfell-Hunt, Archiv I S. 378. 



II. Vadimonien in den Papyri. 

Konnte man im römischen Processe durch Stellung 
eines Vindex der Gerichtsfolge ohne und selbst gegen 
den Willen des Vocierenden entgehen, so gewährte das 
Vadimonium ein Mittel, im Einverständnis mit dem 
Kläger die augenblickliche Folge überflüssig zu machen. 
Das Vadimonium kam im römischen Privatprocessrechte 
wohl zuerst als Dilatlonsvadimonium^ in Übung^ doch 
es lag natürlich nahe, schon den ersten Termin vor 
dem Magistrat durch ein freiwilliges Vadimonium zu be- 
stimmen, anstatt den Beklagten, wenn nicht besondere 
Gründe hiefür sprachen, sofort in ius zu vocieren^. In 
den Digesten sind nun die das Vadimonium betreffenden 
Stellen interpoliert und es ist an Stelle desselben, — 
u. zw. sowohl des Dilations-, als auch des Citations- 
vadimoniums^ — eine satisdatio iudicio sisti gesetzt 



1 Vgl. Gai. IV, 184, der das Vadimonium schlechthin als Dila- 
tionsvadimonium definiert: Cum aidem in ins vocatus fuerlt adversaviva 
negue eo die finiri potueHt negotium^ vadinumium ei faciendum est, id est 
ut promittat se cet'to die sisti. 

2 Bethmann-HoUweg, C. P. II S. 198. 

3 Ebda. S. 198 f. 

* So nennt es Voigt, Vadimonium a. m. O. Unsere Beobach- 
tungen beziehen sich angesichts des Datums der besprochenen Papyri 
nur auf das „honorarische Vadimonium der römischen Kaiserzeit*', 
so dass eine Stellungnahme zu den Ausführungen Voigts über das 
„altrömische Vadimonium'' hier unterbleiben kann. Dagegen wird 
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worden ^ So wird es begreiflicher, dass wir über das Detail 
des Vadimonienrechts herzlich wenig wissen. Es wird darum 
bei der Lückenhaftigk^t und Entstellung der römischen 
Quellen ein Beitrag, den uns das griechische Urkunden- 
material aus Ägypten liefert, nicht unwillkommen sein, 
auch wenn zunächst — sowie im vorigen Aufsatze — 
allseits volle Sicherheit nicht erlangt werden kann und 
noch mehr denn ein Punkt dunkel bleibt. Der Gesichts- 
punkt, unter dem die folgenden Urkunden betrachtet und 
für das römische Processrecht verwertet sein wollen, 
muss derselbe sein, welchen wir im Vindex-Aufsatze einge- 
nommen haben. Auch hier handelt es sich um römisches 
Verfahren und wir ersehen aus den Urkunden die Durch- 
führung des römischen Processrechts in den Provinzen, 
auch hier aber dürfen wir nicht außer Acht lassen, 
dass das römische Processrecht von ähnlichen Insti- 
tuten des griechischen und nationalen Rechts beein- 
flusst worden sein konnte. Wir dürfen deshalb, wie 
anderwärts betont, nie uns einseitig auf die Papyri stützen, 
sondern stets die classischen römischen Quellen zu Rathe 
ziehen und nur, soweit diese nicht widersprechen, das 
römische Processrecht ergänzen 2. 



wiederum das von uns zu besprechende eidliche Dilationsvadimonium, 
das vadimonium iureiurando, von Voigt nur im Vorbeigehen behandelt. 

t Keller, C. P. N. 553. Bethmann-Hollweg, C. P. II 
S. 199 N. 14. Der Versuch, die Gründe zu ermitteln, welche zu dieser 
Interpolation Anlass boten, würde ein genaues Eingehen in die Ge- 
schichte der Processeinleitung in nachclassischer Zeit voraussetzen. 
Dass ich mich über diese Frage hier im Vorbeigehen nicht äußern 
kann, wird man angesichts der Masse des Quellenmaterials und der 
Schwierigkeit einer Sichtung desselben (man vgl. etwa Wie ding, 
Der justinianische Libellprocess) begreiflich finden. Indes hoffe ich I 

bei anderer Gelegenheit auf diese Frage zurückzukommen. 

2 Vgl. Lenel, Z. S. St. II S. 35. Girard, Organisation I 
p. 73 n. 1. 
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Nicht besser, als über das Vadimonium im allge- 
meinen sind wir über einen speciellen Fall: desselben 
unterrichtet : wenn nämlich vor dem Magistrate A ein 
Vadimonium dahin geleistet wird, vor einem bestimmten 
anderen Magistrate B zu erscheinen. Oxy. II 260, ein 
gut erhaltener Papyrus, gibt uns nun das Beispiel für 
ein Versprechen, das ich entsprechend der römischen Ter- 
minologie als vadimonium Alexandriamfaciendum bezeichnen 
möchte. Wir wollen, ehe wir an die Besprechung dieser 
Rechtsurkunde gehen, uns kurz vergegenwärtigen, was 
wir über das analoge Institut des stadtrömischen Rechts 
wissen, sowie dasselbe im praetorischen Edicte de vadimonio 
Romam faciendo proponiert war. Auch hier hat alles, was 
sich mit größerer oder geringerer Sicherheit aus den 
römischen Quellen erkennen lässt, Lenel zusammen- 
gestellt \ 

Das Edict „bildet den natürlichen Abschluss des 
Titels von der Municipaljurisdiction" und „handelt von 
dem Mittel, wodurch Sachen, die der letzteren entzogen 
sind, nach Rom vor den höheren Magistrat übergeleitet 
werden". „Ob und welche Vorschriften das Edict an dieser 
Stelle über die Abfassung des Vadimoniums und die 
Art und Weise seiner Gestellung (ob als purum oder cum 
satisdatione oder iureiurando oder recuperatoinbu^ suppositis) 
enthielt, muss dahinstehen" 2. 

Inschriftlich erhalten ist uns ein Hinweis auf das 
vadimonium Romam faciendum in der lex RuMa^. Die 



1 Z. S. St. II S. 35-43; vgl. auch S. 33 1, E. P. S. 44 f. 

2 E. P. S. 44 f. Ebenso L' fidit p. 62 s. 

3 C. 21 i. f. Quo minus in eum, quei ita vadimonium Eomam ex deci'eto 
eiuSf quei (bei ifurej dCeicundoJ pfraerit)^ non promeisserit aut vindiceni 
locupletem ita non dederitf ob efam) r(eji\) iudicium recupC&'ationemJ is, 
quei ibei i(urej d(eicundo) pfraerit), ex hfacj IfegeJ det iudicareique dfej 
efaj r(ej ibei curet, ex hCacJ IfegeJ nßhüumj rfogaturj. — Vgl. weitere 
Quellen bei KeUer, C. P. S. 237 N. Ö45* 
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Clausel gehörte naturgemäß unter die Jurisdictionsnormen 
für die Munieipien, denn sie traf in erster Linie für den 
Fall eine Bestimmung, dass die Competenz des Municipal- 
magistrats nicht ausreichte, um die Sache selbst zu er- 
ledigen, beziehungsweise durch Geschworene oder iudices 
dati erledigen zu lassen. Dabei erwähnt das rubrische Gesetz 
a. a. O. eine in der Competenz des Municipalmagistrats lie- 
gende Poenalklage für den Fall, dass der Beklagte das Va- 
dimonium nicht zu leisten gewillt ist. Diese Klage wurde 
aber späterhin der Competenz der Municipalmagistrate 
entzogen^ und fiel in die des römischen Praetors'^. Was 
also nach dem Gesagten aus dem bisher bekannten 
Quellenmaterial zu ersehen ist, ist eher geeignet, eine 
Reihe von Fragen anzuregen, als deren Beantwortung zu 
ermöglichen. 

P. Oxy. II 260 datiert aus dem Jahre 59 n. C, also 
aus einer Zeit, in der Ägypten schon fast ein Jahrhundert 
lang unter römischer Herrschaft gestanden hatte. Der 
Papyrus enthält ein Exemplar der eidlichen Erklärungen 
zweier in einem Rechtstreite befindlichen Personen, des 
Antiphanes, Sohns des Ammonius, und des gleichnamigen 
Processgegners Antiphanes, Sohns des Heraklas, womit 
sich die beiden Gegner verpflichten, an einem bestimmten 
Tage vor dem Gerichte des aQ%idiKaarriQ in Alexandria zu er- 
scheinen und dem Gerichte desselben bis zur Erledigung 
ihrer Sache Folge zu leisten. Grenfell und Hunt, die 
Herausgeber unseres Papyrus, publicieren zwar nur die 
Erklärung des ersten Antiphanes, versichern aber (p. 229), 
dass the declarations of ihe tico men, apart from necessary 
alterations in names and one or two slight unintentional 
ddvergences, are verbally identical. Die publicierte Erklärung 
lautet: 



1 D. si quis ius die. 2, 3, 1 pr. 

2 Kar Iowa, Römische Rechtsgeschichte I S. 595. Lenel, E. P. S. 45. 
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livr(yQa{(pov) . 

^AvxKpdvrig IdiLiLCOviov \x\Giv an' ^Oi,vQvy%{(Xiv) 
n6Xs(os rotg naQcc TißsQiov Kkavdl[o]v 
!^fi^(Ovtov 0tQatriyo'v xal inl x&v nQ066dG}{v) 

5 xov ^Oi^vQvyisitov. ofivvco NsQCJva Kkaväiov 
KaiöaQcc Usßcc6x[bv rs]Qfi<xvLxbv Avxoxqccxoqcc 
eI (1. ff) iirjv X(x[x]dc [xä] 6v[^]cp(Ä)VYif^6vxa sfiol 
xa[fc] \^vx[i]q)[cc]vsL ''HQaxkäxog i^ rjg BTCOiYiöd- 
^B\p'a\ nQb[g\ 6avxoy(g) inl xov öXQaxrjyov 

10 TißsQLOv Kk[av]d[Lov] ^^^coviov cctmxaxaexdöS' 
mg B6aöd'a[L^ i^]cpavfj xa 2JaQ(X7ti(x)vo[g 
aQxiötxaöxov [ß]rlfiaxL in' 'Als^avÖQSiag 
scug XQLaxddog xov ivsöx&xog [irjvbg 
^Enaicp, xal nQ06xaQXBQri6Biv ^lbiqv ov 

15 a Bx<x)(iBV nQbg iavxovg iy[ß]ißa6d^'^i. 

BioQxovvxt ^Bv iLOi Bv bIti, i(piOQx[ov\vxi öb 

xa vBavxia (1. ivavxla), Bxovg nB^inxov NsQCJVog Kkavdiov 

KaidaQog UBßaöxov FBQfiavixov AvxoxQdxoQ[o]g^ 

^EnBltp ^. (2. Hand) 0b[<x)]v 'OvvGxpQiog vnrjQB- 

20 xYjg inrixoX[ov]d^[Yi]xa xfJL [a]yd'Bvti[x]fji 

;|ri^[oj^p]a(9t'a). {BXovg)B NBQCOvog Klavöiov KaiaaQog 
[2JBßaöxov rB]Q^av[LXOv J]vT[o]xQdxoQog, ''EnBltp %", 

Die eidliche Erklärung ist adressiert an das Bureau 
des Strategen des Gaues von Oxyrhynchos^. Antiphanes 
leistet einen promissorischen Eid beim Kaiser Nero^, 
bis zum 30. Epeiph (24. Juli), mithin, da die Erklärung 



' Statt saacd-ai, das auch in der anderen Copie steht, ist sasad-ai 
zu lesen (Grenf eil- Hunt). 

2 Das uns hier nicht weiter berührende snl r&v 7tQOGÖd(ov be- 
zieht sich auf die vom Strategen geübte finanzielle Verwaltung des 
vofwg. Vgl. Grenfell-Hunt p. 230 zu Z. 4. — Uns kommt es hier 
darauf an, dass der Strateg jedenfalls eine, wenn auch in unserem 
Falle nur vorbereitende Thätigkeit jurisdictioneller Natur entfaltet. 

3 Zu diesem Eid beim Kaiser vgl. Mommsen, Rom. Staats- 
recht II S. 809. Strafrecht S. 58G. 

Dr. L W eng er, RechtsUistorisclie Papyruss Indien. 5 
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vom 9. Epeiph (3. Juli) datiert ist, binnen 21 Tagen ^ vor 
dem Tribunal {ßfj^cc) des Erzrichters Sarapion zu Alexan- 
drien zu erscheinen und dort Gerichtsfolge zu leisten^, 
bis der zwischen ihm und seinem Gegner schwebende 
Rechtstreit erledigt sein werde. 

Dabei blieben noch die Worte Ticcrcc rcc avfiq)(x)VYi' 
d^ivta — dtn:txata0rci0€(x)g unerklärt. Ich muss zu diesem 
Behufe etwas weiter ausholen und zunächst zum classi- 
schen römischen Processrechte zurückkehren. Gaius fährt 
nach der oben (S. 61 N. 1) abgedruckten Definition 
des Vadimoniums IV, 185 folgendermaßen fort: 

Flunt autem vadimonia quibtisdam ex causis pura, id 
est sine satisdatione, quihusdam cum satisdattone, qui- 
busdam lureiurando, quihusdam recuperatoribus supposüis, 
id est ut qui non steterit, is jM'otinus a recuperatoi^ihus in 
summam vadimonii condemnetur; eaque singula diligenter 
praetoris edicto signißcantur, 

1 BGU I 5 II, 14 ist eine Frist von 40 Tagen, BGÜ III 891 
R, 22 f. 32, eine solche vom 9. bis 26. April bestimmt. Diese ver- 
schiedenen Fristen wurden vielleicht, wenn nicht die Parteien etwas 
anderes vereinbart hatten, nach den verschiedenen Entfernungen von 
Alexandria berechnet. Wir erinnern uns an D. si quis caut. 2, 11, 1 
und D. de V. S. 60, 16, 3 pr. Vgl. Lenel, E. P. S. 45; Pal. zu Gai. 
fr. 55 und Ulp. fr. 205. Vgl. noch D. de excus. 27, 1, 13 § 2. 

2 Zu TCQoaKaQtsQiJGeiv verweisen die Herausgeber auf Oxy. II 
261, 12 (ProcessvoUmacht aus dem Jahre 55 n. C.) und auf Oxy. I 59, 
10 f. {jtQOGsSQSVGai dLxaarrjQicp) (292 n. C.) und übersetzen: and tcill 
remain until our auit is decided. Vgl. Lond. II 196, 3 und jetzt noch 
BGü III 891 R, 23. — Für das justinianische Recht wäre vielleicht 
daraus, dass in unserer Urkunde sfifpav^ ^asad-ai und TtQoaxaQTSQijasiv 
zugleich versprochen wird, der Schluss möglich, dass die von 
Muther, Rudorff und Wieding getheilte Ansicht, neben der cautio 
iudido sisti gebe es noch eine besondere cautio quod in ittdido usque 
ad finem litis permaneat, nicht zutreffe, und Bethmann-Hollweg, 
der die Einheitlichkeit beider Cautionen vertheidigte. Recht behalte. 
Vgl. dazu das Nähere (auch die Citate) bei Wieding, Libellprocess 
S. 513. Ich kann, wie bemerkt, auf justinianisches Recht hier nicht 
eingehen. Vgl. o. S. 62 N. 1. 



— 67 — 

Das Vadimonium ist nach allgemeiner und 
richtiger Ansicht^ eine zwischen den Parteien 
abgeschlossene Stipulation^. Die Erklärung in 
unserem Papyrus richtet sich aber an den Stra- 
tegen, also an einen Magistrat. Damit scheint zu- 
nächst ein principieller Widerspruch gegeben zu' sein, 
der sich aber bei näherem Zusehen, wie ich glaube, be- 
heben lässt. Es wird zur Klärung unseres vadimonium 
iureiurando vortheilhaft sein, einige Worte über das vadi- 
monium recuperatoribus suppositis vorauszuschicken. Schon 
Keller^ hat dazu mit Recht bemerkt, dass in diesem 
Falle sofort ein Judicium begründet wird. Die Begründung 
eines Judiciums, m. a. W. die Litiscontestation^ kann 
aber nur in iure erfolgen und ist, wenn auch der Praetor 
bei Abschließung des Processvertrags nicht activ mit- 
wirkt, doch ohne vorhergehende praetorische Intervention 
undenkbar: ist es ja doch der Praetor, welcher ^actionem 
dat^. Man wird. sich also vorzustellen haben, dass der 



1 Vgl. Keller, C. P. S. 234. Lenel, E. P. S. 408 f. Vgl. aus 
den Quellen etwa D. si quis caut. 2, 11, 16: Si tutor vadimonium [D. : 
iudicio ßisti, Pal. zu Pap. fr. 78 n. 2] promiserit et atipulationi non 
ohtemperaveritf et interea pupillus adoleveint aut mortem ohieHt aut etiam 
abstentus sit hereditate: denegahilur ex stipulatu actio; D. eod. 10 § 2: 
ex stipulatu actio wegen vadimonium desertum; D. eod. 9 pr. § 1; D. de 
V. O. 45, 1, 81; D. de eo per quem 2, 10, 1 § 3. 

2 Nach Voigt, Vadimonium S. 350 war das Vadimonium der 
Kaiserzeit ein Rechtsgeschäft zwischen dem Gläubiger und dem Ver- 
pflichteten, „welches regelmäßig in Form der Stipulation, ausnahms- 
weise aber auch in der Form des iusiurandum sich vollzog". Das va- 
dimoniitm iureiurando erklärt Voigt S. 358 f. N. 174 für ein pactum 
praetmium^ woraus man wird schließen dürfen, dass er die Gegen- 
partei als Adressaten des eidlichen Versprechens ansieht. Auch Zie- 
barth. De iureiurando in iure Graeco quaestiones, Götting. Inaug. 
Diss. 1895, fasst, wenigstens nach seiner Notiz p. 48 zu schließen, 
das vadivionium iureiura^ido als eidliches pactum auf. 

3 C. P. S. 236. 

* Wlassak, Römische Processgesetze II § 19. 
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Praetor eine Formel gab, in der Recuperatoren ernannt 
wurden, welche für den Fall des vadimonium desertum den 
Schuldigen sofort auf die Vadimoniumsumme oder auf 
das Interesse verurtheilen sollten \ und dass dann 
die Parteien mit dieser Formel die Litiscontestation 
vollzogen 2. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass ein vadimonium 
recuperatoribus suppositis jedenfalls praetorische Mitwirkung 
erheischte und nicht ohne Intervention eines Jurisdictions- 
magistrats extra ius von den Parteien abgemacht werden 
konnte. Es konnte demnach zwar als Dilationsvadimonium 
jederzeit angewendet werden, da ein derartiges Vadimo- 
nium ja in iure abgeschlossen wurde, aber es war nicht 
geeignet, die erste Tagfahrt vor den Magistrat zu er- 
setzen K 

Wird dies zugegeben, so wird auch die Ansicht 
nicht mehr von vornherein abzulehnen sein, dass auch 
beim vadimonium iureiurando der Magistrat betheiligt war. 
Ja, wie soll man sich ein derartiges Vadimonium anders 
vorstellen? Das, was wir an classischen Belegen für das 



^ Nebenbei bemerkt, ist dies — was bisher m. W. noch nicht 
beobachtet wurde — ein typischer FaU eines Eremodiciums: das Re- 
cuperatorengericht tritt gerade und auch nur dann in Action, wenn 
der eine Theil ausgeblieben ist. 

2 So fasst die Sache wohl auch Voigt, a. a. O. S. 357 N. 166 
auf. Ein neuerliches Verfahren in iure war, wie Voigt bemerkt, nicht 
mehr nöthig. Allerdings müsste aber constatiert werden, dass der 
Beklagte nicht in iure erschienen war, also die Voraussetzung für die 
Thätigkeit der Recuperatoren gegeben war. Diese Constatierung wird 
wohl haben amtlich geschehen müssen und wird vom Jurisdictions- 
magistrat den Recuperatoren (z. B. durch einen amtlichen Actenver- 
merk) mitgetheilt worden sein. Vgl. über eine ähnliche Frage (be- 
treffend die Formeledition an den Judex) Wlassak, Litisconte- 
station S. 55. 

3 Denkbar bleibt es, dass die Parteien das erstemal zum Praetor 
kamen, gerade nur um dieses Vadimonium abzuschließen, was offenbar 
schneller vor sich gieng, als die Verhandlung über die m'dinatio iudicii. 
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vadimonium iureiurando haben, ist wenig genug. Es kommen 
zur citierten Gaius stelle noch zwei Stellen aus dem 
Edietscommentar des Paulus^, welche lauten: 

D. qui satisd. cog. 2, 8, 16: Qui lurato promisit vadi- 
monium [D,: iudicio sisti^], non videtur peierasse, si ex 
concessa causa hoc deseruent; und 

D. de iureiur. 12, 2, 15: Ad personas egregias eosque 
qui valetudine impediuntur domum mitti opoi^tet ad iurandum. 

Aus ersterer Stelle kann über die Art und Weise 
der Bestellung des vadimonium iureiurando nichts ersehen 
werden, letztere aber spricht entschieden eher für die 
Annahme einer amtlichen Intervention als dagegen. 
Voigt 3 spricht gelegentlich der von ihm behaupteten 
Klage gegen denjenigen, welcher das eidliche Vadimonium 
gebrochen hat, die Ansicht aus, dass „das vadimonium iura- 
forium ein sogenanntes jf^ac^t^m praetorium (gewesen sei), 
für welches es an einer allgemeinen Klage gebrach". Ein 
Beleg hiefür ist nicht beigebracht und Voigts Ansicht 
kann aus den gajanischen Institutionen selbst widerlegt 
werden. Denn der einzige Fall eines obligatorischen eid- 
lichen Versprechens, den Gaius kennt, ist die iurata 
promissio operarum, von der es (III, 96) heißt: 

haec sola causa ect, ex qua iureiurando contra- 
hiiur obligatio, sane ex alia nulla causa iureiurando 
homines obligantur, utique cum quaeritur de iure 
Romanorum. 

Wäre das vadimonium iureiurando ein obligatorisches 
pactum, und erzeugte dieses ^pactum pi^aefoHum^ auch nur 



1 Vgl. Lenel, E. P. S. 66 N. 3. Ygl. noch die in einer Con- 
stitution Zenos (484 n. C.) C. J. de princ. ag. 12, 21, 8 § 1 erwähnte 
cautio iuratoria^ die sich aber auf das nachciassische Verfahren bezieht 
und über die Form der Verpflichtung auch keinen Aufschluss gibt. 

2 Lenel, Pal. zu Paul. fr. 150 n. 12. 

3 A. a. O. S. 358 f. N. 174. 
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eine klaglose Obligation, so wäre die eben citierte Be- 
hauptung geradezu falsch: ein Ergebnis, dem wir umso- 
weniger zuzustimmen genöthigt sind, als sich auf Grund 
unseres Papyrus eine andere, viel wahrscheinlichere Con- 
struction des vadimonium iureiurando aufbauen lässt. 

Wir kommen damit zu unserem Ausgangspunkte 
zurück, zur Erklärung der Worte Z. 7 — 10^. Dieselben 
sind für die richtige Beurtheilung unserer Urkunde m. E. 
von besonderer Bedeutung: die eidliche, an die Behörde 
gerichtete Erklärung erfolgt mit Rücksicht auf das 
zwischen beiden Parteien in der contradicto- 
rischen (zweiseitigen) Verhandlung vor dem Stra- 
tegenbereitsgetroffene „Übereinkommen''^. Danach 
hat sich das ganze Verfahren, dessen vorläufiges Endziel 
das uns vorliegende x6iQ6yQa(pov versinnbildlicht, etwa 
folgendermaßen abgespielt. Die beiden in einen Recht- 
streit gerathenen Parteien sind vor dem Strategen er- 
schienen^ und haben dort miteinander verhandelt. Dann 
sind sie daselbst übereingekommen^, am 30. desselben 
Monates sich vor dem Erzrichter in Alexandria wieder- 
zufinden. Damit ist die eigene amtliche Thätigkeit des 
Strategen, vor dessen Forum sich diese Verhandlung ab- 



1 Die Herausgeber übersetzen hier folgendermaßen: in accordance 
wilh the agi'eement made beiiveen nie and AnOphaneSy son of HeiaclaSf in 
consequence of our confronting each other hefore the strategua T. C. A. 

2 Ich wähle absichtlich einen farblosen Ausdruck. 

3 Das ist m. E. die avxi'naxoiataais hnl tov axQaxrjyov. 

* Bei den Worten xara xa GVficpcovijd'svxa Sfiol xccl (reo ctvxidiyi(ß) 
kann an eine Stipulation gedacht werden. Eine solche war nach der 
von Mitteis ausgesprochenen Ansicht, „wo es sich um die processu- 
alischen Cautionen und Vadimonien vor römischen Richtern handelte** 
— wozu also unser Fall zählt — „sogar vorgeschrieben" (Reichsrecht 
und Volksrecht S. 485). Bedenkt man die laxe Handhabung der Sti- 
pulationsform — die hellenistische Praxis hatte gewiss das Bestreben 
über das auch im Lehrbuche des Gaius III, 93 für zulässig Erklärte 
hinauszugehen — so bleibt kaum ein unter Anwesenden mündlich 
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spielte, erschöpfte Die Parteien begeben sich in die Kanzlei 
des Strategen und geben dort vor dem dienstthuenden 
vTcrjQsrrjg ihre eidlichen Erklärungen ab. Der letztere be- 
stätigt amtlich das eigenhändige ^ Chirographum der 
Partei ^. 

Unser vadimonium Alexandriam faciendum besteht also 
aus zwei rechtlich getrennten Acten, einem principalen 
und einem accessorischen, wovon uns der letztere ur- 
kundlich vorliegt, während in dieser Urkunde auf den 
erster en nur verwiesen ist. 



abgeschlossener Vertrag übrig, bei dem man nicht die Merkmale 
interrogatio und responsio (Gai. III, 92) hätte finden können und der 
somit als Stipulation gelten konnte. Im 3. Jhd. taucht in den griechi- 
schen Rechtsurkunden die stereotype Clausel snsQiotij&slg afioloyrjaa 
auf, die Mitteis (a. a. O. S. 486J zuerst als Stipulationsclausel er- 
kannt hat. Gegen die Annahme, dass das aviicpcovstv eine Stipulation 
gewesen sei, spricht natürlich auch nicht der Umstand, dass darüber, 
ebenso wie über den hinzutretenden Eid, vermuthlich eine schriftliche 
Urkunde {oikoXoyia) aufgenommen wurde. Vgl. das 'nsxsiqoyQacpTj'KhaL 
in BGU I 5 II, 13 und dazu Mitteis, Hermes XXX S. 583. Vom 
römischrechtlichen Standpunkte war die den Hellenen geläufige 
Schriftform eben lediglich Beweismittel, das juristisch Bindende lag 
in Frage und Antwort. 

1 BGU I 361 II, 1—9, ein Auszug aus den vnofivT^fiatLafwC eines 
Strategen, enthält, wenn ich recht verstehe, eine derartige Verein- 
barung zweier Parteien, ihre Sache vor den öixccLodotrjg zu bringen 
und zu diesem Zwecke die gegenwärtige Verhandlung vor dem Stra- 
tegen abzubrechen, worauf 6 GTQarrjyög slnsv Mstcc r^v KaraanoQav 
dvvctad's en* avTov (vor dem Dikaiodotes) n[Qo]cavT^caL. Pamit schließt 
das Protokoll (avsyvav). Ähnlich dürfen wir uns wohl auch die Vor- 
geschichte unseres Papyrus vorstellen, und anderseits im eben ge- 
nannten Falle eine Verpflichtung der Parteien ergänzen, vor dem 
ÖLTiaLodÖTi^g zu erscheinen (analog Oxy. II 260). Vgl. nunmehr auch 
BGU III 891 R. 

2 Avd'svnxrj %iQoyQa(pCa eigentlich pleonastisch, aber ähnlich wie 
%8iq6yQa(pov Idioyqacpov zu erklären. Gradenwitz S. 38 N. 1. 

3 ^En7]7tolov&7ixa^ ich bin persönlich zugegen gewesen. Vgl. oben S.6 
N. 1. Vgl. auch Grenfell-Hunt zu Z. 19. 
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l.Principal ist das zwischen denParteien (ver- 
muthlich in Stipulationsform) abgeschlossene und 
schriftlich aufgezeichnete Übereinkommen, vor 
dem Erzrichter von Alexandrien an einem bestimmten 
Tage zu erscheinen. 

2. Accessorisch tritt hinzu die uns vorliegende 
eidliche Bekräftigung, aufgenommen vor dem das 
Vadimonium anordnenden Magistrate, beziehungsweise 
in dessen Kanzlei. 

Mit t eis hat zu wiederholtenmalen ^ hervorgehoben, 
dass das Processrecht in den der römischen Herrschaft 
unterworfenen Provinzen viel gleichförmiger und mehr 
im Sinne des römischen Processrechts ausgestattet war, 
als man dies vielfach anzunehmen scheint, und dass auf 
processualem Gebiete sich particulares Sonderrecht in 
viel geringerem Umfange erhalten konnte. Waren ja doch 
die Grundzüge des Processrechts in den Edicten der Statt- 
halter niedergelegt und waren doch diese Edicte wiederum 
Spiegelbilder des praetorischen Edicts in Rom. 

Oxy. II 260 bietet nun, wie die Betrachtung unserer 
Urkunde und die Vergleichung derselben mit dem, was 
uns in den römischen Quellen überliefert ist, gezeigt hat, 
eine dem römischen Vadimonium an einen anderen Ort 
entsprechende chirograpbarische Verpflichtung. Es ist 
natürlich nicht ausgeschlossen, dass sich das römische 
Processinstitut im ägyptischen Provincialprocesse an 
ein einheimisches, sei es nationales, sei es griechisches 
Institut angeschlossen habe und dass es von demselben 
einigermaßen — namentlich was die schriftliche Form 
betrifft 2, — beeinflusst worden sei, aber das Factum 
bleibt, dass wir ein dem römischen Vadimonium 
an einen anderen Ort entsprechendes Institut auch 



^ Vgl. namentlich Relchsreclit und Volksrecht S. 133 f. u. a. m. 
O. Vgl. Degenkolb, Lex Hieronica S. 2 ff. 
2 Vgl. Mitteis, Hermes XXX S. 583. 
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im römisch-ägyptischen Provincialrecht nach- 
weisen können. Ehe wir einige Worte über die Be- 
deutung dieses Ergebnisses für den römischen Provincial- 
process und über die etwas schwierige Eingliederung 
des Vadimoniums in das bisher bekannte ägyptische 
Processrecht äußern, wollen wir noch einige für unsere 
Erkenntnis der einschlägigen Partien des classischen 
Processrechts fördernde Aufschlüsse zu gewinnen 
suchen und dann das übrige griechische Urkunden- 
mater iai überblicken. 

Wir haben zunächst einen urkundlichen Beleg dafür, 
dass ein Vadimonium, dahingehend, vor einem anderen 
Gerichte zu erscheinen, iureiurando abgeschlossen werden 
konnte. Es spricht nun nichts dagegen, uns ganz ebenso 
das Verfahren vorzustellen, wenn der gallische Magistrat 
gemäß der Lex Rubria ein vadimonium Romam faciendum 
anordnete, oder wenn vor dem römischen Magistrat eine 
Partei ein ius domum revocandi geltend machte und Über- 
leitung der Sache vor den einheimischen Magistrat be- 
gehrtet Dabei gibt der Umstand, dass das Vadimonium 
in unserem Papyrus eidlich geleistet wird, wenigstens 
einen ziemlich sicheren Anhaltspunkt für das bisher 
ganz ungeklärte Verhältnis zwischen dem vadimonium 
iureiurando und recuperatoribus suppositisK Das letztere zu 
bestellen hat nur dann einen vernünftigen Sinn, wenn 
sich die Partei vor demselben Magistrat zu gesteilen 
verpflichtet, also beim eigentlichen Dilationsvadimonium. 
In diesem Falle können eben die Recuperatoren sofort 
entscheiden, ob der Betreffende zugegen ist oder nicht. 
Anders steht es bei einem Vadimonium nach einem 
anderen, räumlich entfernten Orte. Hier versagt dieser 



* Vadimonium domum faciendum. Vgl. D. de iud. 5, 1, 7. Lenel, 
E. P. S. 67, Lfidit p. 91. 

2 Auf diesem Punkt hat mich Herr Geheimrath Prof. Mitteis 
in Leipzig aufmerksam zu machen die Güte gehabt. 
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modus vadimonii vollständig. Denn Recuperatoren, die am 
Orte wohnen, wohin das Vadimonium geleistet wird, kann, 
der Magistrat begreiflicherweise nicht bestellen und 
Recuperatoren, die er bestellen könnte, können wiederum 
nicht die Entscheidung fällen, es wäre denn, dass auch 
sie an die entfernte Gerichtsstätte reisen würden. Ein 
protinus condemnari (Gai. IV, 185) wäre hier unmöglich. 
Es muss deshalb hier das vadimonium iureiurando aus- 
helfen. Damit soll natürlich nicht behauptet sein, dass 
jedes Vadimonium für denselben Ort recuperatoribus suppo- 
sitis bestellt wurde, aber es ist gegenüber der bisherigen 
Unsicherheit^ wertvoll, wenigstens soviel festgestellt 
zu haben, dass zwar für Dilationsvadimonien am selben 
Orte Eid und Recuperatoren von vornherein denkbar sind, 
dass aber für ein Vadimonium an einen anderen Ort die 
suppositlo recuperatorum — und ebenso wohl praktisch das 
vadimonium cum satisdatione^ — versagt und außer dem 
vadimonium purum, womit sich der Gläubiger nicht immer 
begnügt haben dürfte, nur noch das vadimonium iureiurando 
verwendbar bleibt. 

Wir gewinnen aber aus unserem Papyrus auch für 
das Vadimonienrecht im allgemeinen die Vorstellung, wie 



1 Vgl. Lenel, E. P. ?. 45 § 6 i. f. L'fidit p. 63. Auch über 
andere Fälle des vadimonium recuperatoribus supposifis ist uns nichts 
Sicheres überliefert. Hypothesen bei Lenel, E. P. S. 69. Vgl. mit 
einigen Änderungen Ufidit p. 96 s. 

2 Vgl. D. de iud. 5, 1, 2 § 6, wo Ulpian das Vadimonium bei 
der revocatio domum bespricht und die Ansicht des Mela billigt, dass 
dasselbe sola promissione und nicht satisdato zu erfolgen habe. Es 
heisst da: Sed si dubitetm'j utrum in ea quis causa sit^ ut domum revocare 
possit nee we, ipse pi'aetor dehet causa cognita statuere, quod si constiterit 
in ea eum esse causa, ut domum reoocet^ debebit vadimonium facere [D. 
cavere in iudicio sisti, Pal. zu Ulp. fr. 213 n. 1], sfatuente praetore in 
quem dieni pvomiltat. sed utrum nuda cautione an satisdato^ Marcellus du- 
bitat: mihi videtur sola promissione, quod et Mela scribit: alioqvin com- 
peUetur iudicium accipere quam invenire eos qui satis pro eo dent. 
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sich ein eidliches Vadimonium vollzogen haben wird. Es war 
nicht, wie Voigt^ zu meinen scheint, ein vom gewöhnlichen 
Stipulationsvadimonium verschiedenartiges, eidliches pac- 
tum praetorinnif sondern zur Stipulation der Parteien trat 
accessorisch hinzu der Eid, gerQ.deso wie he\m vadimonium 
recuperatoribus suppositis die Constituierung des Recupera- 
torengerichts, beim vadimonium cum satisdatione der Bürg- 
schaftsvertrag mit dem Vadimoniunisbürgen zur Stipu- 
lation hinzukamen. 

Fassen wir nach den Institutionen des Gaius und nach 
den aus unserer Rechtsurkunde vervollständigten Detail- 
kenntnissen die Arten der Vadimonien und deren charakte- 
ristische Gestaltung zusammen, so erhalten wir das Schema: 

1. Das vadimonium purum = eine Stipulation zwischen 
Kläger und Beklagtem (in den hellenistischen Provinzen 
wohl verbunden mit chirographarischer Beurkundung). 

2. Das vadimonium cum satisdatione =: eine Stipulation 
zwischen Kläger und Beklagtem ~\- einer accessorischen 
Stipulation zwischen Kläger und Bürgen. 

3. Das vadimonium recuperatoribus suppositis = eine 
Stipulation zwischen Kläger und Beklagtem -|- der Con- 
stituierung des Recuperatorengerichts und sofort er- 
folgenden Litiscontestation, 

4. Das vadimonium iureiurando = eine Stipulation 
zwischen Kläger und Beklagtem -\- einem Eid, adressiert 
an den Magistrat 2. 

Es wurde bisher dieim Vadimonienrechtvorkommende 
summa vadirnonii^ noch nicht berücksichtigt. Die juristische 



^ Vgl. die oben S. 67 N. 2 citierten Äußerungen desselben. 

2 Es ist schon hier zu bemerken, dass der Eid in unserem 
Papyrus von beiden Parteien geleistet wird, während nach Gaius' 
Bericht das Vadimonium nur der Beklagte leistet. Ich werde dies 
damit zu erklären versuchen, dass es sich hier um eine von den 
Parteien vereinbarte prm'ogatio fori handle. 

3 Gai. IV, 185 s. 
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Einfügung derselben in die Vadimoniums-Stipulation, die 
dahin geht, ut promittat (reus) se c&i^to die sisti, kann, wie 
Voigt ^ richtig hervorhebt, nur auf dem Wege erfolgen, 
dass diese Stipulation die Gestalt einer sfipulatio poenae 
annimmt. Einschränkend bemerkt aber Voigt^ dass sich 
unser Vadimonium „abgesehen von dem iuratorium" zur 
Poenalstipulation gestaltete. Ich möchte trotz des oben 
(S. 69 f.) gegen Voigts Construction des vadimonium 
iureiurando erhobenen Widerspruchs, eben auf Grund 
unseres Papyrus der Annahme dieses Gelehrten bei- 
pflichten, dass beim vadimonium iureiurando eine summa 
vadimonii nicht ausbedungen wurde. Die Höhe der iumma 
vadimonii bestimmt sich — abgesehen von den hier nicht 
weiter in Betracht kommenden actiones iudicati et depensi — 
danach, quanti actor iuraverit non calumniae causa postulare 
sibi vadimonium promittt (Gai. IV, 186) ^ Ein solcher Ca- 



1 A. a. O. S. 349. 

^ S. 361. 

3 Über den FaU einer zu hoch gegriffenen stimnia vadimonii vgl. 
D. 8i quis caut. 2, 11, 4 § 5 (Jul. fr. 680 = Ulp. fr. 1657): natu et 
lulianus sn'ibify si vadimonium [D. iudicio sistendi causa, Pal. zu Jul. 
fr. 680 n. 1] pluri» quam atatulum est per ignorantiam promissvm fueiif, 
exceptlonem dari dehere: si autem ex conventione tantae summae promissio 
facta sitt exceptionem pacii ccnventi repHcatione ivfirmandam luUanus ait. 
Die Worte Julians lauten allgemein. Ulpian wendet sie allerdings 
nicht auf den Fall an, dass eine zu hohe Vadimoniumsumme stipu- 
liert ist, sondern auf den Fall, dass jemand, der nicht dazu ver- 
pflichtet war, ein vadimonium cum satisdatione geleistet hat. Die dem 
Citate aus Julian vorausgehenden Worte Ulpians lauten nämlich: 
Iterii quaeritui'j si quis, cum vadimonii [D.: iudicio sistendi, Pal. zu Ulp. 
fr. 1657 n. 5] causa satisdare non deheret, saiisdato pi'omiserit^ an spon* 
sorihus [D.: fideiussoribus n. 3] eins exceptio detur. puto interesae, utrum 
per eiToi'em satisdato promissum est an ex conventione: si per etTorem, 
dandam sponsonhus [D. : fideiussoribus n. 3] exceptionem: si ex conven- 
tione. minime dandam. Daran schließt sich das oben angeführte Citat 
aus Julian, dem aber jedenfalls der concrete Fall zugrunde liegt, dass 
jemand eine höhere Vadimoniumsumme versprach, als er versprechen 
rausste. 
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lumnieneid des Klägers müsste, da unser Papyrus eine 
vollzogene Vadimoniums-Stipulation voraussetzt, bereits 
geschworen sein. Aber in unserer Urkunde wird ebenso 
wenig ein Eid als eine summa vadimonii erwähnt. Der prak- 
tische Unterschied zwischen der Beifügung einer solchen 
und deren Weglassung ^ zeigt sich im Falle des vadimomum 
desertum. Da geht im ersteren Falle die Klage aus dem 
Vadimonium auf die festgesetzte Summe (actio de certa 
credita pecunia), im letzteren aber auf ein incei'tum (actio 
incertijK Es erübrigt nun noch die Folgen des vadimonium 
desertum bei den aufgezählten Unterarten des Vadimonium s 
und speciell beim eidlichen Vadimonium zusammen- 
zustellen. 

Ä, Rechtsfolgen des vadimonium desei-tum für den t^eus, 
1. Beim vadimonium purum hat der Kläger die actio 
de certa credita pecunia auf die Vadimoniumsumme, 
beziehungsweise bei ausgebliebener Vereinbarung einer 
solchen die actio incerti auf das Interesse. Er muss einen 
ordentlichen, regelmäßigen Process von vorne an be- 
ginnen und muss namentlich alle der Litiscontestation 
vorhergehenden Acte der Reihe nach vornehmen. Es 
wird sodann, wenn die Voraussetzungen gegeben sind, 



1 Vgl. Voigt S. 370 N. 210. Vgl. auch N. 209. 

2 D. si quis in ius 2, 5, 3: Cum quis vadimoivo [D. in iudicio, 
Pal. zu Ulp. fr. 2933 n. 3] sisti 2^J'oniise7'U neque adiecerit poenam^ si 
»latus non esset; incerti cinn eo ayendum esse in id qnod interest verissimvm 
est, et ita Celsus quoque sci-ibit. Vgl. etwas ausführlicher D. de V. O. 
45, 1, 81 pr. : Quoliens quis aUum sisti pi'Ofiiitlit nee adicit poenam, puta 
vel servum muvi vel hominem libervni, quaei-itur, an committatttr stipulatio. et 
Celsus aitf etsi non est huic vadimonio [D. : stipulation!, Pal. zu Ulp. fr. 
1695 n. 1] additum 'nisi steteHt, poenam dui'i\ in »d, quanti interest sistiy 
contineri. et verum est, quod Ctlsus ait: nam qui alium sisti proniitlit, hoc 
promitUt id se acturum, ut stet. Diese Stelle spricht allerdings vom Va- 
dimoniumsbürgcn, aber auch für den, welcher se certo die sisti pro- 
mittity muss dasselbe gelten. Vgl. auch D. eod. § 1 und D. si quis 
caut. 2, 11, 14. 
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die Litiscontestation vollzogen, worauf das Verfahren in 
iudicio folgt, das mit der Verurtheilung des Vadimonium- 
schuldners auf die summa vadimonii^ beziehungsweise auf 
das Interesse, oder mit einem Freispruch enden kann. 

2. Beim vadimonium cum satisdatione tritt neben die 
Klage gegen den Vadimoniumschuldner noch die Bürg- 
schaftsklage gegen den Vadimoniumsbürgen aus der mit 
ihm abgeschlossenen accessorischen Stipulation i. 

3. Beim vadimonium recnperatiyinhus supposüis verein- 
facht sich das sub 1) geschilderte Verfahren insoferne, 
als die Vorbereitungen zur Litiscontestation, sowie diese 
selbst schon vollzogen sind und beim Ausbleiben des 
Schuldners sofort das Verfahren in eremodicio vor den 
Recuperatoren stattfindet. 

4. Was war endlich die Folge des gebrochenen 
vadimonium iureiurando? Da der Eid nach unserer Dar- 
stellung ein zur Stipulation hinzutretendes Accedens war, 
so konnte der Gläubiger zunächst die Stipulationsklage 
anstellen; er hatte also, wenn unsere Annahme, dass hier 
eine Vadimoniumsnmme nicht ausbedungen wurde, stets zu- 
trifft, jedenfalls eine actio incerti. Einen viel ausgiebigeren 
Schutz gegen den Vadimoniumsbruch bot aber der Umstand, 
dass ein solcher zugleich einen Bruch des promissorischen 
Eids bedeutete. War dieser Eid nun, wie in unserem Falle, 
ein Eid beim Kaiser, so involvierte der Eidbruch das crimen 
laesae maiestatis'^. Eine derartige Eidesformel war aber, 



1 Vgl. die vorige Note. 

2 Vgl. Mommsen, Rom. Straf recht S. 586. Ex concessa cavsa 
kann das vadimonium iureiurando ungestraft gebrochen werden. D. qiü 
satisd. cog. ?, 8, 16. Als concessa causa gilt z. B. vu'i maior; vgl. Seneca, 
de benef. IV, 39 i. f. und dazu Pernice, Sacralrecht (Abh. d. kgl. 
Akad. d. Wiss. zu Berlin 1885/6) II S. 1187 N. 3; vgl. D. si quis caut. 
2, 11, 2 § 3. Überhaupt dürften als concessa causa wohl alle Umstände 
gegolten haben, die auch eine exceptio gegen die actio aus dem Vadimo- 
nium gewährten : also wenn eine exceptio pacti- conventi begründet war, 
d. h. wenn die Parteien nach dem eidlichen Vadimonium einen Ver- 
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wie uns die Papyri lehren, die in der Kaiserzeit allgemein 
übliche, es war der sd-ifiog Pcj^aCcDv oQxog\ Es ist also 
weder die Annahme Voigts eines edictum ^de actione^ 
quam in eum qui vadimonium iureiurando fecit nee steteritj 
jyi^aetoi* dat^ ^ zu acceptieren, noch auch Lenels Bemerkung ^ 
schlechtweg zu billigen, dass der Eid hier nur als mo- 
ralische Verpflichtung in Betracht kam^. 

B. Rechtsfolgen des vadimonmm desertnm für den actor. 

Im Vadimonium unseres Papyrus schwören beide Par- 
teien den Kaisereid, das Ausbleiben zieht also für beide die 
eben besprochene Folge des ivoxov slvat x& öqxco gleich- 
mäßig nach sich. Damit ist für die Commentierung unseres 
Papyrus die Frage erledigt. Dennoch möchte ich auch 
auf die, soweit ich sehe, in der römischen Process- 
Literatur bisher nicht genügend erwogene weitere Frage 
nach den Folgen des Ausbleibens des Klägers an einem 
von keiner Partei oder doch nicht vom Kläger eidlich 
angelobten Termine wenigstens aufmerksam machen. Eine 



gleich geschlossen oder über eine Fristgewährung übereingekommen 
waren; oder si ideo non atetitf qtwd rei publicae causa afuit; oder si sine 
dolo malo ipsius a inagistratu retentua vadinionitmi sistere non poiuit; oder 
si rei capitalis ante condemnattts vadimoniian sistere non potuit; oder si 
dolo malo A^ A^ factum est, quo minus vadimonium sisteret. Aber auch 
sonst mag im einzelnen Falle der Bruch des eidlichen Vadimoniums 
straflos geblieben sein, so z. B. si ideo non steüt, quod in Servitute ho- 
stium fuit. Vgl. über diese Fälle die entsprechenden Exceptionen bei 
Lenel, E. P. S. 400 (Quellenbelege). In allen diesen Fällen denke 
ich mir ein Strafverfahren wegen Eidbruch ebenso ausgeschlossen, 
wie die civilrechtliche Vadimonienklage erfolglos war, beziehungsweise 
durch eine Exception entkräftet wurde. 

1 BGÜ II 581, 5 (133 n. C). 

2 S. 368 Z. 9. Dass die überlieferten Quellen hiefür keinen An- 
halt bieten, gibt Voigt (N. 174) selbst zu. Er vermuthet aber eine 
actio ex stipvlatu ßcticia. 

3 E. P. S. 66 N. 3 = L'fidit p. 92 n. 3. 

* Dies mag auch für den republikanischen, bei den Göttern 
geschworenen Eid zutreffen. Vgl. Pernice, Sacralrecht I S. 1164 ff. 
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eingehende und — soferne dies möglich — abschließende 
Beurtheilung dieser Frage würde den Rahmen dieses 
Aufsatzes überschreiten und könnte nur in einer Dar- 
stellung des römischen Conlumacialverfahrens er- 
folgen. 

Da der Kläger schwören muss, non calumniae causa 
2}08tulare sibi vadimonium jn^omitti'^y so könnte man ver- 
sucht sein, aus dem bloßen Ausbleiben des Klägers von 
dem durch Vadimonium bestimmten Termin auf eine 
vorliegende calumnia zu schließen, so dass dies also für 
den Kläger die Folgen des Meineids nach sich zöge. Aber 
so gefährlich scheint das Ausbleiben für den Kläger denn 
doch nicht gewesen zu sein; Ich glaube nämlich in diesen 
Zusammenhang einen Ausspruch Ulpians D. de iud. 5, 1, 
10 = D. de min. 4, 4, 21 stellen zu dürfen: 

Destitisse vldetur non qul distulit^ sed qui liti 
renuntiavit in totum: desistere enini est de negotio 
ahstinere, quod calumniandi animo instituerat rell, 

Ulpian tritt hier der Ansicht entgegen, dass der- 
jenige schon als ^desistem^ aufgefasst wtirde, welcher ein- 
fach ^distuhV ; es scheint mir nicht unwahrscheinlich, 
dass mit dem „diffeiTe^ gerade das Nichterscheinen an 
dem durch Vadimonium fixierten Termine gemeint sei, 
und dass nach Ulpians Ausspruch daraus nicht auf ein 
— der calumnia gleichstehendes ^ — Fallenlassen des 
Processes geschlossen werden dürfe. Ob aber das Aus- 
bleiben des Klägers auf die Entscheidung des materiellen 
am vereitelten Termin zur Verhandlung angesetzten 
Rechtsverhältnisses irgendwelchen Einfluss übte, dem 
Kläger also etwa eine beabsichtigte Wiederaufnahme des 
Rechtstre'tes denegiert wurde; wie sich ferner das 
liti renuntlare in totum äußern musste, ob in einer posi- 

1 Gai. IV, 186. 

2 Bethmann-Hollweg, C. P. II S. 535 N. 17. 
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tiven Erklärung oder in einem fortgesetzten negativen 
Verhalten — : diese und einige anschließende Fragen 
müssen vorderhand dahinstehen. 

Wenn wir nach dieser Abschweifung auf das Gebiet 
des classischen Processrechts zu den Papyri zurückkehren, 
so wäre es begreiflicherweise vor allem wünschenswert, 
weiteres Quellenmaterial zusammenzustellen, das auf diese 
Frage Bezug hat. 

Ein zweites eidliches Versprechen in Alexandria 
vor einem Gerichte zu erscheinen, brachte das vor 
kurzem publicierte 7. Heft des III. Bandes der Berliner- 
Urkunden: P. BGÜ m 891 Ri (144 n. C.). Es ist 
bedauerlich, dass der erste Theil der Urkunde, der 
die Vorgeschichte der Vadimoniumstellung enthält, arg 
zerstört ist. Wenn ich mich aber in der Beurtheilung 
der erhaltenen Bruchstücke nicht täusche, so handelt 
es sich nicht um eine privat-, sondern um eine ver- 
waltungsrechtliche Angelegenheit, und zwar vielleicht 
um Besteuerung privaten ölbaues^. Mit der Sache hatte 
sich bereits eine Unterinstanz, wohl der Strateg selbst, 
befasst und eine diccyvcjöig, einen Spruch gefällt -^ dann 
aber war die Angelegenheit — sei es im Berufungswege, 
sei es weil die Unterinstanz zu einer Erledigung der Sache 
nicht die nöthige Competenz besaß — an die Oberinstanz, 
und zwar an den kaiserlichen Procurator in Alexandrien, 
gekommen^. Dies ist der Stand der Sache, wie ihn uns 

1 über das Verso dieses Papyrus vgl. o. S. 30 ff. 

2 Z. 6 ...??. . tcsqI ovaiaxov (ovaCa = Privatvermögen, vgl. 

Wilcken, Ostr. S. 643) ^XaCov naqn&v yQa{(pi}g) . . ? ? vgl. 

Wilcken, Ostr. 188 ff. — Z. 10 f. Sl{cc) JMfiov xal fistoxtov inl ryg 
T&y [o'batM'Kov^ |>L(aw)v)? KUQTt&v yQa{(p7jg) . ? ? . Wilcken, a. a. O. 
S. 535 ff ; 573 ff.; 576. 

3 Z. 5 ? ÖLccyvdiGSi ysvo^vi] [ ] tcsqI xtX. (vorige 

Note); vgl. Z. 7: TtQOotpdivrjaig^ wohl im selben Sinne. 

* Z. 16 f. ? xa/- oXov üb TtQoiyficc sitl AtXiov [ ] rbv %qu- 

tiatov ^mtQ07t(ov) rov xvqiov KaLa\a^g. . ? vgl. Wilcken, Ostr. S. 498. 

Dr. L. W e n g e r, Rechtshistorische Papymiitndien. Q 
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JB6Ü in 891 aufweist. Die Ausstellerin der Urkunde, 
Meneclea, welche zum Ixavbv 7taQa6%Blv vom Stra- 
tegen aufgefordert worden war, giebt mit ihrem Sohne 
Philadelphus als TtvQiog die eidliche Erklärung ab, bis 
zum 30. Pharmuthi (25. April) ^ nach Alexandria zu fahren 
und daselbst vor dem Forum des ijtCrQOJtog bis zur 
Entscheidung der Rechtsache Gerichtsfolge zu leisten. 
Z. 20—25 lauten: 

d^vvca [ri]v] Hvtovlvov Kat6aQog rov xvqlov rvxi]v [tcIev]- 
ösöd'ai slg /^Is^dvdQSiav smg rQLa[Kadog] [r]oi; 0aQfiovd'L 
firivög Tcal 7tQO0xccQ[rEQEiv ? ^J rö iTazQOTCO), ccxql av r} 
dLdyvmölcg yelvT^tai. ^EyQCccprj dt' . . . o [ 

Hier stand der Name des Urkundenverfassers, wohl 
eines Beamten der Strategen-Kanzlei 3. Hierauf folgt eine 
gut erhaltene Wiederholung der Erklärung mit der 
Unterschrift des xvQiogf der auch für seine Mutter mit 
zu unterschreiben vorgibt (Z. 26 ff.): 

(2. Hand) MsvsxXia KakU{ov) iisxk xvqCov xov vlo[v 
QiXadEX\q)ov rov 0ilad6lq)ov 6(i(o^sxcc (1. 6fiG)^07ca) xov 
\7tQ0xsCiJbB\v0v oQXov axaöxa 7toii^6iv xal Tcaxa^JtXsvösöd'ai] 
lg HXB^dvÖQiav xaxthg tcqoxlxul. Oi7i\adBX\(pog ByQaijfa 
xal V7C8Q XTJg [iT^XQbg [....] ^hpta (?) * 
Dennoch ist nach dem noch von Philadelphus ge- 
schriebenen Datum von 3. Hand, wohl der der Meneclea 
selbst, beigesetzt: 

M6V6x[l6ia 6fi]iüiioxa xad'cjg JtQoxixai. 

1 Die Erklärung ist am 14. Pharmuthi (9. April) ausgestellt. 
Dass ^ier wie im vorigen Falle der letzte Tag des Monats (zQLaxdg) 
als Termin gesetzt ist, mag auf Zufall beruhen. 

2 So ergänzt Schubart. Eher wohl das Futurum nQOGxuQ- 
[tSQijaeLv (oder eine Abkürzung)] wie Oxy. II 260, 14; vgl. auch 
[jtXsv]a£G&at. [So jetzt auch Wilcken, Archiv I S. 557.] 

3 Vgl. BGÜ II 581, 15 f. 

* Diese Buchstaben passen zu keiner der zu vermuthenden 
Worte, fir^ slöviag ygafiiiccra oder ölcc tÖ fi?] ddhai ygafifiara oder 
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Bemerkenswert im Gegensatz zur vorher besprochenen 
Urkunde ist es, dass hier das Gestellungsversprechen 
allem Anscheine nach nicht von zwei Gegenparteien, 
sondern nur auf Aufforderung des Magistrats hin von 
einer Partei geleistet wird. Ja es ist überhaupt fraglich, ob 
wir es hier mit einem contradictorischen Verfahren zu 
thun haben, und sehr zweifelhaft, ob wir eine vorher- 
gehende Stipulation oder doch ein Zerrbild einer solchen 
voraussetzen dürfen, oder ob wir es, was wahrschein- 
licher sein dürfte, nur mit einer in einer verwaltungs- 
rechtlichen Angelegenheit aufgetragenen, einseitigen, eid- 
lichen Verpflichtung zu thun haben. Wäre der erste Theil 
der Urkunde gut erhalten, so könnten wir hier wohl 
klarer sehen; jedenfalls aber bleibt das Factum bemer- 
kenswert, dass der Localmagistrat derartige chirographa- 
rische Versprechen, die, wenn auch nicht der Form, so doch 
dem Wesen nach, dem römischen Vadimonium an einen 
anderen Platz entsprachen, auferlegte. Wenn ich künftighin 
derartige Verpflichtungen als „Vadimonien" bezeichne, so 
wählte ich den vom Standpunkte des classischen Rechts aus 
technisch nicht praecisen Ausdruck (o. S. 67) eben mit 
Rücksicht auf den gleichen Zweck trotz geänderter Form. 

Eine weitere Urkunde des Inhalts, dass sich jemand 
verpflichtet, an einem bestimmten Termine vor einem 
bestimmten Gerichte sich^ zu gestellen, ist mir nicht 
bekannt geworden, wohl aber kann auf einige zum Theil 
schon von Mitteis und Gradenwitz berührte Papyri 
hingewiesen werden, in denen auf derartige Gestellungs- 
versprechen Bezug genommen wird. 



ähnlich. Vielleicht war die Mutter nur eine ßgadsa yqoccpovßa^ weil sie 
selbst noch mit 3. Hand einige Worte beisetzt. Vgl. den Text. Vgl. 
Gradenwitz S. 143 ff. [Erg. [ta]nXlGtay Wilcken, Archiv I S. 557, 
womit sich die Sache aufklärt] 

1 Urkundliche Verpflichtungen andere Personen zu Jfestellen, 
habe ich in der Abhandlung I besprochen. 

6* 
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a) Sowie Oxy.II260 wird ein Gestellungs versprechen 
von beiden Parteien geleistet, beziehungsweise doch 
ihnen aufgetragen in dem fragmentarisch erhaltenen 
Erbschaftsprotokoll BGU II 592 (der Schrift nach aus 
dem 2. Jhd. n. C.) \ Der XQLti^g trägt beiden Parteien auf, 
sich durch x^^QoyQaq)ov zu verpflichten, am 30. Tage vor 
dem Strategen zur Testamentseröffnung zu erscheinen. 
Col. II Z. 3 ff. heißt es nämlich: 

.... 6 x^fcr^[g] 6x6iljd(isv[o]g {)7triy6Q£va6v ccTtötpaffcv, ri 
xal av8[y]v(b[0]d'ri, xatic [X6^]iv oikcjg ixovöa. Xelqo' 
ygatpriesi diKfötsga xa fi'6[^]a (1. ft^V?^ Wilcken) iv 
il^SQUig XQiaxovxa yBvi6%'a\L\ iTcl xov exQaxriyov, oTtmg 
kvd"^ fi dcad'T^xri xxL 

ß) Im P. BGU I 5 (138 n. C), enthaltend vzo^vri[iccxi6fioc 
eines ungenannten Beamten 2, erklärt ein gewisser Achil- 
leus, dass seine drei Gegner: 

xsx€LQoyQa(prixivaL xfjT xov ^Ad^vQ ^r^vög xov a{hovg)% 
iv fiiiSQccig ]i xccxavxi]66iv elg yXs^dvdQSiav xal oQXovg 
ddiöBLV, ^ii ^S7toirix{Bvai)^, 

also dass sie zur Ableistung eines Eids am 40. Tage in 
Alexandrien — wie aus dem Weiteren hervorgeht, vor 
dem Gerichte des duxaLoäoxrig — sich einzufinden ver- 
sprochen hätten, aber nicht erschienen seien. Heron nun, 
der Sprecher der Gegenpartei, hält dem entgegen (Z. 1 5 f.) : 

xhv avxiäixov elvav xhv ^i] xaxwJiksvOavxa, 

und aus einer im weiteren Verlaufe der Verhandlung 
verlesenen Eingabe des Achilleus geht hervor, dass 



1 Vgl. Mitteis, Hermes XXXII S. 654 f. Gradenwitz S. 11, 13. 

2 Wer dies gewesen, ist aus der Urkunde nicht zu ersehließen. 
Vgl. Wilcken, Archiv I S. 4. Zum Papyrus vgl. Mitteis, Hermes XXX 
S. 583. Gradenwitz S. 14 und oben S. 66 N. 1. 

3 D. i. am 6. November 137. 

4 Col. II, 13 ff. 
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derselbe in der That auch selbst nicht erschienen war, 
sich aber durch Krankheit entschuldigt hatte. Infolge 
Ausbleibens beider Parteien ist dann, wie es scheint, der 
Termin verlegt worden, wobei das Nähere infolge der 
Verstümmelung des Papyrus nicht ersichtlich ist und uns 
auch hier nicht weiter interessiert. Aus dem Mitgetheilten 
wird man aber schließen dürfen, dass beide Parteien 
sich chirographarisch zum Erscheinen verpflichtet hatten. 
Ob die Chirographa in diesem und dem vorher bespro- 
chenen Falle eidlich waren, lässt sich nicht ersehen, aber 
aller Wahrscheinlichkeit nach dürfen wir uns Urkunden 
nach Art von Oxy. II 260 vorstellen. 

In anderen Papyri wird auf den Antrag, beziehungs- 
weise die magistratische Anordnung eines nur von einer 
Partei zu leistenden Gestellungsversprechens Bezug ge- 
nommen. Wie sich dieses — auch der Darstellung des 
Vadimonienrechts bei Gaius und dem vadimomum Romam 
faciendum des rubrischen Gesetzes entprechende — nur 
von einer Processpartei zu leistende Versprechen zu dem 
eben besprochenen beiderseitigen Gestellungsver- 
sprechen verhält, ist ein Punkt, den ich nicht in einer 
jeden Zweifel ausschließenden Weise aufzuklären vermag. 
Am wahrscheinlichsten dünkt mich die Annahme, dass 
es sich beim beiderseitigen Gestellungsversprechen um 
einen freiwillig vereinbarten Gerichtstand, ein forum 
conventionisy handle. 

y) BGÜ II 388 (aus dem 2. oder 3. Jhd.) enthält 
das Protokoll einer Verhandlung vor einem hohen Be- 
amten in Alexandria ^ Die Urkunde hat Mittels^ be- 



1 Mit t eis, Hermes XXX S. 587, vermuthet, dass es der Praefect 
gewesen sei und auch Wilcken reiht den Papyrus unter die vno- 
(iv7jfiaTL<f(ioC des Praefecten ein. Der Umstand, dass es sich um einen 
Process vor einem alexandrinischen Obergerichte handelt, würde aber 
auch für den ceQxi^t^Tuxoxijg sprechen. 

2 A. a. O. S. 587 f. 
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sprochen. Es dreht sich dabei u. a. auch um die Agnos- 
cierung der Echtheit zweier Freilassungsurkunden durch 
den Verfasser derselben, den Rechtsgelehrten Flavius 
Julius. Der Richter verfügt das augenblickliche Erscheinen^ 
dieses voiiixog. Col. I, 25 ff.: 

K[al] ix[ilBV0]6v xbv drilovfisvov ysyQatpBvai [xk^g 
xaßiXkaQ voiLixb{v ^lovhov xb]v xal Uaganicova jtQoö- 

was dann auch geschieht 2. Die Sache wird in unserem 
Verhandlungsprotokoll nicht zu Ende geführt, denn 
Col. III, 7 f. verfügt der Magistrat: 

ixelavösv 2J(idQaydov xccl EvxaiQov^ bIq xtjv xriQifi^iv^ 
TtaQccdod^fjvaL, xbv da voficxbv 'lovXiov xbv xal 2JaQa- 
Tciova Ixavbv TtaQaöxatv. 

Der Richter versichert sich also der Sclaven, indem 
er dieselben einsperren lässt, der vo^txos aber^ muss 
Ixavbv TCagaöXBtv, d. h. Sicherheit leisten, offenbar, dass 
er bei der Fortsetzung der Verhandlung zu haben sein 
wird. Dieses satisdare erfolgte wohl durch schriftliche. 



^ Dabei wird das nqoaaxd'flvai nicht gerade als zwangsweise 
Vorführung aufzufassen sein, sondern als Vorladung, allerdings mit 
dem im Hintergrunde drohenden: „Und bist du nicht willig, so 
brauch' ich Gewalt." 

2 Col. II, 29 wird nach Schgh ein Punkt zu setzen und 
dann zu lesen sein: [nQoaaxd'^lvTog ts zov £7iL^r][Trjd'&vT]og vofiioiov 

%tX, statt öajaail ]vtog zs rov sm^rj[tovvt]og. Vgl. 

Col. II, 14 f. 

^ Zwei betheiligte Sclaven. 

* D. h. «71 cuatodiam, 

5 Dessen Gewissen, nebenbei bemerkt, auch nicht ganz rein zu 
sein scheint. Es ist deshalb nicht ausgeschlossen, dass ein Strafver- 
fahren gegen die beiden Sclaven und den vofiixög mit dem Civil- | 
process parallel läuft. Dann wäre die vom vofitxög bestellte satisdatio 
straf pro cessualer Natur. 
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vielleicht durch Eid gegenüber dem Magistrat bekräftigte 
Erklärung^ 2 

d) Ein Begehren um Anordnung eines Vadimoniums 
(in einer Strafsache) enthält Lond. II 214 (S. 161 f.) aus 
den Jahren 270—275 n. C. Es ist eine an den Strategen 
in Briefform gerichtete Anzeige, dass ein Schiffs- 
zimmermann {vavTCi^yog) Patalas in einem kaiserlichen 
Weingarten zwei Bäume gefällt und weggeschafft habe. 

Der die Anzeige erstattende 7tQov[o]7jrrig roi5 IsQcotdrov 

raiisiov stellt nun folgendes Begehren (Z. 18 ff.): 

tovtov (den Patalas) oiv d^i& axd-rlvat, xal iTcavic 
[6v]yyQa(pa ^ TtaQaöielv, ^slXco [y]äQ TtSQl tovro(v) 

Der Baumfrevler soll also dem Strategen vorgeführt 
werden und daselbst zur Ausstellung einer avyyQutpri ge- 
nöthigt werden, in der er sich wohl verpflichten soll, vor 

1 Zu beachten ist der Sprachgebrauch Uccvöv naQaa%slv. Vgl. 
Lond. II 214 und 196 (lit. 8) und s)) lytavoc [av]yyQa(pa naquai^lv und 
Ixavbv dovg. Es ist das satisdare der römischen Rechtsprache, bedeutet 
aber auch in unserem Papyrus m. E. nicht Bürgenstellung, sondern 
bloß persönliche Verpflichtung. In dieser Deutung bestärkt mich 
namentlich das Uava Gvyyqu^pu naquax^lv des P. Lond. II 214, wobei 
an Bürgenstellung, also ein vadimonium cum satiadatione im Sinne des 
Gaius wohl nicht zu denken ist. Bei BGU II 388 scheint allerdings 
Gradenwitz anderer Ansicht zu sein, denn er erinnert, Archiv I 
S. 334 N. 2, an D. ex quib. caus. 4, 6, 28 § 1: ai quia nee in cuatodia 
nee in vvnculia ait^ aed auh ßdeiuaaorum aatiadatione . . . . , dann würde 
für den vofivKÖg ein Gestellungsbürge eintreten und der Papyrus ge- 
hörte zu dem in der Abhandlung I gesammelten Material. 

2 In anderer Bedeutung als in den eben genannten Papyri 
steht Ixavov naq^^ovai in BGU II 613, 34, nämlich = iudieatum aolvi 
aatiadahunt. S. darüber Gradenwitz S. 7. Wie diese Caution geleistet 
wurde, ist nicht ersichtlich. 

3 Tö avyyqoctpov für rj avyyqatp'q findet sich anderwärts nicht. 
Kenyon II p. 162 zu lin. 20. 

4 hvk%Eiv ist nicht sicher gelesen; zwischen ev und %8iv ist viel- 
leicht Raum für zwei Buchstaben (Kenyon). Der Sinn ist indes klar. 
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einem höheren Magistrat, vor dem der Aufseher die 
Sache anhängig machen will, zu erscheinend Dadurch 
nun, dass das Ixccvä nccQccöxelv in Form einer Syngraphe 
erfolgen soll, rückt es dem römischen Vadimonium, einer, 
wie mehrfach erwähnt, zwischen den Parteien abgeschlos- 
senen Stipulation, wesentlich näher. Die Syngraphe, ur- 
sprünglich der abstracte Literalvertrag des griechischen 
Rechts 2, ist in der Zeit unseres Papyrus — ein halbes 
Jahrhundert nach der constitutio Antonina — freilich schon 
ihres eigentlichen Charakters entkleidet und von der 
ebenfalls denaturierten Stipulation absorbiert, aber eines 
ist sicher: sie ist ein Vertrag. An dieses Ixavä 6vyyQa(pa 
7caQa6%Blv mag sich sowie an eine Vadimoniums-Stipulation 
eine — an den Magistrat adressierte — Bekräftigung 
durch Eid geschlossen haben. Im übrigen handelt es 
sich aber in diesem Papyrus um strafprocessuales Ver- 
fahren. 

b) Der letzte mir bekannte und in diesen Zusammen- 
hang zu stellende Papyrus ist Lond. II 196 (S. 152 ff.) 
aus der Zeit des Antoninus Pius. Der P&pyrus theilt mit 
so manch anderer wichtigen Urkunde das Los arger Ver- 
stümmelung. Es handelt sich um ein Verhandlungs- 
protokoll über eine Civilklage des Sohnes des Gläubigers 
gegen einen mehrere Posten schuldenden Beklagten. Die 
Sache kommt, wie wir dies schon gewöhnt sind, vor ver- 
schiedene Behörden. Der Dikaiodotes Neokydes hatte die 
Sache zur endlichen Erledigung vor den Strategen ver- 
wiesen, dort aber wurde sie nicht zu Ende geführt, son- 
dern der Beklagte bestellte wiederum ein Vadimonium 



1 Daran knüpft sich ein Begehren um Aufnahme des Local- 
augenscheins Z. 22 ff.: ot^i& ös {v'\7trjQStriv aTtayayrjvai [Tb]v snoxjföfMSvov 
xrj^ fx[xo3r]^ff xr^v diad'saiv Ttrl. 

2 Mitteis, Reichsrecht und Volksrecht S. 469, 485 f. (vgl. 
S. 459—498). 



— Be- 
vor Neokydes zu erscheinen^: so dass die Saehe den Ein- 
druck eines negativen Competenzconflictes zwischen Ober- 
und Untergericht macht. Das Ganze conapliciert sich noch 
durch Einberufung des Beklagten zum Militär und andere 
hier außer Betracht bleibende Umstände. Wie das Ixavbv 
didovai erfolgte, ist nicht ersichtlich, wir dürfen uns aber 
wohl auch hier eine dem früheren Falle entsprechende 
Vorstellung machen^. 

Wie reihen sich nun die eben zusammengestellten 
Zeugnisse über Gestellungsversprechen in das uns bisher 
bekannte römische Processrecht in Ägypten ein und wie 
verhalten sie sich insbesondere zur Processeinleitungsform 
der Papyri? Dank den lichtvollen Erläuterungen, mit denen 
Mittels^ die fortschreitenden Publicationen griechischer 
Processpapyri begleitet hat, können wir uns von der Art 
und Weise, wie der behördliche Schutz gegen civiles und 
criminelles Unrecht angerufen wurde, schon ein im großen 
und ganzen klares Bild machen. In seinem ersten Hermes- 
aufsatze hat Mitt eis zwei Gruppen von Eingaben der Par- 
teien an die Behörden von einander abgesondert: 

1. Solche, die an den Strategen gerichtet sind und 
die Vermittlung der Conventgerichtsbarkeit herbeiführen 
sollen. Ich eitlere z. B. BGU I 226, 16 ff. (aus dem 
Jahre 99 n. C.) mit dem Petit: 

— — &i,imi 7i(xxa%\coQi\6%'Bvto^ JCaQk 6v (1. öov) rovds 
xov i5;rofiviJfiaro[g] dvrlyQa[(p\ov SC ivbg t&v tcsqI öa 
'{}7triQ[s]r&v fisra[do\d'fivccL rm UataßovzL (reo), oTCCjg 



1 Col. I, 1 ff. Kai rö TsXsv[Tato]v Nsoxvdovg roü XQatCaTo[u] 
8vrsLXa[isvov t^o ctqijI . . ] (jedenfalls zu lesen GT^Q(ocT)7i[y&]^ Kenyon) 
OQOv kmd'slvccli] T^ nQctyfjLccTL ovds ovrcog anrjgtiad'lr^ x]al snl reXsi liictvbv 
dovg 7t^0G[K]aQTSQslv (vgl. oben S. 6b N. 2) tc5 Nsouvösl sa[T()a]T6voocTO ntX. 

2 Vielleicht wäre auch das Fragment BGU III 871 processual 
ähnlich zu erklären. S. Wilckens Ergänzungen, Archiv I S. 556. 

3 Zuerst im Commentar zur Klage der Aurelia Demetria C P R 
I S. 74 ff., dann in seinen oft citierten Aufsätzen im Hermes. 
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sldfj 7taQB€fE0rat (l.-ö^at) avtbv 6vv xm ^AQ7Cayd[^YJ\, 
ötccv ö XQdtKfrog ijyB^wv UoiiTiiqLog IlXccvrag xov zov 
vofiov diakoyLöiibv (conventum) noirixai xrl ^ 

2. Eingaben, die sich an den Centurio (ixcctovraQxos) 
richten mit dem regelmäßig wiederkehrenden Petite dib d^i& 
ai%rj\vai xhv dsiva inl 6i und daran geschlossenem Be- 
gehren, der Centurio möge in eigener Person dem Kläger 
zum Rechte verhelfen". 

Die Eingaben der letzteren Art kommen hier nicht 
in Betracht, sie betreffen ein rein polizeiliches Verfahren; 
anders steht es dagegen mit den Eingaben um Vermittlung 
der Conventgerichtsbarkeit und dem Verhältnis unserer 
Vadimonien zu diesen letzteren. 

In dem ex professo besprochenen Papyrus sowohl, 
als auch BGU III 891 R und in den sub cc) bis s) ge- 
nannten Urkunden handelt es sich um eigentliche oder 
uneigentliche Dilations^vadimonien" (o. S. 83), die bereits 
vor der Gerichtsbehörde abgeschlossen werdend Unter 



1 Mitteis Hermes XXX S. 572. 

2 Mitteis S. 568 f. Neueres Material bei Wilcken, Archiv I 
S. 14. In der Berliner-UrkundenpubUcation bemerkt Wilcken zu 
BGU II 651, dass der von Mitteis (S. 572) als Ausnahme behandelte 
P. BGU I 22 (114 n. C.) mit dem Petite a:|tö a%%'fjvai irrigerweise an 
den Strategen statt an den Hekatontarchos adressiert sei, umgekehrt 
aber Nr. 651, worin die Vermittlung der Conventgerichtsbarkeit vom 
Centurio erbeten wird, irrthümlich an den letzteren statt an den 
Strategen gerichtet sei. Dem zweiten Theile dieser Vermuthung wird 
beizupflichten sein: die Conventgerichtsbarkeit konnte, soweit ich 
sehe, thatsächlich nur der Strateg vermitteln (ausnahmsweise schein- 
bar BGU I 195 der Epistrateg vgl. dazu u. Abh. III 6) 1.); dagegen 
möchte ich mit Rücksicht auf einige in der Abhandlung III sub a) 1) 
zu besprechende Papyri aus einem auf äxO'rjfiuL gerichteten Petite 
noch keinen Schluss dahin ziehen, dass sich die Eingabe nicht an den 
Strategen gerichtet habe, und speciell für Nr. 22 bei der von Mitteis 
gegebenen Erklärung bleiben. 

3 Dies ist bei Oxy. II 260, BGU III 891 R, BGU II 388 und 
592, Lond. II 196 und 214 aus den Urkunden selbst ersichtlich, nur 
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eigentlichen Dilationsvadimonien verstehe ich dabei 
solche, die — wie der Hauptfall des römischen Vadimo- 
niums bei Gaius — den Zweck verfolgten, das Erscheinen 
einer Partei vor demselben Tribunale sicherzustellen, 
also — stadtrömisch gesprochen — jene Fälle, in welchen 
bei der ersten Tagfahrt in iure vor dem Praetor die 
Sache nicht bis zur Bestellung des Judiciums gedieh und 
daher ein zweiter Termin in iure nöthig wurde. Hieher 
zu stellen ist der sub y) genannte Fall. Dieses eigentliche 
Dilationsvadimonium kommt zum xccrax(OQL0^6g-Y erfohren 
in keinen auch nur scheinbaren Widerspruch. Es bezieht 
sich auf die Fortsetzung desProcesses vor einem stän- 
digen Gerichte und gar nicht auf die Proces sein leitung^ 
Als uneigentlicheDilationsvadimonien bezeichne ich 
die übrigen Fälle, in denen das Versprechen dabin geht, 
vor einem an deren Magistrat sich zu gestellen. Es braucht 
dies nicht nothwendig ein übergeordneter Magistrat zu 
sein. Sowie der römische Praetor, wenn eine Partei ein 
lus domum revocandi geltend machte und der heimische 
Localmagistrat zur Erledigung der Sache competent war, 
ein Vadimonium anordnete, sich vor diesem Gerichte zu 
gestellen, so hat auch in Ägypten das Obergericht unter 
Umständen der Partei aufgetragen, sich durch Vadimonium 
zum Erscheinen vor dem ünterrichter zu verpflichten. Einen 
derartigen Fall haben wir vielleicht sub a) vor uns. Der 
das Vadimonium anordnende KQixris wird Gol. H, 2 ff. 
bezeichnet als rholsiiaiog UagaTttcsvog rcov ysyv^vaöiaQ- 
lYiKorcjv rflg l4Q6tvositcjv nolscjg. Es wird dies der 
iudex datus eines höheren Beamten, vielleicht des Prae- 



BGU I 5 II könnte man an ein außergerichtliches Vadimonium 
denken, indes wird eher auch hier ein vor der Behörde abgeschlos- 
senes Vadimonium gemeint sein. 

1 Die aber, wenn es sich um ein ständiges Gericht handelt, wie 
wir unten bemerken werden, auch nicht auf dem xaTa;i;(09t{rf^6ff -Ver- 
fahren beruht. 
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fecten ^ gewesen sein, der, wie sein Delegant es thun würde, 
die Testamentseröffnung vor dem zuständigen Magistrat 
verfügt. 

Auch hier hängt die Frage, wie die Parteien vor 
den höheren Magistrat, beziehungsweise seinen Delegaten, 
gekommen sind, mit dem Vadimonium nicht zusammen. 
Ein derartiges Vadimonium kann sehr wohl auf dem 
Convente angeordnet werden, geradesogut aber auch in 
einer Verhandlung vor einem ständigen Gerichte 2. Der 
gewöhnliche Fall endlich liegt vor, wenn der Localmagistrat 
(Strateg) ein Vadimonium anordnet, womit sich eine oder 
beide Parteien verpflichten, vor dem übergeordneten 
Richter zu erscheinen. Hieher gehört das Vadimonium 
in P. Oxy. II 260, die chirographarische Verpflichtung 
BGÜ III 891 R und die Fälle ß) und wohl auch 6). 

Gehen wir wieder von unserem P. Oxy. II 260 aus. 
Da verpflichten sich, wie wir ausführlich darlegten, die 
beiden Parteien beim Strategen, vor dem räumlich ent- 
fernten Gerichte des dQxcdcxaati^g in Alexandrien zur Ent- 
scheidung ihres Rechtstreites sich einzufinden. Dass der 
Strateg die Sache nicht selbst entschied, erklärt sich 
wohl einfach daraus, dass er dazu nicht die nöthige 
Competenz besaß. Es fragt sich aber, warum gieng die 
Sache nicht den von Mitteis erläuterten regelmäßigen 
Weg aller Conventsachen? Die Parteien mussten sich in 
der Regel nicht nach Alexandria begeben, sondern 
konnten warten, bis in ihrem Bezirk Gerichtstag abge- 
halten wurde und daselbst Gericht finden. Auf eine ein- 
seitige schriftliche Eingabe an den Strategen hin wurde 



1 Vgl. BGÜ II 448. 

2 Auch im FaUe Lond. II 196 (s) handelt es sich nicht um 
Processeinleitung, sondern im Laufe des Verfahrens ist die Sache vom 
Obergericht an das Untergericht gekommen und soll nun wieder an 
ersteres vermittelst Vadimoniums zurückgeleitet werden. 
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die Gegenpartei amtlich geladen K War der reusj z. B. ein 
Dieb, noch gar nicht bekannt, oder hatte er sich aus dem 
Staube gemacht, so konnte das Begehren natürlich nicht 
dahin gehen, ihn zu laden, sondern in solchen Fällen 
verlangte der Beschädigte nur, dass seine Sache auf die 
Verhandlungsliste, den xaraxcjQiö^og, gesetzt und bei An- 
ordnung der Verhandlungstermine der einzelnen zu ent- 
scheidenden Rechtsachen berücksichtigt werde. Aufgabe 
der Polizei 2, beziehungsweise des Verletzten selbst war 
es dann, den rem zu rechter Zeit eventuell gewaltsam 
vor Gericht zu stellen. In deutlicher Weise kommt dies 
zum Ausdruck im Petite des P. BGU I 46 (193 n. C), 
einer Klage wegen gestohlener Esel. Es heißt da (Z. 13 ff.): 

dtb iTtcdldcDiiL zods rb ßißXCStov, d^imv iv xaraxcoQief^^ 
ysviöd'ccL, i^ov iihv dva^i^rovvrog rovtovg iv oig idcv 
ßovXiDiiat xdnoig, oncag, iicv evxaiQlag tv%m rot) siQSlv, 
&7to(S7td6Gi xrA ^. 

Das &jio6nav erinnert unwillkürlich an das gewalt- 
same Schleppen vor den Praetor bei der römischen in 
iu8 vocatio. Die amtliche Zustellung eines Pare der 
Klagschrift und der Vorladung zum gerichtlich fest- 
gesetzten Termine erfolgte offenbar ganz analog unserem 
heutigen Zustellungsverfahren. Der Geladene bestätigte 
durch XBLQoyQafpov auf dem Zustellungsscheine die er- 
haltene Ladung. 

Auf die Bedeutung, welche der Frage nach dem 
Verhältnis des Systems der Vadimonien an einen anderen 
Ort zum System der Ansetzung auf den xara%ajpt(?fi6ff für 
die Erkenntnis der Einheitlichkeit, beziehungsweise Ver- 



J Vgl. die Petite bei Mitteis, Hermes XXX S. 567 ff., besonders 
das o. S. 89 f. abgedruckte Petit aus BGU I 226. 

2 Vgl. einstweilen etwa Gen. 47 (346 n. C). Näheres im folgen- 
den Aufsatze. 

3 Mitteis S. 667 sub Nr. 4, 
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schiedeiiartigkeit des provincialen Processrechts zukommt, 
hat neuestens in der Schlussanmerkung (p. 333 n. 2) des 
mir leider erst nach Fertigstellung der drei vorliegenden 
Aufsätze zugegangenen und deshalb nicht genügend ver- 
wertbaren ersten Bandes der Histoire de V Organisation 
judiciaire des Romains Girard aufmerksam gemacht. Das 
Vorkommen des Vadimoniumrechts neben dem Couvent- 
verfahren würde für die von Mitteis schon zu wieder- 
holtenmalen betonte Einheitlichkeit des Processrechts 
sprechend Die oben angeregte Frage, warum in unsorem 
Falle Vadimonien-, warum nicht xarc%G3^((y/L«)^- Verfahren, 
lässt sich mit Sicherheit, soviel ich sehe, aus den Papyri 
noch nicht lösen. Von den zahlreichen Hypothesen, die 
man hier aufstellen könnte, hat m. E. folgende Annahme 
am meisten Anspruch auf Wahrscheinlichkeit. Durch das 
Vadimonium wird in unserem Falle das ständige Gericht 
des dQXidLxaöti^g in Alexandria zur Entscheidung des Rechts- 
streits ausersehen, bei der Ansetzung auf den xazaxcoQhO^og 
handelt es sich stets um Conventgerichtsbarkeit. Es 
wäre nun sehr unwahrscheinlich, dass eine Partei, z. B. 
der Kläger, ohneweiters die andere dazu zwingen könnte, 
anstatt sich der bequemen Conventgerichtsbarkeit zu 
unterwerfen, sich vor dem ständigen Gerichte des dQxt- 
dixa^rrig^ einzufinden. Milne^ glaubte nun die ständige 
Gerichtsbarkeit des Gerichts des ocQ^idcKaati^g damit zu 
erklären, dass der Erzrichter dann in Action trete, wenn 



1 Bezüglich des sicilischen Processrechts bemerke ich nur 
nach Girard, 1. c. und p. 331 n. 2, dass das gemeinsame Vorkommen 
des von Mitteis, Hermes XXX S. 574 f., mit dem xofTa;i;cö^tff/[tdff- Ver- 
fahren in Zusammenhang gebrachten sicilischen dicam sciihei'e (Cic. 
in Verr. II, 2, 15, 37. 17, 42) mit dem ebenfalls von Cicero erwähnten 
Vadimonium an einen anderen Ort (in Verr. II, 3, 15, 38. 34, 78. II, 
5, 54, 141 SS. [Citate nach Girard] zu den Ergebnissen des ägyptischen 
Processrechts stimmen würde. 

2 Oder auch des ÖLKaiodoTijg. Näheres darüber in Abh. III. 

3 L. c. p. 4 und 196—200. 
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beide Parteien nicht in demselben Bezirke ihr Domieil 
hätten. Er kommt (p. 200) zum Resultate, dass der 
aQxidixaOtris in Alexandria saß ds a p&i^maneiit judge, before 
whom the plaintijfj and prohably tke defendant also, in any 
civil case^ hoih parties to which did not reside in the same 
districtf could elect to have their dispute tried. Aber die seit- 
her publicierten Oxyrhynchos-Papyri, unsere Nr. 260 und 
II 281 bestätigten diese Annahme nicht, weil, wie Gren- 
fell-Hunt^ bemerken, in unserem Falle beide Parteien 
in Oxyrhynchos ihr Domieil haben und auch Oxy. II 281 
für eine Annahme verschiedener Domicile keinen Halt 
bietet. Das Naheliegendste ist es, wie bereits angedeutet*^, 
in unserem Falle eine freiwillige Vereinbarung des Gericht- 
standes (fm^um prorogatum vor dem Erzrichter) anzu- 
nehmen, wie dies Mitteis im Falle BGU I 5 II gethan 
hat^. Wesentlich unterstützt wird diese Annahme durch 
die dem römischen Processrechte eigenthümliche* weitest- 
gehende Zulässigkeit der Prorogation des Gerichtstandes, 
wobei nur vorausgesetzt wird, dass der an und für sich 
nicht competente Richter überhaupt Jurisdiction habe\ 



1 Oxy. II p. 230 zu Z. 12. 

2 Vgl. oben S. 85. 

3 Hermes XXX S. 576 N. 3 Vgl. Gradenwitz S. 14. 

* Im modernen Processrechte ist Prorogation keineswega unbe- 
schränkt zulässig. Vgl. § 104 Ost. Jurisd.-Norm (Ges. v. 1. Aug. 1895, 
R. G. Bl. Nr. 111). 

^ Vgl. Bethmann-Hollweg, C. P. II S. 119ff. Ausgesprochen 
ist das römische Princip von Ulpian D. de lud. 5, 1, 1: Si se suhidant 
aUqui iuriadictioni et conaentiant^ intei* consentientes cuitisvis iiuiicia [L e n e 1, 
Pal. zu Ulp. fr. 194 n. 5: iudicis vix est Ulpiani], qui trihunali praeest 
vel aUam iurisdictioneni habet, est iurisdictio. Dies lehrt Ulpian bei 
Gommentierung des Edicts de vadimonio J^omam faciendo! 
Wenn Gaius bei Gommentierung desselben Edicts D. de iurisd. 2, 
1, 11 Fälle bespricht, in denen der Municipalmagistrat ausnahmsweise 
competent wird, obwohl der Wert des Streitgegenstands die Grenze 
seiner Wertgerichtsbarkeit übersteigt, so steht dies mit dem Principe 
Ulpians nicht im Widerspruch. Gaius handelt nämlich von Fällen, 
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Im einzelnen dürfte also eine Prorogation zulässig ge- 
wesen sein: 

«) des ständigen Gerichts des aQxidixaöziqg an Stelle 
der Conventgerichtsbarkeit; daran möchte ich am ehesten 
in unserem ex professo behandelten Falle denkend 

ß) Ob aber auch der umgekehrte Vorgang zulässig 
war, also Sachen, die — vorausgesetzt, dass es solche 
gab — nur vor den dQXiöixaari^s gehörten, vor den 
Convent gebracht werden konnten, ob ferner einerseits 
mit jeder Bagatellsache, die der Strateg erledigen konnte, 
ohneweiters im Wege der Prorogation der Erzrichter be- 



in welchen eine solche ausnahmsweise Competenz ohne Über- 
einkommen beider Parteien, d. h. ohne, ja auch wider den 
Willen der einen Partei stattfindet, während Ulpian das Princip 
ausspricht, dass durch Übereinkommen beider Parteien grund- 
sätzlich ein überhaupt mit Jurisdiction ausgestatteter Magistrat zur 
Entscheidung des Rechtstreits berufen werden kann. Die genannte 
Gaiusstelle (D. 2, 1, 11) lautet: Si idem cum eodem pluribus actionibus 
agat, quartmi migularum quanütas intra iurisdictionem mdicantis [Lenel, 
Pal. fr. 56 n. 6: duumviri Gai.f] ait, coacervatio vero omnium exeedat mo- 
dum iurisdicHonis eiiis: apud eum agi posse Sabino Cassio Proculo 'placuiti 
quae senteniia rescripto imperatoi'is Antonini conßrmata est. § 1. Sed et ai 
mutuae sunt cictiones et alter minorem quantittUem, alter maiorem. petatj 
apud eundem iudicem agendum est ei qui quantUatem minorem petit, ne in 
potestate calumniosa adversarii mei sü, an apud eum ÜHgare possim. § 2. 
Si una actio communis sit plurium personarum, veluti famiUae erdscimdae, 
communi dividundo, finium regundorum^ utrum singulae partes spectandae 
sunt drca iurisdictionem eius qui cognoscit^ quod Ofilio et Proculo placetj 
quia unusquisque de parte sua litigat: an potius tota res^ quia et tota res 
in iudidum venit et vel uni adiudicari potest^ quod Cassio et Pegaso planet: 
et sane eorum sententia probahilis est. — Verneint man mit Mitteis 
(Hermes XXXII S. 648) die selbständige Jurisdiction des Strategen — 
ein Punkt) auf den wir in der nächsten Abhandlung (III) ausführ- 
licher zurückkommen — so trifft die nothwendige Voraussetzung für 
eine Wahl seines Gerichts durch die Parteien (D. de iud. 5, 1, 1) nicht 
zu, m. a. W. sein foinim kann nicht zum foi-um conventionis gemacht werden. 
1 Eine Vereinbarung des Gerichts des di^xccioSotrjg s. oben 
S. 71 N. 1. 
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helligt werden durfte \ anderseits aber Sachen, die der 
erzriehterlichen, beziehungsweise der Competenz eines 



1 Nach Ulpians allgemein ausgesprochenem Princip müsste 
dies allerdings so sein, dennoch gemahnt mich gerade in diesem 
Punkte nicht etwa ein entgegenstehendes Ergebnis der Papyrusfor- 
schung, sondern ein modernrechtliches Argument zur Vorsicht, das 
sich in dem oben (S. 95 N. 4) citierten § 104 J. N. ausgesprochen 
findet. Sachen, die vor ein Bezirksgericht gehören, können nach 
österreichischem Processrechte nicht durch Prorogation zur Entschei- 
dung vor einen Gerichtshof gebracht werden. Dem liegt der Gedanke 
zugrunde, die höheren Gerichte zu entlasten. Gerade bei der Streit- 
sucht und Rechthaberei der Ägypter (vgl. Varges, De statu Aegypti 
p. 22 s., Mitteis, Reichsrecht und Yolksrecht S. 40 N. 1) lag es aber 
nahe, dass man die Obergerichte mit Sachen behelligte, die auch der 
Strateg — kraft eigener oder ständig delegierter (vgl. folgende Abh.) 
Jurisdiction — erledigen konnte. Dass dieses Bestreben, die Thätigkeit 
der höchsten Gerichte in Bewegung zu setzen, gar nicht selten war, 
dafür haben wir in den Papyri bereits mehr als ein Anzeichen (vgl. 
unten S. 100 f.). War aber die allgemeine Zulässigkeit der prorogatio 
f<yn anerkannt, so musste sich der prorogierte Magistrat mit der Sache 
befassen, wenigstens einen Judex mit Formel delegieren, er konnte 
die Sache nicht wie eine einseitige irreguläre Parteieneingabe ein- 
fach zurückweisen. Man könnte nun freilich gegen unser Bedenken 
einwenden, dass die Parteien, selbst wenn ihnen rechtlich die Mög- 
lichkeit zustand, in jedem Falle die Gerichtsbarkeit des a^i^iY.aar'fiq 
in Anspruch zu nehmen, dies factisch in der Regel wegen der 
localen Entfernung vom hauptstädtischen Gericht nicht thaten, die 
bezeichnete Unzukömmlichkeit also de facto nicht bestand. Aber dieser 
Einwand hält angesichts eines anderen — bisher m. W. von juristi- 
scher Seite nicht gewürdigten — Umstandes nicht Stich; geradeso wie 
unser Landbewohner sich vor dem städtischen Gerichtshofe ver- 
treten lässt, so stand es auch in Ägypten frei, einem Vertreter Voll- 
macht zu ertheilen und sich von demselben vor jedem beliebigen 
Gerichte vertreten zu lassen. Vgl. Oxy. II 261, 4 ff. (55 n. C): [diiioXo]yn 

JviliifjxqCa awBGxcL'KBvai ccvtrjv xov — Xa[iQ\riiiova ^ySixov hnC xs ndaijg 

s^ovaCag xal navxög XQixriqLov %aQ'cL xoft avxy xy avvsaxaxvta 
JijfirjxQLu naQovay k^yv. Vgl. Oxy. I 97 und die Inhaltsangaben 
zu II 365 und 376. Grenfell-Hunt, Oxy. II p. 311—313. — Ich 
möchte nach all dem Gesagten nur eine beschränkte Zulässigkeit einer 
derartigen Prorogation — etwa von einer bestimmten Wertgrenze des 

Dr. L. Wenger, RechtshiBtorlsche Papynisstudien. fj 
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höheren Gerichtes überhaupt unterstanden, vor das Nieder- 
gerieht gebracht werden konnten \ diese Einzelfragen 
möchte ich vorsichtigerweise trotz des von ülpian auf- 
gestellten allgemeinen Princips nicht vorschnell bejahen. 

Demnach würde unser vadimonium AlexandHam fa- 
ciendum nicht dem gleichen Zwecke dienen, wie das Vadi- 
monium des rubrischen Gesetzes, welches dann zu leisten 
ist, wenn eine Partei wegen eines Streitgegenstandes 
beklagt ist, dessen Wert die Wertgerichtsbarkeit des 
Localmagistrats überschreitet K 

Es würde sich durch die Annahme von Prorogation 
in unserem Falle aber auch die Verschiedenheit zwischen 
beiden Vadimonien erklären, die darin besteht, dass das 
Vadimonium im vorliegenden Papyrus von beiden Par- 
teien, das im rubrischen Gesetze vorgeschriebene dagegen 
nur vom Beklagten geleistet wird. Ebenso wird auch 



Streitgegenstandes an ^-^ annehmen, wie ich auch umgekehrt nicht an 
die MögUchkeit einer Prorogation des Gerichts des Strategen in allen 
Sachen, die vor den Convent oder ein höheres ständiges Gericht ge- 
hören, glaube. Diese Dinge sind gegenwärtig freilich alle sehr hypo- 
thetisch und nichts wäre wünschenswerter, als eine Aufklärung durch 
neues Material. Aber diesen leider auch sehr hypothetischen die» in- 
certus an et quando unthätig abzuwarten, dürfte kaum förderlicher sein, 
als die Erwägung der für und wider eine Hypothese sprechenden 
Umstände — müssen wir doch immer damit rechnen, im einen oder 
anderen Punkte mit dem gegenwärtigen Quellenmaterial wenigstens 
auf absehbare Zeit abgefertigt zu sein. 

1 Vgl. auch hier den citierten § 104 J. N. 

2 Vgl. 1. Rub. c. 21. Auch D. de iurisd. 2, 1, 11 (Gai. fr. 56) 
liegt dieselbe Auffassung zugrunde und es werden Umstände ange- 
führt, bei deren Eintreffen sich die Wertgrenze verschieben kann. 
Gleichwohl scheint für die Competenz des Strategen der Wert des 
Streitgegenstandes nicht entschieden zu haben, denn Grenf. II 61 
(94—8 n. C.) soll eine Klage auf 800 Drachmen auf den %aTa%(OQian6g 
des Convents gesetzt werden, während Gen. 8 (141 n. C.) wegen 
1500 Drachmen der Strateg selbst — allerdings vielleicht irrig — zur 
Entscheidung angerufen wird. 



— 99 — 

durch Annahme einer Prorogation mit Mitteis ^ BGÜ I 
5 II zu erklären sein (oben S. 84 f. sub ß). Die Annahme 
einer derartigen Prorogations-Möglichkeit setzt aber eine 
concurrierende Gerichtsbarkeit der durch Prorogation zu 
berufenden Behörden — also des äQ^idixaeri^g im ersten, 
des dtxaLod&trig im zweiten Falle — mit der Jurisdiction 
des Praef ecten ^ voraus und eine solche werden wir auch 
im folgenden Aufsatze wahrscheinlich zu machen ver- 
suchen. Nicht vor den Convent werden ferner jene Sachen 
gebracht worden sein, für welche niedere Behörden 
(Strateg und Epistrateg) sei es selbständig competent, 
sei es ständig delegiert waren. Auch diese Fragen werden 
im nächsten Aufsatze zu besprechen sein. 

Im Falle BGU III 891, wo ebenfalls ein Vadimonium 
vor dem Strategen abgeleistet wird, vor einem höheren 
Magistrat zu erscheinen, handelte es sich, wie wir wahr- 
scheinlich zu machen versucht haben (o. S. 81), um eine 
verwaltungsrechtliche Angelegenheit, für deren Schlichtung 
das Forum des kaiserlichen Procurators in Alexandria 
competent war, welche also die Zuständigkeit des Local- 
magistrats überstieg. Insoferne ist der diesem Papyrus 
zugrundeliegende Fall dem des rubrischen Gesetzes näher- 
stehend. Lond. II 214 (o. S. h7 f. lit. ö) endlich handelt es 
sich, wie aus dem Falle selbst hervorgeht, um straf- 
processuales Verfahren. Wer der ^sl^cov war, vor den 
die Sache gebracht werden sollte, weiß ich nicht. Dass 
der Fall aber auf dem Convent zur Verhandlung gestellt 
werden sollte, wäre eine durchaus unwahrscheinliche An- 
nahme, dagegen spricht schon das Petit. Da, wie daraus 



» Hermes XXX S. 576 N. 3. 

2 Die Conventgerichtsbarkeit kann stets als Gerichtsbarkeit 
des Praefecten aufgefasst werden, auch wenn der Erzrichter oder 
Epistrateg den Convent leitet, indem „die Erledigung des Unterbeamten 
juristisch als die seines Chefs (erscheint)". Vgl. Mitteis, Hermes 
XXXII S. 650. 
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ebenfalls hervorgeht, der Strateg offenbar nicht competent 
war, wird es sich um eine ständige höhere kaiserliche 
Behörde gehandelt haben. 

Wenn wir nun noch unter Verwertung des bei- 
gebrachten Quellenmaterials eine gedrängte Zusammen- 
fassung versuchen, so lässt sich etwa Folgendes sagen. 
Das Processeinleitungs verfahren im ägyptisch-römischen 
Provincial-Processe mag, je nachdem es sich um Convent- 
sachen oder um ständige Gerichtsbarkeit handelte, und 
je nachdem die Parteien sich sofort an den Oberrichter 
oder zunächst an den Unterrichter wendeten, nach fol- 
genden Grundsätzen geregelt gewesen sein. 

I. Gonventgerichtsbarkeit. 

1. Hier war der regelmäßige Weg der von Mitteis 
dargelegte^: eine Eingabe an den Strategen mit der Bitte 
um Ansetzung der Sache auf dem KaraxcaQi^^iog des Convents. 
Auf dem Convente wurde die Sache entweder durch den 
Spruch des Conventrichters erledigt, oder durch Dele- 
gation zur Entscheidung an einen Unterrichter verwiesen. 
Leistete die Partei der Vorladung auf den Convents- 
termin nicht freiwillig Folge, so wurde sie — jedenfalls 
in Straf-, vermuthlich auch in Civilsachen — zwangsweise 
gestellt. 

2. Nun konnte es aber auch vorkommen, dass die 
Partei den umgekehrten Weg einschlug und sich sofort 
an die Oberbehörde wendete. Ein solcher typischer Fall 
liegt uns in dem von Mitteis ^ besprochenen P. BGU II 
614 (217 n. C.) vor. Da kann, wie uns eben dieser Papyrus 



^ Auch bei der Gonventgerichtsbarkeit ist es denkbar, dass 
die Parteien persönlich zum Strategen kamen und dort ein Vadimo- 
nium ableisteten, auf dem Convente zu erscheinen, doch ist dies 
jedenfalls nicht der regelmäßige Weg. 

2 Hermes XXXII 8. 644 ff. 
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zeigt, die Oberbehörde wieder in doppelter Weise auf 
eine solche Eingabe reagieren. Auch hier hat bereits 
Mitteis (a. a. O.) das Wesentliche gesagt. 

a) Entweder die Oberbehörde weist, ohne irgend wie 
die Sache zu fördern, die Eingabe ohneweiters zurück. 
Derart ist die erste Erledigung, welche der Petent vom 
Praefecten erhält (BGU II 614, 18 f.): 

Datum. Et tc äcxatov ixsLgy [t]ovzG) XQ^^[^^^] dvva0a[t\ ^. 

Der Präfect handelte hier wohl deshalb so, weil er 
nicht selbst der Conventrichter war, sondern für die 
Abhaltung des Convents den aQxidixaorriQ delegiert hatte. 

ß) Oder die Oberbehörde verfügte die Zustellung 
der Eingabe an die andere Partei. So heißt die Verfü- 
gung des Erzrichters BGU 614, 7 f.: 

Tov dsdoiievov vTtoiivi^iiatog ävxLyQ{a(pov) iisxado^rjftG) 
a)g vjt67t[eirca. 

Ganz wörtlich gleich entscheidet der dQxidixaötrjg 
BGU II 578, 7 (189 n. C.) und neuestens BGU III 888, 2 
(160 n. C.) 2. Auf die ganz unglaubliche Gleichgültigkeit 
gegen die mit diesem complicierten Verfahren verbundene 
Zeitvergeudung hat Mit t eis mit deutlichen Worten hinge- 
gewiesen 3. Der Conventstermin war versäumt und das, 
was der Conventrichter hier verordnete, hätte der den 
regelmäßigen Weg einschlagende Petent auch ohne seine 
Beihilfe haben können, wenn er direct den Strategen an- 
gegangen wäre. 



1 Diese Zurückweisung einer Immediateingabe ist nicht zu ver- 
wechseln mit der Delegation eines Unterbeamten, welche ja die Sache 
fördert. 

2 In diesem Papyrus ist zwar des Convents nicht Erwähnung 
gethan, aber analog den beiden anderen Papyri werden wir mit 
unserer Beziehung nicht irre gehen. 

3 Hermes XXXII S. 648 f. 
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II. Ständige Gerichtsbarkeit. 

1. Gehörte eine Sache vor ein ständiges Gericht, so 
war der regelmäßige Weg der, sich sofort mit einer 
schriftlichen Eingabe an dieses Gericht zu wenden. Das- 
selbe verfügte sodann — seine Competenz vorausgesetzt 
— die nöthige Vorladung des Beklagten und entschied 
die Sache selbst oder im Delegationswege. 

2. Erschienen die Parteien vor einem nicht compe- 
tenten Gerichte, so bediente man sich des Vadimonien- 
systems behufs Überleitung der Sache vor das competente 
Gericht. Waren die Parteien vor einem Untergerichte 
erschienen und prorogierten sie das Obergericht, oder 
erkannte der Unterrichter seine mangelnde Competenz, so 
ordnete er ein Vadimonium an. Dasselbe wurde im ersteren 
Falle von beiden «Parteien, im letzteren vermuthlich nur 
vom Beklagten geleistet. Des Vadimoniums bediente man 
sich auch, um das Wiedererscheinen vor derselben oder 
auch einer untergeordneten Behörde sicherzustellen. Dieses 
Vadimonienverfahren begegnet uns auch im verwaltungs- 
rechtlichen und im Strafverfahren. Ein processeinleitendes 
außergerichtliches Vadimonium, also ein Citationsvadimo- 
nium ist mir, soweit ich sehen konnte, in den Papyri nicht 
begegnet. Die erste Ladung erfolgte wohl amtlich. Bei 
dieser „zn ius vocatio^^ (der Beamtencognition !) konnte es 
eventuell zu dem im vorigen Abschnitte geschilderten 
Verfahren mit Intervention eines Vindex kommen. 



Ob sich diese — wie ich selbst am besten fühle — 
vielfach noch hypothetischen Ausführungen für das ägyp- 
tische Processrecht bestätigen werden, muss noch dahin- 
stehen. Weitere Publicationen werden vielleicht, ja wahr- 
scheinlich Modificationen und Correcturen des Gesagten 
nöthig machen ; ob sich ferner das geschilderte Verhältnis 
der beiden Systeme, des xataxcjQcöfiög'Systems und des 
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Vadimoniensystems, auch für andere Provinzen vertreten 
lässt, diese Untersuchung gehört nicht in den Rahmen 
unseres Aufsatzes. Freudig zu begrüßen ist es, dass 
Girard in den folgenden Büchern seines groß angelegten 
Werkes Untersuchungen über diese Fragen versprochen 
hat \ womit endlich in das Processrecht der römischen 
Provinzen mehr Licht kommen wird. Den Ergebnissen 
des französischen Gelehrten darf mit Spannung entgegen- 
gesehen werden. 



^ Organisation I p. 333 n. 2. 



IIL Zur Competenz ägyptischer Gerichts- 
behörden in der römischen Periode. 

Die zu Ende des vorigen Aufsatzes angeregten 
Fragen legen eine Untersuchung der Competenz der 
ägyptischen Gerichtsbehörden überhaupt nahe. Ich wollte 
diese Fragen, welche, wie ich gleich bekennen will, leichter 
zu stellen, als zu beantworten sind, zunächst im Anschluss 
an das Vadimonium des Aufsatzes II behandeln, da ich 
noch nicht die Gesammtheit der hieher gehörigen Einzel- 
fragen, sondern nur einige derselben, namentlich die in 
den P. Oxy. II 2G0 einschlagenden, zu besprechen in der 
Lage bin. Später aber entschloss ich mich, der leichteren 
Übersichtlichkeit wegen die beiden Aufsätze zu trennen 
und wiederhole nur noch, dass die vorliegende Zusammen- 
stellung von Quellenmaterial nichts weniger als der Ver- 
such einer erschöpfenden Darstellung der ägyptischen 
Gerichtsverfassung in der römischen Periode^ sein soll, 
sondern nur eine weitere Vorarbeit zu einer, zur Zeit 
vielleicht auch noch objectiv verfrühten Darstellung des 
gesammten griechisch-römischen Processrechts nach den 
Papyri. 

Haben wir, um sogleich an eine Frage des vorigen 
Aufsatzes anzuknüpfen, nun abgesehen von dem über die 
prorogatio fori Gesagten weitere Anhaltspunkte, um die 



1 Im Sinne Wilckens, Archiv I S. 2. 
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Competenz der einzelnen Gerichtsbehörden näher zu be- 
stimmen und von einander abzugrenzen? Wir wollen, um 
dieser Frage näher zu treten, in erster Linie die richter- 
liche Thätigkeit des Strategen einer genaueren Be- 
trachtung unterziehen. 

a) Der Strateg. 

Der Strateg ist der Vorsteher des voiiog, des Gaus^ 
Uns handelt es sich hier nur um seine jurisdictionelle 
Stellung. Bei einem Versuch, seine Untergerichtsbarkeit 
von der Gerichtsbarkeit höherer Jurisdictionsbehörden 
abzugrenzen, kommt es natürlich vor allem darauf an, 
ob der Strateg überhaupt eine, wenn auch nur niedere 
selb stand ige Gerichtsbarkeit besaß- Mitteis, derinseinen 



; Vgl. über den ax^axt^og Wilcken, Hermes XXVII S. 287 ff. 
und die daselbst S. 287 N. 1 citierte Literatur. Dazu u. a. Milne p. 5. 
Der Strateg wird dem Praefecten vorgeschlagen und von diesem ernannt, 
y^\. zu C. I. G. III, 4957, 32 ff. (Edict des Tiberius Julius Alexander, 
68 n. C.) Wilcken, a. a. O. S. 287 f. Ebenda S. 288 f.: „Wer sie (die 
Strategen) vorschlug, wird leider nicht gesagt. An eine Mitwirkung 
der Gaue zu denken, wie Rudorff meinte und auch Kuhn nicht für 
unmöglich hält, scheint mir durch die staatsrechtliche Stellung der 
Gaubewohner völlig ausgeschlossen. Ich möchte am ehesten an die 
EpiStrategen als die Vorschlagenden denken. Doch ließe sich auch 
anderes vermuthen." Vgl. dazu jetzt den interessanten Privatbrief 
Fay. 125 aus dem 2. Jhd,, in welchem ein Bruder dem an- 
deren schreibt %cil&g [7ioirj\GBig, aösXtp^, firj afislijaag xo[v] tiXi^qov rov 
GTQaxrjyi-Kov, Wenn auch der Brief in seinem weiteren Inhalt nicht 
klar ist, so deuten doch die citierten Worte ziemlich unzweideutig 
auf eine Wahl des Strategen durch das Los hin. Vgl. Grenfell- 
Hunt p. 282 zu lin. 4: y^this phraae {xXijqov xov ctq.) uould natvrally 
mean the election hy lot of a strategua^ rather ihan an election hy lot (fon" 
sonie other officej held hy a strateyus.^' — Aus einem anderen Fayumer- 
Papyrua Fay. 117 (108 p C), ebenfalls einem Privatbrief, erfahren 
wir, dass auch der Strategie- Verweser durch statthalterlichen Erlass 
bestellt wurde {yslvocxoci [1. yCyvcoayts] ^EXovQctv xbv ßaaikevKOv [sc. y^offt- 
iutxsd\ Sux$ex£a^aL xrjv axQatijyCav'EQdüov ex 67CLaxoXr^v[\.'^g]xov xqccxlgxov 
^Sfiöpog). 
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grundlegenden Hermesaufsätzen auch diese Frage zuerst 
in Erwägung gezogen hat, spricht dem Strategen selb- 
ständige jurisdictionelle Gewalt ab^, fügt aber bei, dass 
derselbe neben seiner in Conventsachen vorbereitenden 
Thätigkeit auch noch als iudex delegatus von Fall zu Fall 
bestellt wurde und außerdem „für ganz kleine Rechtsachen, 
die dem Convent vorzubehalten widersinnig gewesen 
wäre, ständig delegiert war" 2. Er stützt sich dabei nur 
auf C. I. G. III 5078: fik[d^]6 ötQartjybg [i]G)v 'AnoXlmviog 
[Bv%\a [<J](x[a]gcjv &vdQa6i^, während der einzige ihm da- 
mals vorgelegene urkundliche Beleg BGU I 168 „nicht 
unzweifelhaft" war. Seither ist das Material in beiden 
Richtungen vermehrt worden, sowohl was die einer höheren 
Gerichtsbarkeit vorarbeitende und sie unterstützende 
Thätigkeit des Strategen, als auch was dessen eigene Ent- 
scheidung geringfügiger Streitigkeiten betrifft. 

1. Die der Conventgerichtsbarkeit vorarbei- 
tende Thätigkeit des Strategen betreffend hat 
Mittels^ die Papyri BGU I 2, 35, 45, 46, 181, 226, 242, 
und 321^ herangezogen. Aus dem ersten Bande der Ber- 
liner-Publication ist BGU I 72 (191 p. C.) nachzutragen, 
eine Beschwerde wegen Beschädigung einer Gemüsesaat 
durch unbekannte Thäter mit dem Petit: 

di[b\ a|t(» tovtov rb l6ov iv xataxa)Qt0^& yBVB6%^ai 
TiQog xhv thv sxiov (1. alnov) fiot q)avri66fi€Vov. 

Die Beschwerde ist adressiert ^idv^m (nQ{arriyco) 
/4Q(fL{voCrov) ^HQa7t{k6läov) fiSQidos. 



1 Hermes XXXII S. 648. 

2 Hermes XXX S. 578. 

3 Vgl. Marquardt, Rom. Staatsverwaltung V S. 448 N. 5. 
* Hermes XXX S. 567 f. 

^ Sämmtlich aus dem 1. bis 3. Jahrhundert n. G. (und zwar 
aus den Jahren 209, 223, 203, 193, 57, 99, Zeit des Commodus und 
216 p. C). 
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Aus dem zweiten Bande der Berliner-Urkunden 
gehören wohl hieher die Fragmente Nr. 491, II und 589 
(2. Jhd. n. C.) und Nr. 663 (circa 203 p. C), welche Ur- 
kunden nur die an den Strategen gerichteten Adressen 
und den Beginn der Erzählung der Thatbestände enthalten, 
während die Petite verloren sind; dasselbe ist von BGU 
III 757 (12 p. C.) zu sagen. BGU III 731 enthält zwei an- 
einander geklebte Originalklagschriften an den Strategen ^ 
Col. I, stark beschädigt, enthält eine Eingabe wegen 
Sachbeschädigung (?) durch vermuthlich unbekannte Thäter. 
Die vom Petit erhaltenen Worte [odsv i7tL]didcj^L xal ? ? 
(Reste von 4 Zeilen) lassen ersehen, dass das Begehren 
dahin gieng, die Klage auf den xatccxc3Qi0fi6g zu setzen. 
Ein gleichartiges Petit enthält Col. II (180 p. C). Es ist 
eine Beschwerde wegen Wegschaffung (svqov ßatszax^svxa) 
von Holzvorräthen im Werte von 3000 Drachmen, ferner 
von 20 Artaben Salz und einer O-upa \vXlvri, Da der 
Thäter unbekannt ist, heißt das Petit: 

öd^sv iTtididcofii Tcal [d^Lm] iv xaxaxG)Qia^& \yBV86%^ai 

rdds tic] ßißXstdta slg rö g)[av6VTog rov ] 

lisvsLV fiOL Tb[v loyov. 

Eine Eingabe an den Strategen enthält Lond. II 358 
(S. 171 f.) (150 p. C). Soviel wir aus diesem grammati- 
kalischen Meisterstück entnehmen können, hat Kenyon 
(p. 171) angegeben. Es scheint, dass die Beklagten den 
Kläger unter dem Vorwand eines Auftrags des gewesenen 
Strategen Theon zu einer Cession (?) gezwungen hatten. 
Der Kläger hatte sich darüber schon beim gewesenen 
Praefecten Honoratus beschwert, dieser aber hatte ihn 
an den Epistrategen gewiesen, der die Sache seinerseits 
nun unerledigt ließ. Der Kläger wendete sich deshalb 
nunmehr an den neuen Praefecten Munatius Felix, der 



1 Wilcken. 
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ihn wohl vermuthlich wiederum an den neuen Strategen 
verwies, denn im vorliegenden Papyrus bittet er den 
Strategen, derselbe möge die beiden Schuldigen vor das 
Forum des Praefecten laden, wenn dieser seinen nächsten 
Convent abhalte. Es heißt Z. 16 ff.: 

xal tovds TtQccy^axog dsö[o]^evov rfjg tov lafiTtQordtov 
il[ys]fi6vog Movvaxiov ^riXixog ÖiayvaöEog d^t&v tov- 
t[ . . . ] . o [ . ] ^ di' vTiriQsrov (lerado^fjvac ixatsQCJ avt&v 
iV sldaöi TtccQsöo^svovg avrovg inl tb IsQfhxaxov roi) 
^ f]ys^6vog ßfj^a oTtov idcv rod vo^ov 6iccloyL0(ibv [^] 
diTcatodoölav 7tOLT^[6rj] xzX. 

Lond. II 363 (S. 170/1) (1. od. 2. Jhd.) ist eine jeden- 
falls an den Strategen gerichtete Beschwerde über den 
Verlust von Vermögensobjecten. Aus dem Petite sind die 
Worte erhalten: 

ÖLo d^v&fiev av xataxcoQitffi^ ysveöd'ai slg rb fieveiv 

rj^slv xbv loyov idv rt ? ? 

Die Thäter sind wohl unbekannt. 

Fay. 108 (171 p. C.) beschweren sich zwei xoiQL[dLB]^' 
7C0Q0L firiXQOTtokscjg^ beim Strategen, dass sie auf dem 
Heimweg vom Markte von Räubern überfallen, misshandelt 
und eines Schweines, sowie anderer Dinge beraubt wurden. 
Das Petit lautet (Fragment b Z. 23 ff.): 

dt^b iTtidido^sv xal a\i,i6\y\}iBv xöds xb ßißUdiov iv] 
xaxaxG)Qt0ii[c3 ysvaöd'ai] nQbg xb (pava\vxcov xcbv iitacxicov 
fievsLv] fj^aiv xbv l6y[ov n^bg avxovg Ttagl xov]xov 
xal ? ? 



1 Vielleicht ist die Ergänzung tovt[ou t6 ^^^[v] nach dem Pa- 
pyrus zulässig. 

2 Zur Sache erinnerfe ich an BGÜ I 92; II 649 und III 730. 
Die Kläger in unserem Papyrus sind wohl solche officiell für den 
Auftrieb von Schweinen auf den Viehmarkt bestellte Verkäufer. Vgl. 
Wilcken, Ostr. S. 476. 
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Das Weitere ist leider verloren; auch hier sind die 
Thäter noch unbekannt. 

Grenf. II 61 (194-8 n. C.) klagt eine Frau Tapiamis 
gegen einen gewissen Stotoetis, der 800 Drachmen ver- 
untreut hatte und dann dcpavrjg iysvsxo. Petit: 

o'&Bv i7ttdld(D(ii xal d^L& iv 7carax<DQL(5[iw ysviöd'at roirto 
ßißUdioVy TtQog TÖ (pKVBvxoQ zov 2Jroro'^€(Ds [levscv [loi 
xbv koyov^. 

Wie der Strateg die Conventgerichtsbarkeit des Prae- 
f ectenvorbereitet und hiefür Zustellungen besorgt (vgl. etwa 
BGU I 226, Lond. II 358), so besorgt er auch die mani- 
pulativen Dienste für das Gericht des a^xidiTiaßtrig'^. Für 
dieses genügt es auf die Erläuterungen Mittels^ zu 
BGU II 578 (189 n. C.) und 614 (217 n. C.) zu verweisen^; 
als schönes Beispiel für diese Thätigkeit des Strategen 
nenne ich ferner Oxy. I 68 (131 n. C), eine Klagebeant- 
wortungschrift an einen unbekannten Magistrat^. Aus 
der Urkunde ist deutlich ersichtlich, wie der Strateg die 
Zustellungen vermittelte. Zuerst hat er dem Beklagten 
(Z. 4) ein Pare der Klagschrift zustellen lassen und nun 
begehrt der Beklagte seinerseits, dass der Magistrat, an 
den er seine Erwiderung richtet, dem Kläger durch den 



1 Wie das Petit der nur beschriebenen Klage Oxy. II 316 
(37 n. C.) lautet, ist nicht ersichtlich (petition to Sotaa^ strategiis^ from 
Tryphon complaining of an assauU hy Demetrous and her mother vpon 
hia wife Seraeus svkvov \pv\accv p. 305). Auch der folgende Papyrus 
Oxy. II 316 enthält das Fragment einer an den Strategen gerichteten 
Klage (50/1 n. C). 

2 Jedenfalls auch des SiycaLoSotrjg (vgl. BGU I 5 II) und des 
sniatQocTTjYog, 

3 Hermes XXXII S. 645 ff..' Hieher ist nunmehr auch BGU III 
888, 1 ff. (vgl. Z. 19 ff.) zu stellen. 

4 Hieher wird vielleicht auch BGU I 231 (Hadrian) gehören. 

5 In Betracht kommen a priai'i alle dem Strategen übergeord- 
neten Gerichte, also Praefect, Dikaiodotes, Erzrichter und Epistrateg. 
Grenfell-Hunt (p. 127) vermuthen den letzteren. 
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Strategen ein Pare der Klagebeantwortung zustellen lasse 
(Z. 29 ff.): 

o^£V d^c& 0vvtai,ai ygailjav rö rov ^ Oi,vQvy%Blxov ötQa- 

rrjya (letccäovvaL ra Sscjvl rovds tov vno^vi^fiarog 

dvtlyQacpov xrl. 

Endlich besorgt der Strateg natürlich auch die Vor- 
ladungen für sein eigenes Forum und die Zustellung der 
von ihm^ gefällten Sprüche. In dem im Aufsatze I be- 
sprochenen Falle des P. BGU II 581 ^ wird dem Strategen 
Bürgschaft geleistet, dass die Partei vor ihm selbst er- 
scheinen werde. 

Werden beim Strategen Klagen eingebracht, so be- 
gnügt er sich nicht immer bloß damit, dieselben auf die 
Conventsliste zu setzen und die Vorladungen für den 
Convent ergehen zu lassen, sondern er kann zunächst 
Personen dingfest machen und sich vorführen lassen. 
Zwei derartige Fälle — Lond. II 214 (270-5 n. C.) und 
BGU I 22 (114 n. G.) — haben wir bereits im vorigen 
Aufsätze^ erwähnt. Zwei weitere merkwürdige Beispiele 
bieten die Papyri BGU III 759 und Gen. 28. Die Berliner- 
Urkunde aus dem Jahre 125 n. C. enthält die an den 
Strategen gerichtete Beschwerde eines von Räubern Über- 
fallenen, misshandelten und beraubten Dorfhirten. Sein 
Petit geht dahin: 

dib ä^LCj Kslsvöai dxd^rjvaL inl 0s tov rfjg MccydcoXcDv 
MtQTj vo^otpvlccxa xal dQ^stpoSov, oTtcag JtaQa0T'^0(D[d]t 
tovg alt[LOvg xal] . . [ . ]sl0(döl xa fjQTcae^sva x[ . . ] ? ? 

Hier wird das dxd-r^vac beantragt nicht gegen die 
(unbekannten) Schuldigen, sondern gegen den vo^ocpvka^ 
und den dg^^cpodog^ d. i. zwei Polizeiorgane: eine ganz 



1 Ob kraft delegierter oder selbständiger Jurisdiction bleibe 
zunächst dahingestellt. 

2 133 n. C. o. S. 1 ff. 

3 Vgl. o. S. 87 f. u. S 90 N. 2. 
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eigenthümliche und höchst unangenehme Haftung der 
Sicherheitsbehörde für die Sicherheit ihres Rayons ^ — 
Dem Genfer-Papyrus liegt folgender Fall zugrunde. Zwei 
Bauern sind von einem Betrüger geprellt worden. Der- 
selbe hat ihnen Getreide seines Vaters zum Kaufe ange- 
boten und, nachdem die Bauern die Offerte acceptiert 
hatten, von ihnen den Kaufpreis im Betrage von 300 Drach- 
men in Empfang genommen. Als nun die Käufer die Ware 
vom Vater verlangten, erklärte dieser, weder einen Kauf- 
preis erhalten zu haben, noch vom Aufenthalte seines 
Sohnes etwas zu wissen. Die Bauern wenden sich nun 
an den Strategen mit der Bitte: 

dt^b d^ioviisv fisvsLV naQa 6oi iv xaraxa)QL6^a zb vtco- 
[iv7i(ia äxiQV o^ ^ ^SlQlav (der Betrüger) i^q)avrig 
yBVYi\xa\L (xal) &x%^7\vav rbv TtazsQu avtov ^Qbg xb 
7taQa6tfl6ai avtov, ?i/' ä)^av vxo 6ov ßsßoi]d'ri{^svoL), 

Vom Strategen wird ein Doppeltes begehrt: einmal 
Vorbereitung des Falls für die Conventgerichtsbarkeit und 
dann Vorführung des Vaters als Gestellungsbürgen für den 
eigentlichen Übelthäter^. Wenn es sich auch in beiden 
Urkunden zwischen den Zeilen herauslesen lässt, dass das 
äxd^^vai nicht ganz Unschuldige trifft 3, so machte ich diesen 
Ausdruck hier doch eher mit „vorladen", wenn auch „unter 
Androhung zwangsweiser Vorführung im Falle des Nicht- 
erscheinens", als direct mit „vorführen" wiedergeben*. 



i Vgl BGU I 325 und Hirschfeld, Die ägyptische Polizei 
(Sitz.-Ber. d. kais. Akad. z. Berlin 1892) S. 815 f. 

2 Vgl. o. Abhandig. I S. 52. 

3 Vgl. den Oxy. I 69 (190 n. C.) erzählten Fall. Auch dieser 
Papyrus ist wohl an einen Strategen gerichtet; die Adresse ist ver- 
loren. — Durch Gestellung des Thäters konnten sich die zunächst 
in Anspruch Genommenen befreien. Das ihr y,&x9"^v«i" anordnende 
Decret mag eine gewisse Ähnlichkeit mit dem Erlasse des Dekadarchen 
Oxy. I 64 ({. oder Anfang des 4. Jhd.) gehabt haben. 

^ Zum &%d'rjvai mochte ich terminologisch Folgendes bemerken: 
es findet sich regelmäßig in den an den Genturio gerichteten Eingaben 
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(Mitteis, Hermes XXX S. 568 f.) und bezieht sich hier auf die poli- 
zeiliche Vorladung beziehungsweise Vorführung des Delinquenten. In 
gleicher Weise wird es für die begehrte Vorladung beziehungsweise 
Vorführung des Ubelthäters vor den Strategen verwendet, vgl. 
BGÜ I 22 und Lond. II 214 (oben S. 90 N. 2). Dass aber ax&^vai stets 
wörtlich mit „vorführen^' zu übersetzen sei, dagegen spricht außer 
den beiden eben im Texte citierten Papyri (BGÜ III 759 und Gen. 28) 
noch der oben (Abhandig. II S. 85 ff. sub y) berührte P. BGU II 388. 
Die Worte, mit welchen über die Vorführung des Sclaven Euporas 
(Col. I, 43) berichtet wird Col. II, 14 f. nQoaax'd'svTog Evnoqa rov hni- 
^fjTfjd-svTog sind zwar ganz dieselben, wie sie bezüglich des ctxd-fjvaL 
des vo[iC7i6g zu ergänzen sind (vgl. oben S. 86 N. 2), dennoch ist es 
kaum annehmbar, dass der Modus einen, wenn auch im Verdachte 
nicht ganz loyalen Verhaltens stehenden vofiiTtös vor Gericht zu bringen, 
ganz derselbe war, wie er bei einem dovXog angewendet wurde. Auch 
bezüglich des angeblich freigelassenen Eutychas, der bei der Ver- 
handlung nicht zugegen ist, sagt der Praefect (Col. I, 9 f.): Jvvaaat 
O'bvy [Xa]/Soiv ßsvs^fixuxQtoVy ava^^zijaag ayayslv xbv Kvtv%&Vy worauf der 
Angesprochene erwidert: Ztjttjgg) ccvxov. Dies bleibt hier allerdings ohne 
Erfolg (f*^ svqTpikvaL). M. E. bedeutet axd-rlvai in den Processpapyri 
Ladung unter Androhung zwangsweiser Vorführung im Falle des 
Ungehorsams (vgl. oben S. 86 N. 1). Ob BGU III 778 (175 p. C.) an 
den Strategen oder Centurio gerichtet war, mag dahinstehen, doch 
erscheint mir ersteres wahrscheinlicher. Es ist nur das Ende einer 
Klagschrift erhalten (Z. 5 ff.): av[ay'ii\aicog snidiStoiii [x]al a|tö, hav 
aoi S6^i]y Tiocd"' rjv diaösUvvauL nsql Tcavta snLfisXsiaVy Tisksvaai ccvrbv 
ä'jijd'flvai sni as, Xoyov ccnoSoaaovza nsQL r&v vn* avrov TsroXfiijfiBvcov. — 
Von größerer Bedeutung als diese nur auf die Übersetzung bezüglichen 
Bemerkungen ist eine andere das Ax^^vai betreffende Beobachtung, 
die sich nach den Ergebnissen der Papyri, soweit ich sehe, bisher 
bestätigt. Das ci%d'rjv<xi findet sich nur da, wo das Elagfundament 
nicht rein civiles, sondern criminelles oder doch de- 
lictisches Unrecht ist. Es findet sich in Straf klagen (z. B. Lond. II 
214), in Schadenersatzklagen ex delictis (der großen Mehrheit aller 
Klagen in den Papyri), nicht aber in actiones ex contractu. Gen. 8 z. B. 
heißt es (iSTcc7ts[iipccad'aL, Oxy. II 237, VIII, 19 xXijd'sCaijg ^XaovCag; 
vgl. ferner das Fragment aus den vTtoinvrjiiMxiaiioL eines ungenannten 
Beamten BGU III 705 (206 p. C), wo es heißt: XaiQijfKov n{QsaßvzsQog^) 
s{l7tsv). KsXsvGov xXijd'fjvaL AvQTjXiOv 'JqsZov TlavLGxov xal ocvrCSinov 
HvtcovCav 'AQsCa[v] (isra xovQaroQog [Tjogglov UqsLg'kov. KXijd'svTODV xa[fc] 
jiQsl[ag] ^7} vn\cc\iiovGccGrjg XaLQrjfioov n{Q8GßvTSQog ?) dnsv %tX. 
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Eine weitere, leider ^ wieder arg zerstörte Eingabe an 
den 6tQarYiybg /iQ0ivotrov Dionysodoros ist P. Lond. II 445 
(S. 166/7) (circa 14/5 p. C.)^. Ähnlich wie Gen. 28 
enthält auch Oxy. II 283 (45 n. C.) das doppelte Be- 
gehren auf Vermittlung der Gerichtsbarkeit des Prae- 
fecten^ sowohl, als auch auf einstweilige Sicherung des 
Delinquenten, nur dass der letztere hier ein Sclave ist, der 
sich an einer Gewaltthätigkeit betheiligt hat, derentwegen 
sich der Kläger eben beschwert. Derselbe sagt (Z. 16 ff.): 

dib TtQOTJy^at, rö vTto^vri^a iiadovvaiy xccl d^cm iccv 
(paLvrixaL iv dtftpalsla sxeiv^ xhv avxbv doüAoi/ Tial 
ixTCs^il^at iTcl xhv xvqlov fiysiiova 'lovhov [n66]xo^ov 
TtQÖg xriv ijc' avxov i^o^svriv vtc^ i^ov tvsqI öXov xov 
^Qayfiaxog 7Cqo6bIsv6iv bv 7tQo6i^X6t r()d;roi'. 



Eine eingehende Besprechung der Petite der verschiedenen 
Eingaben an die gerichtlichen und sonstigen Behörden, woraus dann 
einige feste Gesichtspunkte für die oft so schwierige Frage gewonnen 
werden könnten, ob das Verfahren civilprocessualisch, strafprocessualisch 
oder verwaltungsrechtlich sei, kann hier anmerkungsweise natürlich 
nicht versucht werden. 

1 Der Papyrus enthält eine Klage gegen zwei Hirten anscheinlich 
wegen Schadenweide. Die Zerstörung ist um so bedauerlicher, als 
das saxov tcc t[o]'V?[®^] ^v£%vQa in Z. 14 sich vielleicht auf eine Art 
Privatpfändung fremden Weideviehs — der nqoßara — bezogen hat 
(vgl. §§ 1321 f. Ost. B. G. B ). Aus dem traurigen Fragmente lässt sich 
aber nichts Bestimmtes folgern. 

2 In der Lücke Z. 22 wird vor snl as wohl [ikxQ'yvai] zu er- 
gänzen sein. 

3 Vermutblich der Conventgerichtsbarkeit. 

* Ein ähnliches Petit begegnet in der jyetition ofPapontos P.Fay. 107 
(133 n. C). Ein gewisser Papontos beklagt sich, dass ihm Thierhäute ge- 
stohlenworden seien. Da die Thäter unbekannt sind, begehrt er polizeiliche 
Ausforschung derselben und Verwahrung n^og rijv d^ovaav £7t8^o8o{v), 
Z. 5 ff. mv x'^QLv cc^L&i avvxcc^ai rwt t^^ xdifiijg hniXQSxovxi (Polizei- 
beamter) TtOLrjaaad'ai. trjv xad"ijxovaav ava^^ttjatv xal rovg (pavsvtccg 
ccltiovg ^xuv hv aa^palsla xrh Die Herausgeber glauben (p. 258), dass 
dieser Papyrus eine an den Centurio gerichtete Eingabe war. Ich 

Dr. L. Wengfer^ Rechtshistorlache Papyrasitadien. g 
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Es kam gewiss häufig vor, dass vor den Strategen 
Sachen gebracht wurden, die er nicht — sei es selbständig, 
sei es kraft delegierter Jurisdiction, vgl. sub 2) u. 3) — 
erledigen konnte. In solchen Fällen, oder auch dann, 
wenn sich die Parteien, die zunächst zum Strategen ge- 
kommen waren, später für Prorogation eines höheren 
Gerichts entschieden, vermittelte der Strateg die Über- 
leitung des Verfahrens von seinem Untergerichte an das 
bezügliche übergeordnete Gericht. Hieher ist zunächst 
das im vorigen Aufsatze behandelte Vadimonium Oxy. 
II 260 (59 n. C.) zu stellen. Ebenso wird vielleicht auch 
BGU I 361 (1. Protokoll) hier einzureihen sein; die Par- 
teien werden (Col. II, 8) angewiesen, sich vor dem 
Dikaiodotes einzufinden. Auch die Verhandlung vor Heron, 
über die im P. Oxy. I 71 (303 n. C.) Col. I, 9 ff. berichtet 
wird, dürfte einen solchen mehr informativen Charakter 
gehabt haben. Endlich möchte ich noch in diesem Zusammen- 
hange die Vollmachtsurkunde Oxy. 1 97 (115/6 n. C.) nennen, 
wo ein Streitgenosse den andern (seinen Bruder) nach der 
vorläufigen Verhandlung vor dem Strategen (Z. 9 f. xsqI 
% dvT[s]xccte(ftrj avroig ijtl xov rot) vofiov [6\cQ{atrjyov) xrX,) 
zu seiner Vertretung vor dem Praefecten ermächtigt. Auch 
hier war der Rechtstreit vor dem Strategen begonnen worden 
und wurde dann an das Gericht des Praefecten übergeleitet. 

Die angeführten Beispiele genügen zur Illustrierung 
dieses ersten Punktes der vom Strategen zu entwickelnden 
Thätigkeit. 

möchte auf Grund der im Texte besprochenen Papyri eher an den 
Strategen denken; unter der Verwahrung ngog xr^v Ssovaav sjci^odov 
kann eben Haft des einzufangenden Übelthäters bis zur Verhandlung 
auf dem Convent gemeint sein. Freilich vermissen wir hier wie im 
P. Oxy. II 283 das reguläre Petit um Ansetzung der Sache auf den 
TiataxcjQLGfws» Vgl. noch BGU III 769 (172 n. C), eine (vielleicht an 
den Strategen gerichtete) Klage wegen Sachbeschädigung gegen un- 
genannte Thäter; das Petit lautet: dib a|tß [tr^v] ctvcL^f^tr^Gw tovrav 
[ . . . ] ysvsad'aL naq* a>v ösov s[aTLv]. 
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2. Gehen wir nun zu jenen Fällen über, in denen der 
Strategeine delegierte Thätigkeitim Verlaufe der Er- 
ledigung einer Rechtsache entfaltet, mit der eine höhere Be- 
hörde befasst ist, so ergeben sich für die Betrachtung dieser 
Thätigkeit von vornherein verschiedene Gesichtspunkte. 
Wir können einmal die delegierte Thätigkeit des Strategen 
nach der Person des delegierenden Magistrats in 
Delegation durch den Praefecten, Dikaiodotes, Archi- 
dikastes und Epistrategen^ eintheilen; oder wir können 
die Art der Thätigkeit, die der Strateg auf die Dele- 
gation hin zu entfalten hat, zugrunde legen, d. h. ob er 
in Processsachen, bei der Execution, auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder in verwaltungs- 
rechtlichen Angelegenheiten interveniert; oder wir können 
endlich auch den Umfangt der vom Strategen ent- 
wickelten Thätigkeit zum Eintheilungsprincip wählen. 
Ich habe der folgenden Sammlung von Belegstellen für 
diese verschiedene delegierte Thätigkeit des Strategen 
die Art derselben zugrunde gelegt, habe mich aber be- 
müht, innerhalb dieser Haupteintheilung — allerdings 
erst in zweiter Linie — auch auf eine Anordnung nach 
der Person des delegierenden Magistrats Rücksicht zu 
nehmen, während sich bezüglich des ümfangs der vom 
Strategen entfalteten Thätigkeit, m. a. W. über die Frage, 



1 Nach BGU I 16 und 250 kommt auch der Idiologus als 
Delegant in Betracht. 

2 Auf den verschiedenen Umfang der Delegation und der infolge 
dessen entwickelten Thätigkeit des Strategen hat bereits Mitteis, 
Hermes XXX S. 581 hingewiesen und hierin bei Gradenwitz S. 17 
N. 1 Zustimmung gefunden. Mitteis bemerkt, dass der Jurisdictions- 
magistrat entweder mit Formel pro trihunali den Strategen mit der 
Entscheidung beauftragen kann, oder dass er mit suhscHptio {vnoyQcicpfj)^ 
die auch de piano ertheilt werden konnte, dem Strategen bloß die 
Instruction des Processes zuweisen kann. Über eine noch weitere 
Delegation (auch des Verfahrens in iure)^ die aber beim Strategen 
nicht vorkommt, vgl. unten S. 144. 

8* 
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ob die Delegation eine solche für endgiltige Entscheidung 
des Rechtstreits oder bloß eine solche für einzelne Process- 
handlungen ist, nicht immer eine bestimmte Auskunft 
ertheilen lässt. 

a) Processsachen^ Mit der Entscheidung eines 
Rechtstreits wird der Strateg vom Praefecten betraut 
im ersten Protokoll des P. BGU I 114 (circa 117 n. C.^). 
Sicher erhalten ist von diesem Fall nur die Judex- 
bestellung: 

Aovnog aljtsv IIsqI ? ? xbv otQccrr^ybv rijlg] nolscjg 

XQLT1^[v 0Ol] Ö[ld]cO^L, 

Wie das Urtheil eines solchen iudex (a praefecto) 
datus aussah, zeigt der Strategenspruch Oxy. I 37 II, 3 ff. 
(49 n. C): 

6 etQatfiyog' ^iTtsl ix zfjg Ö^scag (paivsrai r^g 2JaQasircog 
slvai TÖ Tcaiälov, iäv %iQoyQa(pri6rii avn^L xe xal 6 dvi]Q 
airrlg ixstvo tö ivisiQiö^hv avtijL öCDiicctiov vnh xov 
UsöovQiog XBXBXsvtYiytBvaL, (paivsxai ftoi xaxk xa V7tb 
xov xvQLOv fjys^ovog XQid'svxa änodovCav avxriv o 
stXrjcpev dQyvQiov b%8iv xb [tdL6\v xbxvov^. 

Der Strateg bezieht sich hier ausdrücklich auf den 
Wortlaut der Formel, mit welcher er vom Praefecten 
delegiert worden ist^. Ein Bild der ausgedehnten An- 



1 Auch dio Abgrenzung der Processsachen von Executions- und 
verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten, sowie Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ist begreiflicherweise nicht immer zweifellos. 

' Das Protokoll stammt aus den v7tofiv7j(iotruT(iol des Praefecten 
Lupus, vgl. über die Zeit seiner Praefectur Milne p. 178. Das an- 
schließende Protokoll, ebenfalls aus seinen Amtstagebüchern, ist vom 
5. Januar 117 datiert. Dort wird noch kein bestimmter Judex bestellt 
Es ist eine datio actionis (i. w. S.) nicht fminulae^ vgl. meine Actio 
iudicati S. Iö8 f. und das. N. 13. 

3 Vgl. Gradenwitz S. 13. 
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Wendung des Instituts der Delegation des Strategen durch 
die höchste Gerichtsinstanz, den Praefecten, gibt uns auch 
die bekannte „Petition of Dionysia" (Oxy. II 237, 186 n. 
C.) \ Gerade hier macht sich die oben erwähnte Schwierig- 
keit bemerkbar, die Delegation zur endgiltigen Erledigung 
der Sache von der zu einzelnen Processhandlungen aus- 
einanderzuhalten. Die hier folgenden Bemerkungen zu 
diesem Papyrus schließen sich der durchsichtigen Dar- 
stellung des Klagethatbestandes an, welche die Heraus- 
geber ^ ihrer Publication vorausschicken. Schon die erste 
Klage des Chairemon an den Praefecten Longaeus Ruf us 
(VI, 13 — 15) wird mit der Delegation des Strategen von 
Oxyrhynchos erledigt. (VI, 15 f.) Von dieser Erledigung 
heißt es: 

ocal lyQail^sv (sc. 6 fiys^cjv) ta tov vo^ov ötQarrjy& 
(Datum) vTCotd^ag tcbv vti' sfiov (sc. XcciQ'q^ovos) yQf^- 
(p6Vtc3v tcc avxiyQa(pcc oTtcog ivrv^cjv qlg TtccQsd'B^riv 

Diese Erledigung wird Z. 8 als ^ tov ''Povcpov iTtiatoli] 
bezeichnet^, was dafür spricht, dass der Praefect zunächst 
eine Delegierung zur endgiltigen Entscheidung im Auge 
gehabt habe. Dionysia, der diese iiaarolri an den Strategen 
mitgetheilt wird, wendet sich nun aber selbst wiederum 
direct an Rufus* und erlangt von diesem die von Graden- 
witz, a. a. O. restituierte vnoyQatpri (V, 7 f.): 

"rö GXQaxTiyGi naQa&ov ov (für bg ?) i^sxdöag adv xi 
xrjg i^rjg dcayvcjöscjg xaxacp{^)av^ d^iov^ in' i^s dva- 



1 Vgl. Gradenwitz, Archiv I S. 328. 

2 Oxy. II p. 145 SS , dazu die wertvollen Bemerkungen von 
Gradenwitz, a. a. O. S. 328 ff. 

3 Vgl. dagegen Z. 9 eine eigentliche vnoyQatpij. 
^ Grenfell-Hunt p. 145 a. E. 
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Der Strateg soll also alles „prüfen, und, sollte sieh 
etwas für statthalterliches Eingreifen* eignen, durch 
dvaTto^ni^ berichten". Darauf kommt es zu einer contra- 
dictorischen Verhandlung vor dem Strategen, wobei dieser 
nach Verlesung des unwidersprochen gebliebenen Antrags 
der Dionysia, Erhebungen bei den ßLßhoq)vXaxas zu pflegen, 
demselben stattgibt und erklärt (V, 16): 

ix rflg i^stdöscjg tcjv 7tQo0(pc3vrid'6vtG)v rö ^gäy^ia 

d. h. „die Würdigkeit der Sache für eine avanoiiTtri wird 
sich aus der Prüfung des Berichtes ergeben". Nun pflegt 
der Stratege die beauftragten Erhebungen und berichtet 
darüber an den neuen Praefecten Pomponius Faustianus 
(V, 37—40). Aber auch Dionysia hat sich bei demselben 
mit einer neuen Eingabe eingestellt (V, 30 — 35), worin 
sie ihn bittet, er möge den Strategen beauftragen, sie im 
ungestörten Besitze zu schützen. Auch dieser Eingabe gibt 
der Praefect Folge (V, 35-39)^ und Dionysia erscheint 
demgemäß mit ihrer günstigen Erledigung vor dem Stra- 
tegen, der ihrem Begehren um Schutz ihrer Kechte und 
um weitere Instructionen an die ßißXiotpvkaTiEg Rechnung 
trägt (V, 38— VI, 4). Die Sache war damit aber noch nicht 
zu Ende, denn Chairemon hatte unterdessen eine neue Ein- 
gabe an den Praefecten Pomponius Faustianus gerichtet, 
worauf derselbe unter Bezugnahme auf die vom früheren 
Praefecten ertheilten Anordnungen die Angelegenheit zur 
endgiltigen Erledigung an den Strategen verwies. Dionysia 
berichtet hierüber in ihrer Petition (VI, 29 ff.): 

akXk 6v ö xvQLog — avriyQa'tpsv (l.-ag)rd5 6XQccxYiy& rccds. 
n[o]^7tc3Vcog Oavöxiavhg ^I&idmQG) ötQarrjya [^Ol^vQvy- 

1 Cognition. Gradenwitz S. 329 N. 3 verweist auf Bas. X, 1, 
3: T^ff ahCas diayvcoad'sCarig und Bas. X, 5, 3, schol. 6 jttar« diayvcaaBOig] 
Tb 'xocvaa xoyvtra' tolovtov saziv, 

2 Gradenwitz. 

3 Über die vnoyqatpi^ selbst s. Gradenwitz S. 330 f. 
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;i;f[(|r[o]v %atQ8LV. tic yganpivtcc (iol {mh XcciQi^(iovog — 
altLo^svov ''SlQ€lm[va &v]dQa d'vyargbg avtov äg ßCav 
V7t' oviTot) ytd0x[(^]'^og vTtorccx^fjvai sxslev6a^ Sncag 
rpQovTLörjg dxolovd'a TtQä^at rotg 7t[s]Ql ro[v]rov jtQ&tSQov 
yQa(p6i6v vTtb Aoyyaiov 'Pov(po\v\ — ngog rb iirj 7t[s]Ql 
tcjv avxmv Ttdhv avrbv ivxvyxdvsiv. 

Da aber Chairemon nunmehr auch das väterliche 
Reclamationsrecht an Kindern geltend gemacht und so 
dem Processe eine neue Wendung gegeben hatte, für die 
der Strateg noch keine Instruction besaß, so begnügte 
sich dieser mit einem Theilurtheil, während er die Ent- 
scheidung über das väterliche Recht des Chairemon wieder 
dem Praefecten anheimgab. Dies ist das Stadium, in 
welchem die das Ganze wiederholende peiition of Dionysia 
selbst einsetzt; wie dieselbe erledigt wurde — vermuth- 
lich wohl wieder mit Delegation — und wer schließlich 
den Sieg davontrug, lässt uns der Papyrus nicht ersehen. 

Neben diesem, wie in so vieler anderer Hinsicht^ 
auch für die Delegationsverhältnisse und den Umfang, 
den die Correspondenz zwischen Ober- und Untergericht 
in einem einzigen Falle annehmen konnte, typischen 
Dionysia-Papyrus nenne ich noch Lond. II 354 (S. 163/5) 
aus der frühesten Kaiser zeit (10 v. C). Dieser Papyrus 
enthält eine Klage an den Praefecten 2. Zwei Brüder be- 
schweren sich über ihnen widerfahrenes Unrecht. Ihre 
Sache war vor den iTCLördtrjg x&v cpvlamr&v^ den Polizei- 
inspector^ KoQdog gekommen, der sich aber auf Seite 
der Gegner gestellt und die beiden Brüder ins Ge- 
fängnis hatte werfen lassen. Auch Bqsl^cjv, der Nachfolger 
des KoQÖog^ vor dem die Sache neuerdings verhandelt 



1 Vgl. Mitteis, Archiv I S. 178 ff. S. 343 ff. 

2 Eenyon p. 163. Die Einzelheiten sind nicht ganz klar. Über 
den Inhalt vgl. Eenyon p. 164. 

3 Vgl. Wilcken, Ostr. S. 402. 
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worden war, hatte die beiden im Gefängnis belassen. Sie 
wenden sich deshalb an den Praefecten mit der Bitte, er 
möge den Strategen beauftragen, ihre Haft aufzuheben 
und die Sache genau zu untersuchen. Hier tritt uns deut- 
lich der Gegensatz zwischen gerichtlicher und polizei- 
licher Rechtspflege vor Augen und der Strateg soll als 
unterste gerichtliche Instanz gegen die Entscheidungen des 
imaxdtris der Polizei Abhilfe zu schaffen angewiesen werden. 
In BGU II 388 (2. od. 3. Jhd.), dem von Mitteis i 
behandelten Processpapyrus^ ertheilt der Richter^ Auf- 
träge an die gesammten Strategen der Provinz^. Ähijich 
ergehen die Befehle des Praefecten M. Sempronius Libe- 
ralis, auf die er in seinem Edict gegen die vagabun- 
dierenden Bauern BGU II 372 II, 5 ff. Bezug nimmt ^ an 
alle EpiStrategen, Strategen und die für den Sicherheits- 
dienst bestimmte Mannschaft. Es heißt daselbst: 

t^rcDöav (sc. die Bauern)^ öx[i\ x[a]l xolg 7iQaxiözoi\^\ 
iitiGZQaxriyoi^ xal xotg 6[x]Qaxriyolg xal xolg n£[^](pd-8i0t 
V7t^ ^ft[oi;] JCQOQ xijv x'^g %d)Qag a^tpdXsiav xal d^SQt^- 
vLCcv axQccxLG)Xcag ^aQrjyysilla], 

— nunmehr folgen die Vorschriften, und zwar — 

xccg ^Ev ciQXoiLBvag itpodovg x[G)\kvsiVf 7tQ00QG)vxag xal 
TtQoaTtavxmyxag^ xicg [de y]6vo[i6vag 7tccQ[a]vxlKa im- 



1 Hermes XXX S. 587 ff. 

^ Es kann sich um einen Erbschaf tsprocess handeln oder auch 
um die Feststellung des Mündelvermogens durch den Vormundschafts- 
richter. Mitteis, a. a. O. S. 588. 

3 Mitteis hält ihn mit Vorbehalt für den Praefecten und auch 
Wilcken reiht den Papyrus im General -Register unter die imo- 
[ivt]fiarLafiol des Praefecten ein. Aber auch der a^;i;t5ixa(yTi;ff könnte es 
sein, wofür der Verhandlungsort Alexandria (Mitteis, a. a. O. S. 587) 
und die sonstige civilrechtliche Thätigkeit dieses Richters (unten 
sub c) sprechen würde. 

* Col. II, 8 f. und III, 13 f. 

5 Vgl. Mitteis, Hermes XXX S. 616. 
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dimKBiv Ka\i\rohQ kri^(pd'Bvtag i7t^avT[o]^[G)Q]6} xccxovQyovg 
fi[ri]dhv TCBQaiXBQG} TGiv iv avxfi rfj IrjöTBLCC yBvo[^]Bvcov 
i^Btd^BiVy äkloig dh rcjv tcoxb JiQoyQa(p[B\vxGiv ipvxdtpvai 
Hai iv xfjolxBLa xfj yB(D[Qy]ia 7tQo6xaxB(Q)xov0L ^rj bvoxIbiv, 

Für die Rückkehr ist den Vagabunden ein Zeitraum 
von 3 Monaten gelassen. Wer aber nach dieser Frist 
noch herumstreichend angetroffen würde, der soll dem 
Praefecten nicht als verdächtiger, sondern als geständiger 
Übelthäter eingeliefert werden: 

B[dc]v ÖB XLg [ft£]r& X7]v xo6avxrjv fiov q)ilavd'[Q\(ü7tLav 
[B]nl ^Bvrjg TtlavcbuBVog (pccvfj, ovxog ovxb[xi] (hg vTConxog, 
aXXh cog o^okoyog xaxovQyog g[v]vlrifi(pd'Blg TCQÖg ^k 
dva7CB^(p[d'i^6B]xat. 

Hier wird also die Straf gerichtsbarkeit nur in be- 
stimmtem Umfange delegiert. Ob die drei in der Adresse ge- 
nannten Kategorien von Beamten hiebei ganz dieselben 
Functionen hatten, ist nicht ersichtlich, aber auch wenig 
wahrscheinlich. Jedenfalls war die Aufgabe der Epistra- 
tegen und Strategen eine weitere als die der einfachen 
öXQaxLCJxat. 

Als Delegat des Juridicus (dLKatodoxrjg) erscheint 
der Strateg zunächst in BGU I 245 (2. Jhd.). Da delegiert 
Claudius Neokydes den Strategen gelegentlich der Schlich- 
tung eines Rechtstreites. Die Weisung, der Strateg möge 
nöthigenfalls einen Rechnungsprüfer bestellen, lässt auf 
Civilprocess schließen. Col. II enthält die Delegation: 

K[k]avdtog NBOxvdrig ^ dcxaiodoxrig f^^^^* <5 cfXQccxrjybg 
xa avxov ^bqyi iTtiyvcböBxai ix xov vzo[ivriiia[x]i0iiov 
xal xcov yQa(pBL6Giv ccvx& i7tL0xolcbv xal ikv dir} koyod-Bxriv 
öovvaL, dcbao (I.-bl) xal iyh öh avxm iitL^XBlö tibqI xovxov 
ivxog XQidxovxa iniBQ&v TioQBVBöd^ai inl x[6\hg xoTCovg, 

Um was es sich im einzelnen handelt, ist, da außer 
der citierten Delegation nur wenige Worte des Papyrus 
erhalten sind, nicht zu ersehen, aber da der Juridicus 
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noch weitere Aufträge an den Strategen in Aussicht 
stellt, handelte es sich jedenfalls nicht um eine Delegation 
zur endgiltigen Erledigung der Sache. Auch Lond. II 196 
(S. 152 ff.) hat derselbe dixatodotrig Neokydes, freilich 
scheinbar ohne Erfolgt einen Strategen delegiert und 
es sind ebenfalls koyod^srccL bestellt worden. Ein weiteres 
Beispiel für die Delegation des Strategen durch den dixai- 
odotrig ist BGU I 5 II, 17 (138 p. C.) in der Rede des 
Rhetors Heron enthalten. Es ist eine vTCoygatpi^ des bündigen 
Inhalts ivxvxBlv t& axQ(axri'yä), Eine Delegation aus früher 
Zeit (15 n. C.) bietet ferner Lond. II 276 (S. 149), wo ein 
Magistrat Rufus ^ die in einem Rechtstreite über unrecht- 
mäßige Aneignung von ^iXol xonov^ gefällte Entscheidung^ 
dem Centurio mittheilt und an den königlichen Schreiber 
sowohl, als an den Strategen weiter Aufträge in der Sache 
ertheilt 5. 

Eine Delegation des Strategen durch den Erzrichter 
enthält BGU I 136 (130 n. C.)^. Da endet ein vor dem 
&QXiSiKU6t^g durchgeführtes Verfahren %n iure'* "damit, 
dass dieser erklärt (Z. 24 ff.): 

6 toi) vofiov 6tQarrjybg i^stdöi [jteQl To]vtov^ x&v cpav&öi 
ol tcsqI tov Oavo^ysa Tcartc ravtriv [rrjv al\xiav avTSL- 



1 Vgl. o. (Abhandl. II) S. 88 f. lit. s). 

2 In Frage kommen nur der dcTcatoöoTr^g oder der Epistrateg 
(auch der Erzrichter?), da der Praefect des Jahres 15 nicht Rufus 
hieß. Vgl. Kenyon p. 149. 

3 Z. 4 f. : 7t[£Ql rov] nQOGSiX[ij(pd'aL] ttj savrov olyUa [xfliXovg ronovg 
&dsa]n[6]Tovg, 

4 Es muss dieses (Tvi'x^tiLia eine Zwischenentscheidung sein, denn die 
Sache ist nicht zu Ende, da die Partei noch auf den Convent citiert wird. 

5 Im P. Gen. 74 (vermuthlich 3. Jhd.), einem Privatbrief, erzählt 
eine Frau ihrem Sohne, dass sie zum Strategen gegangen sei und sich 
auf einen Bescheid des Dikaiodotes berufen habe, den sie aber nicht 
habe vorweisen können; sie bittet deshalb ihren Sohn um Nach- 
sendung einer Copie. 

6 Vgl. Gradenwitz, Hermes XXVIII S. 321 ff., dazu Wilcken, 
Philol. LIII (N. F. VII) S. 104 f. S. auch Mittels, Hermes XXX S. 580. 
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Xrifiiievoi x&v ^axQdimv rfjg iuxalovöi^g d7toxata6rad''^vai 
avtfj, 7tOLi^6€v rcc TtQOöiqxotrta. 

Hier dürfte ziemlich sicherlich Bestellung des Stra- 
tegen zur endgiltigen Entscheidung vorliegen. Auf die 
hier besonders hübsche Nachbildung der römischen For- 
mel 8. p. rel hat Mitteis ^ aufmerksam gemacht 2. 

Auch der Epistrateg kann in Processen den Stra- 
tegen delegieren, beziehungsweise (insoferne er selbst 
delegiert ist) subdelegieren. So ist es im P. BGÜ 168 ^ 
Da verweist der in Vertretung des Praefecten^ den Con- 
vent abhaltende Epistrateg eine Process-, möglicherweise 
auch bloß obervormundschaftlicher Cognition angehörige 
Sache ^ vor den königlichen Schreiber und derzeitigen 
Strategieverweser, den ßaaihxbg {yQaiinarsvg) diadsxo^svog 
tcc xatcc [rt/v 6rQ\azfiyiav ^, Bei der darauf vor diesem an- 
geordneten Verhandlung werden die beiderseitigen Partei- 
behauptungen zu Protokoll genommen und dann dieses 
Protokoll dem Epistrategen zurückgeschickt (Z. 24 ff.): 

Tcc vcp^ ixarsQov fieQovg [lsx^sv]ra toig vno^vrjficcöL 
dvsl€^q)&ri. ^Avansiinco \ovv xh JtlQ&yiLa inl xhv XQoxKfxov 
iniöxQccxriyov '. 

Der von Wilcken^ neu herausgegebene P. Par. 69 
(232 n. C.) III, 17 ff. enthält das Protokoll einer Gerichts- 
verhandlung vor dem Strategen. Derselbe scheint vom 



1 A. a. o. 

^ Berl. Bibl. 9 Verso (3. Jhd.) scheint ein Erzrichter Ammonius 
einem Strategen eine Sache zur Entscheidung zu überweisen, vgl. 
Wilcken, Philol. LIII S. 109. 

3 Besprochen von Mitteis, Hermes XXX S. 578 f. u. 685. 

* Mitteis ebenda S. 578. 

5 S. 585. 

^ Auf ein vermuthlich ähnliches Verfahren in D. de iud. 5, 1, 
75 habe ich, Actio iudicati S. 234 f. hingewiesen. 

7 Vgl. Gradenwitz S. 16 f. Mitteis, Hermes XXX S. 581. 

8 Philol. LIII S. 81 ff. 
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Epistrategen delegiert gewesen zu sein und an diesen 
die Sache wieder zurückzugeben ^ 2. BGU I 195 (161 n. C.) 
klagt ein Soldat beim Epistrategen wegen einer ihm zur 
Zeit seiner Abwesenheit im Kriege passierten Vermögens- 
beschädigung; indes ist der Thatbestand der im Dialekt 
verfassten und namentlich anfangs stark verstümmelten 
Klage nicht ganz klar, dagegen glaube ich aus dem Petite 
in formeller Hinsicht zu ersehen, dass der Epistrateg, 
an den sich die Eingabe richtet, den Strategen zu einem 
behördlichen Einschreiten gegen das CoUegium der Dorf- 
ältesten ^ veranlassen soll, um so die Schuldigen aus- 
findig zu machen^, damit der Kläger gegen dieselben auf 
dem Convent vor dem Praefecten sein Recht erlangen 
könne. Hier wird also der Epistrateg um Vorbereitung 
der Conventgerichtsbarkeit angegangen^ und der Strateg 
hinwiederum soll als untergeordnetes Organ den Epi- 
strategen bei seiner Thätigkeit unterstützend Ob dieses 



^ Arg. Z. 29: ävad'Sfievolg] rd ngayfia cix[SQaLov . . ?? (circa 15 Buch- 
staben)] Z. 30: [tc3 kmatgaTy^ym. VieUeicht geschieht dies wegen 
Abwesenheit (?) (Wilcken S. 95) des Beklagten, wenn die Voraus- 
setzungen für ein Contumacialurtheil nicht vorliegen. 

2 Auch der xgaTLarog im Papyrus- Fetzen BGU III 871 (2. Jhd. 
n. C.) dürfte ein Epistrateg gewesen sein, der scheinbar einen Stra- 
tegen delegiert hat Z. 10: vnsyQccx^ots fioc ... Z. 11 *Ev6tvx[o]v tcS 
GTQa[trjym ? ? Der Petent scheint hier in einer wieder an den de- 
legierenden Magistrat gerichteten Eingabe über den Erfolg der De- 
legation zu berichten. Vgl. o. S. 89 N. 2. 

3 Vgl. Wilcken. Ostr. S. 613 N, 1. 

4 Vgl. auch oben S. 111 N. 1. 

5 Wenn, wie ich glaube, die Deutung Wilckens, der (Ostr. 
S. 500 N. 1) bnoTctv ÖLccXaiißdvy auf den Convent bezieht, zutrifft. 

6 Z. 28 ff. ro5 T7jg *HQaxls[t]Sov fi[BQL]8[og to]v 'AQ[<j]tvoBiTOV axqa- 
tfjy&y OTtoog snavayxccGf] rovg xocx' stog TtQsaßvtiQOvg xfjg xoofirjgy sv rj sativ 
rix. xTiy/itara, TtQoaqxov^aaiy xCg rrjv nqoaoSov hßcta[z\aaevy rovg 8s rov 
evsazcoTog a{hovg) xal nsQi xfjg vdv o^arjg 8[i\(xd'kae(og St^Xmaai 'lg (1. slg) 
t6 cpavsQccv yev^ad'di tm T^sfiovt trjv Bit* äi»\tp6\xiq\o\ig äXijü'suxv, bnoxav 
8iciXaii[ßixv]rj xal Svinj&co 6ySix[aa]d'fjvciL 7iaxa[(p]Q0vrjd'elg sx xfjg tcsqI [xrf]v 
axqaxCav (l.-ftav) a7ror[<7t]a[5] ftou. 
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letzte Beispiel noch mit Recht unter die processuale 
Thätigkeit des Strategen zu subsumieren war, will ich 
nicht strict behaupten : es leitet wenigstens der Ausdrucks- 
weise der Urkunde^ nach (o7t(og inavayxdörj) zu der nun- 
mehr zu besprechenden Thätigkeit des Strategen als 
Executivorgan über. 

ß) Der Strateg fungiert nämlich auch als Execu- 
tionsgericht, an das von höheren, also „executions- 
bewilligenden" Gerichten Executionsaufträge ergehen. Ein 
solches Gesuch um Executionsbewilligung enthält Oxy. 
I 71 I (303 n. C). Es ist dies eine Eingabe an den Prae- 
fecten wegen Rückzahlung einer naQaxatad^i^xri, die mit 
dem Petit schließt (Z. 17 ff.): 

xsksvöai BL 6oi doxoL fj Tö ötgarriya Jj (5 iicv doxi^döfjg 
inavayTcaöd^fivcd xbv Ikibtav (den Verpflichteten) iiax' 
iv8%vQ(DV Xriiv^BiDg ^ xartc xh svyQatpa avxov yQaii^äticc 
vvv yovv rijv ccji6do6iv noiritsaö^ai, ^ dyva}[iovovvra 
7caQcc7tS(i(pd"PlvccL BTcl To 6bv ^£ya?uov — nQog xo dvvTj- 
d-rjvaC iis xcc Idia aTtokocßstv xxL 

Es handelt sich in diesem Papyrus — was ich hier 
nicht näher ausführen kann — m. E. um das Verfahren 
auf Grund von sogenannten Kad^dn6Q'ix'd{xrig'\Jrk\xnden, 
d. h. Executivurkunden. Der Praefect wird gebeten, 
den Strategen mit der Execution durch Pfandnahme zu 
beauftragen. Für den Fall der Verweigerung der Zahlung 
ist die Einleitung eines Processes vor dem Praefecten 
vorgesehen, und zwar Civilverfahren wegen Infitiation^ 



^ Entscheidend ist das hnctvayxctj^siv aber nicht für Executions- 
verfahren. Es findet sich z. B. auch im Petit BGÜ II 648, 18. 

2 Etwas Ahnliches wie plgnoris capto dürfte auch mit der 
hsxvgaaCa des leider arg verstümmelten P, BGü I 239 (159/160 n. C.) 
gemeint sein. 

3 'AyviofiovElv, unüberlegt, undankbar, unbillig handeln, bedeutet 
hier wohl soviel wie infitiari in der römischen Juristensprache. 
Grenf eil- Hunt übersetzen zutreffend: if he ia recalcitrant. 
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verbunden mit Strafverfahren wegen eines früher ver- 
suchten Betruges des Schuldners l 

BGU II 378 (2./3. Jhd.) erscheint der Strateg als Exe- 
cutionsorgan des Dikaiodotes. Daselbst beschwert sich ein 
Minderjähriger über einen auf Grund einer erpressten 
Executivurkunde^ vom Dikaiodotes an den Strategen von 
Arsinoe erlassenen Auftrag zur ingressio in bona minoris. Über 
die Erlassung dieses Executionsdecretes heißt es Z. 22 ff.) : 

i^i6xv0ag (der betreibende Gläubiger) -— ix TtaQaXoytö^ov 
i7c[i6tolriv] ^ ro[v] XQariörov dixai[o\ä&tov KaXjtovQViavoi} 
x& xov !^()ötvo[rro]v fSr^axfiyGi, oncjg iv[ß]ißa0d^fj [bI]s xa 
{)\7c\&QXo[y\xa fioi övxcc [iv 6v\vxiiiri6Bi xa\Xä\ vxtov dixa xal 
TCQÖg %dQvv [rjöi/ nQoxsiii\evmv t]o[i)] iQvlpClov [ftvatjatov 
oxxdi, dia7CEiL^d\]^\Bvog 6 ^axoQ\yB\Cvog (Gläubiger) xriv 
i7c\i\6[xoX\riv dik ovo 6XQaxi(DXcbv .[..., Y xov dixai[oä6xov\. 

Der Dikaiodotes hat also dem Strategen die Weisung 
gegeben, nicht einzelne Stücke, sondern das ganze Ver- 
mögen des Verpflichteten zu pfänden ^^ 



^ über eine früher vor dem damaligen Strategen stattgefundene 
Verhandlung (vgl. o. S. 114), bei welcher der Verpflichtete den Betrug 
versucht hatte, heißt es I, 9 ff.: snstörj roCwv fisrjjSLv avzov xa j;^ijfta»a 
Iwl Tov axqax'^^yrjaavxog "Hqtovog, hnsiqad"!^ fisv xivcc na'KOvqyCav sni &no- 
Gxsqhai xf/ rifiex^Qa notijaaad'ai 6ui xb ayQdfifiaxov (i8 slvaiy Tunxaqxoqog 8e 
^711 xovxfp ysvoiisvog xal [isXXoav tlivövvsvsiv naQcc x& a& (iByW-SL rj^lcoasv 
anQafifiovag (1. angayfiövcog) X7]v öuxXvavv x&v xQ^foaxovfiSvoav TCOLijaaad'aL. 
Da der Verpflichtete dieses Versprechen nicht eingehalten hatte, kam es 
zur vorliegenden Eingabe« Den eventuellen Process könnte der Strateg 
natürlich nur auf Grund einer Delegation hiezu (oben sub a) entscheiden. 

2 Vgl. Gradenwitz S. 34 N. 1 S. 35. 

3 „Oder auch eine Abkürzung davon" (Gradenwitz S. 35 N. 2). 
* r[od xQaxLG]xov^ oder avrotJ] rou? Gradenwitz N. 3. 

^ Es handelt sich hier also im Gegensatz zu Oxy. I 71 I um 
Generalexecution, deren Vorkommen in der extraordinaria cognüio 
hier m. W. das erstemal bezeugt ist. Vgl. o. Abh. I S. 26 N. 2. Über 
das Nähere zu dieser Urkunde vgl. Gradenwitz, a. a. O. 

^ Auch BGU II 462 (Antoninus Pius), in einer Eingabe an den 
EpiStrategen, ist möglicherweise eher an einen von diesem Magistrat 
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y) Auf dem Gebiete der iurisdictio voluntuaria, der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit begegnen wir ebenfalls 
dem Strategen als Delegaten höherer Gerichte. So ist er 
zunächst jene Behörde, vorder die Testamentseröffnung 
regelmäßig — xazä zb sd'og (Lond. II 171, b) — stattzu- 
finden pflegt. 

BGU II 448 (2. Hälfte des 2. Jhd. n. C.) enthält 
(Z. 4 ff.) das ävxiyQatpov einer an den Praefecten ge- 
richteten Eingabe. Daselbst heißt es (Z. 19 ff.): 

[dfjoftat, i\dv\ 60V vfj rvxV ^^^li^ xsk[sv6\aL yQacpfjvav 

rc3 [T]oi) vo^ov 6rQaT[riy]p OTtcsg 3 [ ] rccg 

dLa[d']y[xa\s kvöt] xzL 

Der Praefect bestimmt hier aber (Z. 29 ff.): 

"EvtvxE [tö xQaxiöTG)] iTtiöTQati^yG) , 

sei es damit dieser den Strategen subdelegiere, sei es 
wegen der mit dem Antrage auf Testamentseröffnung 
verbundenen weiteren Anträge, zu deren Erledigung der 
Strateg etwa nicht genügte. Hieher gehört das Interlocut 
des XQit^g BGU II 592 II, 3 ff. 

6 >cptT'}^[g] 6xsil^d^8v[o]g vTtriyöfisvösv anotpaoiv, ^ xal 
ccvB\y\vG)[(5\^ri^ xaxa \Xb^iv oiixcog ixovöa* fyXsiQoyQaqn^Gst 
d^(p6rsQa tcc iJii[Q]cc ^ iv fi^SQaig XQidxovxa yava6^a[i\ 
inl xov öXQaxTjyoVy oncog Iv^fj i^ dia^i^xri xal yv(B6d^d>6t 
ol xltjQovoiioi — 

woran sich weitere Verfügungen schließen^. Es ist dies 
die Anordnung eines chirographarischen Vadimoniums^ 



an den Strategen zu erlassenden Executionsauftrag als an eine Dele- 
gation zu einer richterlichen Entscheidung gedacht. Z. 20 ff dsofiat — 
TisXsvaccL ygacpscy tü5 — <JT^aTi^c5, £7ta[vayyi6c]aaL [a]vtovg [a]noö[ov]vac 
fi[o]L To[vg] (poQOvg xtA. 

* L. TCC fi€Qi]: Wilcken. 

2 Zum Papyrus Mitteis, Hermes XXXII S. 654 f. 

3 Vgl. oben Abh. II S. 84 sub a). 
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für beide Parteien, zum Testamentseröffnungstermin am 
30. zu erseheinen. — An wen der fragmentierte Antrag 
auf Testamentseröffnung BGU I 135 (Antoninus Pius) ge- 
richtet war, ist, da die Adresse nicht mehr vorhanden 
ist, aus dem Papyrus direct nicht zu ersehen. Es scheint 
sich aber die Eingabe an den Strategen zu richten, dass 
er einen seiner vjirjQsrac gemäß dem vom Praefecten (?) 
oder einem anderen Obergerichte erhaltenen Auftrage 
mit der Testamentseröffnung beauftrage. Vgl. Z. 7 ff.: 

xal d^LCJ xsksvGai dt' ivog rcov tcsql ö[€ vnriQ£rcöi]v ^ rovro 
kvd'fjvai G)g ixskev0d'ifi [jtQbg zb (pavs\Qhv ^ ysvaG^av xk 
dC avrfjs drikov^8[va 

ImP. Lond. II 171, b (S. 175/6) (3. Jhd.) stellt aber 
die Witwe eines römischen Soldaten den Antrag auf 
Testamentseröffnung direct an den Strategen (Z. 10 ff.): 

eTtsl 6 avYiQ f^^^ — sd'sro fiOL dia^iqxriv a\v\tov iöcpQa- 
yi6(isvriv tovtov dk vv{v) ificcd-ov xsTakBvtr^'asvai avay- 
xatcjg tavrriv imtpSQovöa äi,m Xvd^fivai ini öov xarcc 
tb sd'og ^gbg tb dvvaad-ai yvcbvai rö ivysyQafi^svov 

Es hat hier — wenigstens dem Petite nach — den 
Anschein, als ob der Strateg, ohne weiter einen obrigkeit- 
lichen Auftrag abzuwarten, die Testamentseröffnung hätte 
vornehmen können. Man könnte darum an eine bestehende 
Generaldelegation oder selbst an eine selbständige 
Thätigkeit des Strategen — die ja gerade auf dem Ge- 
biete der iurisdictio voluntuaria erweislich ist (vgl. u. 
sub 3, ß) — denken, aber die beiden vorher genannten 
Papyri sprechen doch dagegen und lassen eher annehmen, 
dass sich die Petentin irrigerweise 3 direct an den Strategen, 



1 Gradenwitz S. 11 N. 1. 

2 Krebs. 

3 Freilich könnte man geradesogut auch umgekehrt muth- 
maßen, dass in den beiden früheren Fällen die Partei sieh an die 
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statt an die vorgesetzte Behörde gewendet habe. Die vom 
Strategen gelegentlich einer solchen Testamentseröffnung 
entfaltete Thätigkeit zeigt uns der von Mittels^ be- 
sprochene P. BGU I 361 II, 10 ff. aus d. J. 184 n. 0. 
Der Strateg führt die Verhandlung durch ijcl xov iv tfj 
2Jsßcc6rfj dyogä ßi^^atos (in foro pi*o trihunali) 2. 

Eine andere der freiwilligen Gerichtsbarkeit ange- 
hörige Thätigkeit hat der Strateg als Vermittlungsorgan 
zwischen aQxidi7ta6xrig und ßißhoqyvlaxsg zu erfüllen, wenn 
es sich um Registrierung von Urkunden handelte 
BGU I 73 (135 n. C.) enthält einen diesbezüglichen Erlass 
des Erzrichters an den Strategen^. 

d) Was endlich die Delegation des Strategen in 
verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten betrifft, so 
rechne ich hieher zunächst BGU I 180 (2./3. Jhd.), ent- 
haltend die Beschwerde eines während der fünfjährigen 
gesetzlichen Befreiung {ävd^av6ig) nach dem Abschied 



Oberbehörde gewendet habe, obwohl der Strateg selbständig competent 
war. Bei der im Texte getroffenen Entscheidung leitete mich die all- 
gemeine Erwägung, Generaldelegation, namentlich aber selbständige 
Jurisdiction dort nicht anzunehmen, wo dieselbe nicht sicher oder 
doch in hohem Grade wahrscheinlich ist. 

1 Hermes XXX S. 590. 

2 Nach BGU I 135, 7 konnte, wenn die Ergänzung [vnijQST6Q]v 
zutrifft, auch ein vnrjQsrijg vom Strategen mit der Testamentseröffnung 
beauftragt werden — dagegen wohl nicht mit der Leitung der sich 
daranschließenden Verhandlung. 

3 Vgl. Mitteis, Archiv I S. 350. 

* Auch der Bericht der Priester über eine erfolgte Einregistrie- 
rung (KarsxGJQCaansv Z. 16) BGU I 296 (219/20 p. C.) dürfte an einen 

Strategen gerichtet sein — Z. 1 AvQ[r^XL(&] Kaaucv& t& [xat 

GTQ{ax7iy&) (^)l (Wilcken) und mit dieser Thätigkeit des Strategen 
zusammenhängen. Vom Bericht der Priester an den Strategen und 
königlichen Schreiber BGU II 433 (circa 190 p. C.) ist nur die 
Adresse vorhanden. — Vgl. endlich auch an dieser Stelle das oben 
bei Besprechung der Delegationen in der Petition of Dionysia über die 
Erhebungen bei den ßißXi>og>vXaKsg Bemerkte (S. 118). 

Dr. L. W e n g e r, RechtihiatorUoIie Papyraistadien. g 
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(dnöXvffig) vom Militärdienste zu einer Liturgie herange- 
zogenen Veteranen. Die Adresse ist nicht ersichtlich, 
doch dürfte sich die Eingabe an den Praef ecten ^ richten. 
Dieselbe wird (Z. 28 f.) erledigt: 

tm öltQatrjy&C^)] svtv%s xal xh n[Q06YiKov\ta 7tOLi^0SL, 

„Wende dich an den Strategen (?), er wird das Gebü- 
rende veranlassen." Ebenfalls um eine verwaltungs- 
rechtliche Angeleufenheit handelt es sich BGU I 15 I 
(194 n. C), dem Protokoll über eine Verhandlung vor dem 
Epistrategen. Es handelt sich nämlich um Heranziehung 
des Bewohners eines Dorfes zu Liturgien für ein anderes. 
Der ungerecht Belastete beschwert sich beim Epistra- 
tegen und sein Vertreter beruft sich dabei auf Statthalter- 
Edicte, wonach eine solche Verwendung zu Liturgien 
für andere Dörfer verboten sei^. Bei dieser vom Epistra- 
tegen geleiteten Verhandlung ist der Strateg zugegen und 
mischt sich — ein Umstand, der uns nicht mehr über- 
rascht^ — auch in den Gang derselben hinein^. Nachdem 
das statthalterliche Edict vorgelesen ist und der Rhetor 
seinen Antrag dahin formuliert hat: ^i] äcpslxeo^at aTch tfjg 
löiccg slg alloxQiav, erklärt der Epistrateg: 

UtQarrjybg dLalrj^xlJSTaL^ o röv i^cov (isqcjv xataXdßrixaiy 

d. h. der Strateg soll die Sache durchführen, wenn sich 
aber dabei ein Anlass zur eigenen Cognition-"* des Epi- 
strategen ergeben sollte, diesem die Sache zurückgeben. 



' Es wäre auch noch an den Epistrategen zu denken arg. BGU 
I 15 I. 

2 Zur Sache vgl. Wilcken, Z. S. St. XVII S. 159. Ostr. S. 602. 

3 Vgl. etwas Ähnliches bei Gradenwitz S. 10 N. 2. 

^ Z. 8. Oder sollte der Strateg die Rolle eines Vertreters des 
Fiscus spielen? Zu dieser an sich möglichen Annahme passt nur der 
Umstand nicht, dass der Strateg am Schlüsse der Verhandlung zur 
weiteren Durchführung der Sache delegiert wird. 

5 Vgl. Gradenwitz, Archiv I S. 329. 
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Der in die Klage verflochtenen verwaltungsrechtlichen 
Fragen wegen, die auch für die Entscheidung der Sache 
von ausschlaggebender Bedeutung sein dürften, reihe 
ich auch BGU II 648 (164 oder 196 n. C.) hier ein, ob- 
wohl diese Eingabe auch unter den civilprocessualen 
Stücken hätte Raum finden können. Die Adresse ist ver- 
loren gegangen, wahrscheinlich war indes der Praefect 
der Adressat. Eine Frau beklagt sich da über ihre Ver- 
wandten, die nach dem Tode ihres Vaters sich auch 
ihrer zu freiem Eigenthum ererbten Grundstücke be- 
mächtigt hätten ngotpaasv yscoQyLccg ßa^Lhxfjg yfjg, während 
sie nur gemäß Erlassen von Praefecten und Procuratoren 
als Frau zur Staatspacht unfähig sei^; sie begehrt: 

ä^ica oiv, TCVQiB, xslsvöai yQaqyrjvai rcj rov vo(iov 

6tQaxifiyGi inavccyxdöai avtovg xb TtaxQinov (iol iiSQog 
d^oxaxec^xfjöat^ xfiv dh yscjQyiav V7t6 zs xov Uavexßiqovg 
xal xwv xrig Sai^öiog xsxvcjv ystvsöd'ai. 

Der Magistrat erledigt die Sache wie gewünscht: 
[5]i/t[v%£] xcp 0XQ[cc\xYiy&, dg xa iavxw TtQoöi^Kovxa 

In dem aus dem 3. Jhd. stammenden P. Gen. 4 be- 
schwert sich jemand, der schon seit Großvaters Zeiten in den 
städtischen Steuerbezirk eingereiht war, beim Dikaiodotes 
darüber, dass ihn der „Quartiervorsteher*' in einen länd- 
lichen Bezirk versetzt habe ^. Aus dem Petite ist ersichtlich, 
dass der Strateg mit der Ordnung der Sache betraut 
werden sollet Unter die verwaltungsrechtliche Thätigkeit 



^ Zur Sache Wilcken, Ostr. S. 701 f. 

2 Z. 6 ff.: änö naxobg xal nccnnov avayqacpofihov (jlov stu trjg 
firjTQonoXsmg, Tcax* sniJQSiav [6] tov ronov [lov ocfiq)o[8(XQ]xijs 'Ovrjatfiog 
ävsyQccipato fis hti x(o[ir][g] 'Agysccdog. 

^ Z. 14 ff.: xal [a]|t«, sdv gol do^rj x[s]Xsvaai yQd[ip]aL tü5 Trjg 
'HQaxlsCdov [fiSQi]dog [Gx]QaTr][y^] [AvQ]r]XLü} 'I[sQtt]KL ccnav ^srccGavtL 
. . . Zur Sache vgl. Wilcken, Ostr. S. 432. 

9* 



— 132 — 

des Strategen möchte ich auch sein Eingreifen in geistliche 
Angelegenheiten am ehesten einreihen. Hier erscheint der 
Strateg als Delegat des Idiologus. BGÜ I U (159/60 n. C.) 
und B6U I 250 (Hadrian) enthalten Berichte von Priestern^ 
an den Strategen. „An erster er Stelle ist beim Idiologus 
Anklage erhoben worden gegen einen Priester, der sich 
gegen die schon von Herodot II, 37 und 81 bezeugte 
Kleiderordnung der Priester vergangen hatte" \ Das 
Papyrusfragment enthält nun eine an den Strategen ge- 
richtete 7tQo6(pd)vrj6ig von den fünf TtQsößvrsQcov isQsoiv 
TtsvxatpvUaQ d'sov 2Joxvo['7t]aCov. Es muss also der Idiologus 
(Z. 8), bei dem gegen den Priester Anklage erhoben 
worden war, den Strategen mit der Disciplinarunter- 
suchung^ gegen den beschuldigten Priester beauftragt 
haben und der Strateg seinerseits wird daraufhin nun 
von den Ältesten der Priester ein Outachten abverlangt 
haben, wovon uns eben der Anfang in diesem Papyrus- 
fragment vorliegt^. BGU I 250 ^ enthält den Bericht eines 
Priesters an den Strategen Archias ^, dass [loaxoörpQayLötac, 
d. h. Priester, welche die Opferthiere auf ihre Reinheit 
prüfen und die Versiegelung der reinen Thiere vornehmen 
mussten, im vorliegenden Falle festgestellt hätten &g iaziv 
xad^agbg xazic tö £0*0^, xal iafpQayia^av xtX, Da auf Opferung 
eines nicht untersuchten und gesiegelten Opferthiers die 
Todesstrafe stand'', so wird es sich hier um eine dies- 
bezügliche Anzeige an den Idiologus (Z. 21) gehandelt 



1 Wilcken, Ostr. S. 385. 

2 Ebda. S. 644 N. 1. 

3 Wohl nur mit der Untersuchung nicht auch mit der Urtheils- 
fäUung. 

* Vgl, Wilcken, Philol. LIII S. 108. 

5 Wilcken, Ostr. S. 395 f. S. 396 N. 2. Vgl. auch Nicole zu 
Gen. 32: 

6 134/6 n. C. Viereck. 

■^ Herod. II, 38: 'AaijfiavTov ds d^aavtv &iuvatog -^ Svf^V ^«^x^^^at. 
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haben, wobei letzterer wiederum den Strategen mit der 
Untersuchung betraute. Diese beiden Urkunden zeigen 
also, dass der Strateg auch dem Idiologus untergeordnet 
war und von diesem bei Untersuchungen anlässlich seiner 
Aufsicht „über die inneren Angelegenheiten der Priester- 
schaften" ^ delegiert werden konnte 2. 

3. Ständig delegierte und selbständige Thä- 
tigkeit des Strategen. 

cc) Processsachen. Mitteis hat, wie oben (S. 106) 
bemerkt, dem Strategen eine selbständige Jurisdiction 
abgesprochen und ihm nur eine ständig delegierte 
Gerichtsbarkeit in kleineren Sachen zuerkannt. Die 
Frage, ob in einem Falle, in dem der Strateg anscheinend 
ohne obergerichtlichen Auftrag in einer Sache eine 
Entscheidung fällt, er dies kraft eigener Jurisdiction 
thue oder dazu nur generaliter delegiert sei, ist begreif- 
licherweise aus einer an den Strategen gerichteten Klage, 
aus einer von ihm gefällten Entscheidung, oder aus 
einem uns erhaltenen Verhandlungsprotokoll über einen 
derartigen Process in der Regel nicht zu beantworten, 
es müssten denn besondere Umstände hinzutreten, 
die im Einzelfalle eine Beantwortung der Frage ermög- 
lichten. Wir müssen uns darum vorderhand noch mit 
der Zusammenstellung von Urkunden begnügen, aus 
welchen an und für sich sowohl auf selbständige 



1 Ostr. S 644. 

^ Zur Ingerenz des Strategen in geistlichen Angelegenheiten 
vgl noch BGÜ I 347 l| vnoiivi](jLartG(i[6äv] OvhtCov [Ils\Qrj\y]ioLvov tod 
xQarCatov ocQXLSQStog (171 n. C), wo der Erzpriester die Untersuchung 
und Beschneidung von Knaben auf eine von den Vätern derselben 
beigebrachte kmatoXij des Strategen hin anordnet. Auch hier ist es 
möglich, dass der Strateg im Auftrage des Idiologus handelte. Ganz 
analog spielt sich der Vorgang ab BGU I 82 (186 n. C), wo die 
inLOtoXij aber 6 xov vofwii ßaaiU%6g (sc. yQafiiiccTSvg) 8taSEx6(i8vog tijv 
OTQctTijyCav geschrieben hat. 
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Jurisdiction, als auf Generaldelegation geschlossen werden 
könntet 

Schon die oben (S. 1 10 ff.) besprochenen Fälle, in denen 
der Strateg Personen inhaftieren lässt 2, zeigten eine ge- 
legentlich der Processeinleitung entwickelte eigene Tha- 
tigkeit desselben. Ebenso hat der Strateg, ähnlich un- 
serem Untersuchungsrichter, das Recht gehabt, wenn ihm 
eine Klage überreicht wurde, die er zur Entscheidung 
an einen höheren Magistrat abgeben musste, dennoch die 
aus dem Thatbestand sich ergebenden nothwendigen Vor- 
kehrungen sofort zu veranlassen, ohne sich erst an den 
höheren Magistrat zu wenden. Dies Recht des Strategen 
zeigt zunächst BGU II 647 (130 p. C), der an denselben 
adressierte eidliche Befund eines Arztes, welcher mit 
zwei TtQsößvrsQOL xcb^rjg zur Untersuchung eines vermüthlich 
bei einer Schlägerei^ verwundeten Mannes abgeordnet 



1 Unter der Annahme einer selbständigen Jurisdiction des Stra- 
tegen müsste es den römischen Obergerichten verwehrt gewesen sein, 
in Angelegenheiten einzugreifen, die der Strateg erledigen konnte. Es 
hätte also z. B. der Praefect in einer Sache, die in die Jurisdiction 
des Strategen fiel, auch wenn er es aus irgend einem speciellen Grunde 
im Einzelfalle gewünscht hätte, nicht selbständig eine Verfügung 
treffen können. Dagegen spricht nun der allgemeine Eindruck, den 
wir von der untergeordneten Thätigkeit des Strategen und seiner 
Stellung gegenüber den höheren Gerichtsbehörden erhalten (vgl. Mitteis, 
Reichsrecht S. 87 f N. 3), aber wir werden sub ß) allerdings wieder 
sehen, dass der Strateg wenigstens selbständige Jurisdiction s- 
gewalt in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit hatte. 

2 Aus dem Edict des Liberalis gegen die vagabundierenden 
Bauern BGU II 372 (154 n. C.) ist auch ersichtlich, dass die Strategen 
Leute proscribieren konnten, denn der Praefect sichert aus irgend 
einem Grunde von den Strategen proscribierten Vagabunden Amnestie 
zu, wenn sie rechtzeitig zurückkehrten. Col. I, 18 ff. xal fi[7jd]8filav 
nQOg a[v]rovg ^ijrrjGLv sasG&cci, alXa ^i?^[f] n^bg rovg &X[Xo]vg rovg 6[$ 
äXX]t]g öiJTtoTS cilzCag vnb x&v atQUTri\yav\ nqoyqa(pEvxag xtX, 

3 Vgl. Wilcken, Ostr. S. 376. 
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worden war. Es wird über den Raufhandel dem Stra- 
tegen Anzeige erstattet worden sein und dieser wird daön 
die Untersuchung des Verwundeten angeordnet habend 
Dass der Strateg in solchen Fällen einschreiten konnte, 
ohne erst den Auftrag einer höheren Justizbehörde ab- 
zuwarten, liegt auf der Hand 2. Um eine derartige ohne 
besonderen Auftrag eingeleitete Voruntersuchung dürfte 
es sich auch BGU I 163 (108 p. C.) handeln -^ Der Strateg 
leitet hier eine Strafverhandlung wegen Brandlegung. 
Die Sache wird nicht etwa eüdgiltig erledigt, sondern 
endet, soviel wir aus dem zerstörten Schlüsse des Pro- 
tokolls entnehmen können, mit dem vom Strategen er- 
theilten Auftrage, den vermuthlichen Thäter binnen be- 
stimmter Zeit zu stellen. 

Eine anscheinend selbständige, vielleicht aber auch 
nur auf ständiger Delegation beruhende Thätigkeit straf- 
rechtlicher Natur entwickelt der Strateg bei der Ahndung 
von Erpressungen (diaaststv) der Steuereintreiber. Be- 
schwerden gegen derartige Bedrückungen liegen vor in 
den Papyri Oxy.II 284 und 285 ^ (aus der Mitte des 1. Jhd. 
n. C). Das Petit geht dahin: 

dtb ä^Lcb dialaßslv zar' avrov (Erpresser) cjg ^«ci/ öol 
do7i{fj) oder cpaivi^rat^. 



1 Vgl. Oxy. I 61 (173 n. C), den Bericht eines dr^fiöciog latQos 
an den Strategen über eine in seinem Auftrag vorgenommene Unter- 
suchung eines Erhängten. Vgl. auch Oxy. I 52 (325 n. C), einen 
ärztlichen Bericht an den XoytGtTJg (dazu Grenfell-Hunt, Oxy. I 
p. 88 n. 1). 

2 Vgl. Milne p. 5. 

3 Sicher ist dies natürlich nicht, es kann auch eine specielle 
Delegation des Strategen durch ein Obergericht vorliegen. 

4 Vgl. den beschriebenen P. Oxy. II 393 (49/50 n. C), die Be- 
schwerde eines Webers wegen Steuerbedrückung ,,same /or-mula an 28415" 
(p. 315), femer die ebenfalls nur beschriebenen Papyri Oxy. II 316, 
50/1 n. C. (p. 305) und Oxy. II 394, circa 49 n. C. (p. 315). 
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Das daraufhin eingeleitete Verfahren können wir 
aus anderen Papyri ersehen. Der Strateg erließ an die 
Polizeibehörde einen Auftrag etwa des Inhaltes: 

dvä^s^fl^ov xbv detva jtQccxtOQCf iyxaXovfisvov \ 

worauf derselbe dann eben zur Rechenschaft gezogen 
wurde. Das Verfahren beleuchten noch zwei weitere Pa- 
pyri, bei denen aus dem eben in der Note gedachten 
Grunde der Strateg als Adressat anzunehmen sein wird : 
Oxy. II 239 (66 n. C.) enthaltend die eidliche Versicherung 
eines Inculpaten, sich keiner Steuererpressung schuldig 
gemacht zu haben {firjds^iav XoysCav yeyovevai in' i^ov) 
und Oxy. II 240 (37 n. C), worin ein Stadtschreiber 
eidlich versichert, von einer derartigen Erpressung 
seitens eines (beschuldigten) Soldaten nichts zu wissen. 
Schließlich nenne ich noch 4 Urkunden, welche 
Klagen an den Strategen enthalten, in denen sich aber 
die Petenten nicht um die Vermittlung einer höheren 
Gerichtsbarkeit beim Strategen bewerben, sondern diesen 
selbst um Gewährung des Rechtschutzes bitten: Fay. 296, 
Oxy. II 282, BGU II 467 und Gen. 6. Ich übersehe dabei 
nicht, dass ein an den Strategen gerichtetes derartiges 
Petit einer Partei noch keinen zwingenden Schluss dahin 
gestattet, dass dieser Magistrat auch dazu competent war, 
dem Begehren zu entsprechen 2. 



1 Oder ähnlich. Vgl. BGU I 147; 148; II 374; 376; 376; 
Fay. 37. Das befehlende Subject ist zwar aus den Papyri nicht er- 
sichtlich, doch im Zusammenhalt mit Oxy. II 284 und 285 werden 
wir nicht fehlgehen, wenn wir darunter den Strategen verstehen. Vgl. 
Wilcken, bei Hirschfeld, a. a. O. (o. S. 111 N. 1) S. 815. Möglicher- 
weise kommt freilich auch eine höhere Polizeibehörde, etwa derEirenarch, 
in Betracht, vgl. Oxy. I 80. Vgl. auch die Bemerkungen Wilckens 
zur ägyptischen Polizei im Philol. LIII S. 96 f. 

2 Ja man kann auch dann noch, wenn — vgl. BGÜ II 467 — ur- 
kundlich nachgewiesen ist, dass der Strateg eine gewisse selbständige 
Thätigkeit entfaltet hat, an seiner Competenz dazu zweifeln : er kann 
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Am ehesten noch den oben (sub 1) besprochenen 
Papyri, in welchen um Vermittlung der Gerichtsbarkeit 
eines höheren Richters, namentlich um Vermittlung der 
Conventgerichtsbarkeit gebeten wird, an die Seite zu 
stellen ist Fay. 296, ein von Grenfell-Hunt (p. 308) be- 
schriebener Papyrus aus dem Jahre 113, welcher Anfang 
und Ende einer Darlehensklage an den Strategen enthält. 
Der Papyrus hat das Petit: 

dib i%l 6h X71V xccra(p[v]yriv TCoiriöd^svos d^i& idv 6ot 
(paivrixai dvtiXi^fitlfsaig xv%Eiv JtQÖg rb dvvaöd'cci ^s i^ci- 
^ivtv iv rfj IdUf, disvd'vvcDV rcc dri^oöia. 

Die Art der dvrllT^fitlJig, des „Eingreifens" des Ma- 
gistrats^ ist diesem überlassen: wenn der Fall nicht in 
seine .eigene, beziehungsweise delegierte Competenz fiel, 
wird er die Klage an den höheren Magistrat geleitet haben. 

Oxy. II 282 (30 bis 35 n. C.) würde der römische 
Processualist als eine actio reimm amotarum bezeichnen. 
Ein gewisser Tryphon beschwert sich darüber, dass seine 
Gattin, vermuthlich im Verein mit der Schwiegermutter 2, 
eine Reihe dem Manne gehöriger Sachen, die im gemein- 
samen Haushalt verwendet worden waren, als sie ihren 
Mann verließ, mitgenommen habe. Sein Petit — an einen 
Strategen Alexandros gerichtet — lautet (Z. 14 ff.): 

dtb d^icj dx[d']7lvaL xavtriv [i\icl 6h otccdq xv%ri &v 7Cqo6i^' 

[k6l\ xal Sc^oda [lot xä fi^sxsQa. 

Der Kläger macht eine obligatio ex delicto geltend^, 
das Petit aber, um dessen Erfüllung der Strateg gebeten 
wird, geht nur auf Schadenersatz: vor dem Strategen 
soll die Auseinandersetzung der gewesenen Ehegatten 



ja seine Machtsphäre überschritten haben. Vgl. auch Mitteis, Hermes 
XXX S. 679 zu BGU I 168. 

1 Vgl. Gradenwitz S. 18. 

2 Grenfell-Hunt, Oxy. II p. 273 ad lin. 12. 

3 Vgl. das o. S. 112 gg. E. über ein auf ax&fjvat gerichtetes 
Petit Bemerkte. 
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bezüglich ihres Vermögens stattfinden, weitere Ansprüche 
gegen die Frau geltend zu machen behält sich der Ehe- 
mann vor, sich gegen processualische Consumption ver- 
wahrend ^ 

BGU II 467 (177 n. C?) bezieht sich auf Executiv- 
verfahren, das der Strateg veranlasst hat, beziehungs- 
weise veranlassen soll. Ein gewisser Satabus hatte der 
von ihrem Bruder zur Erbin eingesetzten Klägerin drei 
Kameele weggetrieben {ßiatcjg aTCB^Ttaöav) ; sie hatte sich 
daraufhin an den Strategen gewendet, der — jedenfalls 
nach vorhergehender, wenn auch summarischer Ent- 
scheidung des Rechtstreits — einen seiner vTcriQaxcci mit 
der Realexecution beauftragte (Z. 12 ff. [^iiExai^as sva 
rav nsQ[t] öe vTtrjQercjv iitavayKdOai avxov d7t\o\Kaxa6xi\6a\C\ 
ftot xovg Tca^rjlovg). Der Verpflichtete entzog sich jedoch 
der Execution durch Verschwinden (8^ /ua^oji/ [«]vr6 xöxs 
äcpavYig iysvBxo)^, und die Rückstellung der Kameele er- 
folgte nicht. Das Petit unserer Urkunde ist nicht er- 
halten, deckt sich aber wohl inhaltlich mit dem ersten, 
erfolglos gebliebenen Begehren. 

Civilprocessualisch endlich ist der vor dem Strategen 
begonnene und — wenigstens dem Petite nach — vor 
ihm zu erledigende Rechtstreit im P. Gen. 6 (146 n. C). 
Es ist dies eine von einem Erben angestellte Darlehens- 
klage, über 1500 Silberdrachmen, gerichtet gegen den 
Überlebenden von zwei jedenfalls correaliter verpflichteten^ 
Schuldnern. Das Begehren lautet (Z. 13 ff.): 

Big 6B xaxBcpvyov xal Schieb, idv 6ol do^rj^ ^Bxa7tB[(i]jlßa6d'aL 
xbv ÜBKviSiv (Schuldner)^ Xva dvvrjd^cj ix xfjg öfjg ßorj- 
d'BLccg xo^Löaöd'aL xb idiov xxL 



1 Vgl. Gradenwitz S. 43 N. 1. Z. 18—20: r&v fisv yocQ ailcov 
x&v övTcov ii'0[C\ 7CQ[og\ avTTjv avd'6iofux[L] (1. ccvrsxo^ai) xap [alv&s^ofiat. 

2 Vgl. Gradenwitz S. 11 N. 1. 

3 Passive Correalität ist bei Schuldnermehrheit in den Schuld- 
aoheinen die Regel, 
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Es ist einer der nicht allzu häufigen Fälle, in denen 
der Kläger nicht eine Forderung aus einem Delicte, 
sondern eine reine obligatio ex contractu geltend macht. 

ß) Vor einem zusammenfassenden Schlussworte 
über die den Strategen betreffende Jurisdiction wollen 
wir noch, als letztem Punkt unserer Quellenzusammen- 
stellung der selbständigen freiwilligen Gerichts- 
barkeit des Strategen eine kurze Betrachtung widmen. 
Konnten wir sub a) nicht mehr als die Möglichkeit 
einer selbständigen Jurisdiction des Strategen offen 
lassen, so ist auf dem Gebiete der iurisdictio voluntuaHa 
neben der oben (sub 2, y) besprochenen delegierten 
Thätigkeit des Strategen wenigstens ein sicheres Beispiel 
für eine selbständige Thätigkeit desselben zu erbringen: 
die Thätigkeit des Strategen bei der Vormundsbestellung, 
wie sie H. Erman^ in seiner Besprechung des 
a. a. O. (s. d. Note) publicierten Papyrus Nicole 
ausführlich behandelt hat. Indem ich auf Ermans Aus- 
führungen verweise, citiere ich nur das Ergebnis der- 
selben, welches für uns von Wichtigkeit ist: „Der Gau- 
vorsteher (Strateg) — hat den Vormund bestellt. Und 
zwar kraft eigenen Rechts — nicht bloß lussu eines 
Reichsbeamten'' (S. 247). 

Dass der Strateg, beziehungsweise Strategieverweser, 
den Vormund zu bestellen hatte, ergibt sich auch aus 
dem Gesuch Oxy. I 56 (211 n. 0). Da bittet eine Frau, 
die ein Darlehen auf Hypothek aufzunehmen wünscht, 
einen städtischen Magistrat, den evccQXog ilsyritri^y um Be- 
stellung eines xvqlo^, weil der hierzu competente Strategie- 
verweser nicht anwesend sei (Z. 12 ff.): 

alxiov^ai dih Oov, iTtiöta^avrj — diccdsxo^svov xrjv <StQa- 
rrjytav ßaOtXixbv yQa^^arecc firj ivdrj^stVy iniyQa(pfivaC 



1 Eine römisch- ägyptische Vormundschaftssache aus dem Jahre 
147/8 n. C. Z. S. St. XV S. 241 ff. 



— 140 ~ 

fiov xvQiov JtQog fiövriv xa'&triv rriv olxovoiiiav ^AiLOixav 
— TtaQOjna xal BvSoxo'Dina ^. 

Hier möchte ich auch die Notiz BGU II 388 (2. bis 
3. Jhd.) erwähnen, wonach der Strateg bereits für das 
vom Vormund vindicierte Vermögen des Erblassers einen 
Verwalter bestellt hat. Der Vertreter des Klägers be- 
merkt hierüber zum processleitenden Richter Postumus 
(Col. II, 11 f.): 

"Iv' sldfjg OTL xccl 6 (JTQarri[yb]g ijdri övvTtQdm avrotgy 
['/4]Q7tdXov tov vTtOTtrsvofisvov iv 7iä6L [r]6i/ vlbv 
iTCLtrjQrjtriv rmv nQoöoäoiv xaxe6xri6Bv, 

Seine Competenz scheint der Strateg damit nicht 
überschritten zu haben, denn Postumus erklärt (Z. 12 f.): 

"Ißg TtQoslnov, 6 exQaxY^yog, idv xi TtQaxxrj^ xf} löia 
Tti^XBi TCQaxxBiy xal idv xl dvvr}d"fjXB iXXiyl^ai äg Tcax&g 
Vit' avxov dioixrid'Bv^ iTtB^BlBv^o^at. 

Ebenso ist die Erzählung des Beschwerde führenden 
Vormunds BGU I 168 (2. bis 3. Jhd.) hier erwähnenswert. 
Da beklagt sich der Vormund namens der unmündigen 
Kinder gegen eine Frau Thatres, die sich Vermögensstücke 
der Kinder widerrechtlich angeeignet hat. Er erzählt 
dabei, dass er sich ursprünglich an den Strategen ge- 
wendet habe, der auch die Rückstellung der Vermögens- 
stücke verfügt habe. Da aber die Thatres nach Abgang 
des Strategen dessen Befehle nicht respectiert habe, so 
wendet sich der Vormund nunmehr an den Epistrategen. 
Daraus nun, dass Thatres nicht sofort, sondern erst nach 
Abgang des Strategen seine Befehle missachtet hat, 
kann man mit Mitteis -^ entnehmen, dass der Strateg 
doch „gewisse jurisdictionelle*' Vorrechte hatte, die auch 
in unserem Falle seiner freiwilligen Gerichtsbarkeit zu- 
zuweisen sein dürften. 



1 Vgl. über diesen Papyrus Mitteis, Hermes XXXIV S. 102. 

2 Hermes XXX S. 579. 



i 
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Als eine weitere Agende der iurisdictio voluntuaria 
des Strategen erseheint seine Aufsicht über die bei den 
Agoranomen hinterlegten Testamente. Aus dem Amts- 
beriehte Oxy. I 106 (135 n. C.) ist ersichtlich, dass die 
Rückgabe eines solchen Testamentes, wenn sie der Hinter- 
leger begehrt, vom Strategen verfügt wird. Ein inriQirriQ 
macht nämlich an die Agoranomen folgenden Bericht 
(Z. 4 ff.): 

&3iYivyBila v^siv xbv roi) voiiov 6tQ{arriybv) ^rj^i^TQiov 
evvxBxaxivai avaäovvai Ilzols^ä — ^v sd'sxo öl' vfi&v — 
Datum — ijtl ^cp^ayiöav diad"i^7criv, tovro d^Koödörjg 
avx7\g f^v xal öl^ i^ov ävekaßsv. Datum. 

Angeschlossen ist die Empfangsbestätigung der 
Ptolema mit ihrem KVQiog\ 

Schon aus diesen gesammelten Quellenzeugnissen, 
die keineswegs Anspruch auf Vollständigkeit machen 2, 



1 Oxy. I 76 (179 n. C.) wird ein Strateg in einer bevorstehenden 
Erbschaftsangelegenheit um Rath gefragt. In dieser eigenthümlichen 
Eingabe erklärt eine Tochter, deren Vater in ihrem Hause ein Recht auf 
mehrere Wohnräume (serdtus hdbitationisfj hatte, dass dieser schwer er- 
krankt sei und dass sie im Falle seines Todes ihn nicht beerben wolle. 
Sie bittet den Strategen um Auskunft, was sie für Schritte zu ergreifen 
habe, um die aus dem Erbfall drohenden Verbindlichkeiten zu ver- 
meiden. Im Sinne des römischen Rechts handelt es sich um die beab- 
sichtigte Geltendmachung des henefidum ahatinendi seitens einer Jteres 
aua. Es heißt da Z. 21 ff.: ovx oZaa de nQoaLQSüsayg TtQoatQxsad'at rfj 
rovTOV xXfjQOVOfiuj: avayxaimg svreüd'sv 8ijX& aoi oncog xsXsvarj xb 
axolovd'ov yEviaduiy ngog rb fistcc rslevtr^v avrov avsvd'vvov fis dvau 

3 Grundsätzlich außer Betracht geblieben ist die ganze nicht- 
richterliche Thätigkeit des Strategen, der „in einer Person der 
Richter, der Verwaltungschef, der Steuerdirector, der Polizeichef seines 
Gaues war, außerdem die Regierung zu repraesentiren hatte": Wilcken, 
Philol. LIII S. 89. Ausdrücklich erwähnt sei noch die Aufgabe des 
Strategen für die Publication kaiserlicher und statthalterlicher Er- 
lasse etc. zu sorgen. Vgl. BGU I 372 (154 p. C.) und Fay. 24 (158 
p. C.) mit den Bemerkungen der Herausgeber. BGU II 473 
(200 n. C.) und Mittels, Hermes XXXII S. 652 f. Vgl. Mar- 
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ist eine umfassende Thätigkeit des Strategen auf dem 
Gebiete der iurisdictio conientiosa und voluntvaria sowohl, 
als auch auf verwaltungsrechtlichem Gebiete und dem 
der Execution ersichtlich. Die delegierte Thätigkeit des 
Strategen ist durch Quellenzeugnisse sichergestellt, wie 
es mit seiner selbständigen Thätigkeit stand, ist für 
Processsachen noch fraglich. Mitteis' Annahme einer ge- 
nerellen Delegation der niederen Gerichtsbarkeit ist, wie 
er auch selbst bemerkt^, „bis jetzt durch die Papyri nicht 
widerlegt, allerdings aber noch nicht direct bestätigt''. 
Hätten wir auch nur einige oder ein bestimmtes Quellen- 
zeugnis für die selbständige iurisdictio contentiosa des 
Strategen, so könnten jene Papyri, die wir jetzt noch 
mit der Wahrscheinlichkeit einer Generaldelegation er- 
klären mussten, als unterstützendes Material verwendet 
werden. 

b) Der Epistrateg. 

Wesentlich kürzer als beim Strategen können wir 
uns bei den anderen Magistraturen fassen, die hier noch 
zur Besprechung kommen. Auf eine Reihe von Urkunden, 
welche die gerichtliche Thätigkeit des Epistrategen be- 
treffen, sind wir bereits zu sprechen gekommen und es 
erübrigt darum nur noch eine Ergänzung und sachliche 



quardt, Rom. Staatsverwaltung I^ S. 448 N. 6. — Auch sind 
die ptolemäischen Papyri nicht herangezogen — wie z. B. 
die Klage an den Strategen Grenf. I 18 (2. od. 1 Jhd. v. C.) 
oder die interessante Inschrift über das Asylrecht Fay. p. 48 s. — nicht 
als ob ich ihre Wichtigkeit und die Bedeutung des ptolemäischen 
Processrechts für die Erkenntnis des römischem gering achtete, sondern 
lediglich weil mir gegenwärtig das, wenn auch vom einheimischen und 
griechischen beeinflusste, römische Processrecht näher liegt, als das 
ptolemäisch -griechische, dessen Darstellung sich auch besser für eine 
eigene Abhandlung eignet, in der dann auch auf das Processrecht 
anderer griechischer Staaten Rücksicht zu nehmen wäre. Vgl. das 
Vorwort. 

1 Hermes XXXIV S. 101. 
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Anordnung des Materials. Zwischen dem Untergerichte 
des Strategen und den Obergerichten des Praefecten, 
Dikaiodotes und Archidikastes stand das Gericht des 
Epi Strategen ^ Auch diesem hat Mitteis ^ selbständige 
Jurisdiction abgesprochen 2. Wir ordnen das Quellen- 
material, soweit thunlich, in derselben Reihenfolge an, 
wie beim Strategen. 

1. Zu BGU I 195 (161 n. C.) zunächst, wo der 
Epistrateg anscheinend um vorbereitende Schritte für 
eine auf den Convent zu bringende Strafsache (?) an- 
gegangen wird, verweise ich auf das oben (S. 124) Aus- 
geführte. 

Eine derartige processeinleitende Thätigkeit des 
Epistrategen scheint, angesichts der zahlreichen Beispiele, 
die wir für den Strategen (o. S. 106 ff.) beibringen können, 
höchstens ausnahmsweise vorgekommen zu sein.^ 

2. Der Epistrateg begegnet als iudex delegatus 
des Praefecten zunächst in jenen Fällen, in welchen 
der Praefect ihn mit der Abhaltung des Convents be- 
auftragt. In diesem Falle ist seine Delegation aber umf ang- 



^ Sicher ist es, dass der Epistrateg auch in jurisdictioneller 
Hinsicht dem Praefecten unterstand; dies ergibt sich schon aus der 
StcUung des Praefecten als höchsten Jurisdictionsmagistrats und lässt 
sich aus den Urkunden wiederholt entnehmen. Vgl. etwa BGU I 168 
und II 372. Dagegen sind mir bisher keine Quellenbelege dafür bekannt, 
dass der Epistrateg auch den Gerichten des öixaLodorrjg und uQxt^Sixccarrjg 
unterstanden habe, wie wir dies für den Strategen nachweisen konnten. 
Natürlich kann das bisherige Fehlen diesbezüglicher Quellenzeugnisse 
lediglich auf Zufall beruhen. 

2 Hermes XXX S. 578. 

^ Auch Nr. 195 ist nämlich keineswegs unzweifelhaft. Es kann 
sich hier möglicherweise auch um eine Delegation des Epistrategen 
durch den Praefecten handeln und um eine auf diese Delegation 
hin folgende Eingabe. Vgl. Z. 24 snl tw tjysfiovL. Sicheres ist freilich 
nicht zu entnehmen, Punkt 1 aber dürfte für den Epistrategen wahr- 
scheinlich entfallen. 



— 144 — 

reicher als die Delegation des Strategen, sei es zur theil- 
weisen Förderung, sei es auch zur endgiltigen Entscheidung 
eines Processes. Denn es ist wohl auseinanderzuhalten, 
ob der Praefect mit Formel einen mdex datus bestellt, 
oder ob er für einen Fall oder für eine bestimmte Reihe 
von Fällen (z. B. die eines bestimmten Conventtages) 
ohne selbst überhaupt meritorisch in die Sache einzugehen, 
einen anderen Magistrat delegiert. Der Unterschied wird 
sofort klar, wenn wir uns die Trennung des Verfahrens 
in iure und in iudicio aus dem römischen Processrechte 
vergegenwärtigen. Bekanntlich kann (im Formular- 
verfahren: muss) sich der Magistrat im Cognitions- 
verfahren, anstatt selbst die Sache bis zum Urtheil durch- 
zuführen, damit begnügen, das Verfahren in iure zu er- 
ledigen und seine Thätigkeit mit der datio fcrrmulae ab- 
zuschließen. Hiebei greift der Magistrat aber ganz 
wesentlich in die Entscheidung des Falles ein, denn mit 
der Erklärung eine bestimmte actio zu gewähren, be- 
ziehungsweise zu verweigern, ist in vielen Fällen, wenn 
nicht juristisch, so doch factisch das Schicksal des Klägers, 
beziehungsweise des Beklagten entschieden. Ganz anders 
steht es, wenn der Magistrat einen Beamten mit der 
Durchführung eines ganzen Falles betraut: da greift er 
in das Meritum gar nicht ein und der Delegat führt 
nicht bloß das Verfahren, „m iudicio*\ sondern auch 
das „^n ^wre" durch, ja er kann sich zweifellos sowie 
sein Delegant mit der Durchführung des Verfahrens in 
iure begnügen und für den Urtheilspruch mit einer 
Formel einen iudex datus subdelegieren. 

Auf die in der Beschwerde BGU I 168 erwähnte dele- 
gierte^ Conventgerichtsbarkeit des Epistrategen hat bereits 



1 Milne p. 5 bemerkt dagegen zur richterlichen Thätigkeit der 
Epistrategen: they frequently appear aa competentjudges in cases arismg 
in their dioceses, through which they went on circuit. 
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Mittels^ aufmerksam gemacht (vgl. o. S. 123). „Nicht zu 
entnehmen — ist dabei, ob eigentlicher Civilprocess 
vorliegt oder Vormundschaftspflege" ^. Ein zweites Beispiel 
für die Conventgerichtsbarkeit des Epistrategen gibt jetzt 
Gen. 31 (145 bis 146 n. C). Es ist dies eine an den Epistra- 
tegen gerichtete Klage einer Schwiegermutter, deren 
Schwiegersohn früher gegen sie ebenfalls beim Epistra- 
tegen auf dem Convent Klage geführt hatte. Der daselbst 
bestellte Richter habe nun zwar zu Gunsten der Schwieger- 
mutter entschieden, der Sohn aber habe sich nicht daran 
gekehrt, vielmehr das der Mutter gehörige Grund- 
stück verpachtet und den Pachtschilling dafür eingezogen, 
dessen Herausgabe er nunmehr verweigere. Es ist dies 
wohl eine reine Civilsache^. BGU I 25G (Antoninus Pius) 
enthält anscheinend eine Erbschaftsklage an den Prae- 
fecten, die ein ausgedienter Soldat erhebt, dessen Mit- 
erbe ihm die Erbportion, die ihm während der Dienst- 
zeit zugefallen war, vorenthält. Am Schlüsse sind die 
von zweiter Hand geschriebenen Wortreste erhalten : 

? ] . . . . i6t(p ? ]riyc3 ... ? r« [jcoLri'^]6L 

[svtvxs Tö] XQCcTLötCi) [i7tc0tQat]i^yG) [Kai rh ÖBOv\xa 

[noLYi\6sL^ schlägt Krebs ergänzend vor. 

Das ist wahrscheinlich und wäre eine vTtoyQcctpiq mit 
Delegation des Epistrategen, ganz analog, wie wir sie 
beim Strategen kennen gelernt haben '^. — Delegiert vom 



1 Hermes XXX S. 5T8 und 685 f. 

2 Ebda. S. 578 N. 3. Die dem Papyrus wegen des darin erwähnten 
Strategenspruchs (oben S. 140) zugewiesene Stellung würde eher auf 
freiwillige Gerichtsbarkeit deuten. 

3 Wenn auch die Schwiegermutter von tnrjQsd^sad'aL, chicanieren, 
Gradenwitz S. 17) spricht und Z. 17 die Ergänzung Nicoles 

x[axovQyrjfiaGi] zutrifft, die der Herausgeber mit den Worten recht- 
fertigt: le mot est fort\ mais c'eat une helle-mhre qvi parle, 

4 An den Strategen ist in diesem Falle nicht zu denken, wenn 
die Ergänzung [x^arJtffTCö zutrifft, denn der Strateg heißt nie TiQccxiatog, 
vgl. Gradenwitz S. 22. 

Dr. L. W eng er, BachUhigtorische Papyraastudien. |Q 
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Praefecten wird der Epistrateg in dem oben (S. 127) des 
Antrags wegen erwähnten P. BGU II 448, in -einer Erb- 
scliaftssache. Es handelt sich nicht bloß um Testaments- 
eröffnung, sondern auch um Testamentsexecution. Der 
Papyrus, dessen oberer Rand weggebrochen ist, scheint 
eine infolge der Delegation des Epistrategen an diesen 
gerichtete Eingabe zu seiu^ 

3. In anderen Fällen lässt sich eine Delegation 
des Epistrategen durch einen höheren Magistrat we- 
nigstens aus den Urkunden selbst nicht entnehmen, 
wohl aber hat der Epistrateg seinerseits das Recht der 
Delegation, die also unter der Voraussetzung, dass man 
ihm selbst nur delegierte Gerichtsbarkeit zuerkennt, als 
Subdelegation zu bezeichnen ist 2. 

a) Processual und zwar eine erbrechtliche Streit- 
sache entscheidend ist die als Simile ^ angeführte dTco- 
(pa0Lg des Epistrategen Gellius Bassus in BGU I 19 
II, 2 ff.4 

Über die Vorgeschichte dieser &7i6(pa6ig, ob sie dter 
Epistrateg als Delegat oder kraft eigener Jurisdiction 
gefällt hat, ist nichts zu ersehen. Ebenso steht es mit dem 
in der Petition of Dionysia, Oxy. 11 237 VIJ, 29—38, an- 
geführten Auszug aus den vTCoybvriiiaxLö^oi des Epistrategen 
Paconius Felix (134 n. C), wo dieser über die Frage des 
väterlichen Reclamationsrechts gegen den Vater ent- 
scheidet, und zwar in Übereinstimmung mit der vor ihm 



1 VgL die Erledigung BGU II 682 (2. Jhd.): Datum. T& xQarlatoj 
sntffTQocTTJycp ^vxvxs. Leider ist die Person des Deleganten nicht ersichtlich, 
weshalb einstweilen (s. o. S. 143 N. 1) der Praefect als Delegant anzu- 
nehmen sein wird. 

2 Einen sicheren Fall von Subdelegation enthält der mehrfach 
citierte P. BGU I 168,.. wo der d(^legierte Conventsrichter (Epistrateg) 
den öiaSsxofisvog xijv GTQaTjjyCav suh delegiert, 

3 Vgl. Graden Witz S, 22.. 

* BGU I 19 II datiert aus d. J. 135 p. C. 
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vorgelesenen, sechs Jahre vorher erflossenen Entscheidung 
des Praefecten Flavius Titianus^ 

Bei Klagen, beziehungsweise Eingaben an den Epi- 
strategen bleibt freilich, insoferne dieselben nicht erledigt 
sind, ähnlich wie beim Strategen (s. o. S. 136) stets die 
Frage offen, ob sich die Partei nicht in der Competenz 
des angegangenen Magistrats geirrt habe, beziehungsweise 
ob der Epistrateg auf diese Klage hin das darin gestellte 
Begehren, ohne seine Competenz zu überschreiten, er- 
füllen konnte, oder ob er die Sache vor den höheren 
Magistrat, etwa vor den Praefecten, bringen musste. Ein 
civilrechtliches Klagfundament liegt zunächst der Eingabe 
Oxy. I 70 aus dem 3. Jhd. zugrunde. Freilich ist vom 
Papyrus nur wenig erhalten, aber soviel ist ersichtlich, 
dass auf Grund eines Schuldscheins {löioyQatpov %\jbiq6' 
yQatpov]) und weiterer Abmachungen zwischen Gläubiger 
und Schuldner geklagt wird. Weder Petit noch Erledigung 
ist erhalten. — BGU I 291 (Zeit der' Severe) beklagt sich 
eine Frau beim Epistrategen, dass ein gewisser Petronius 
(Z, 19 ff.): 

TtaxaipQOVYildlag (lov (bg yvvacxbs äßorid'i^tov^ inBQ%BxaC 
fiOL TtttQ' 8Ka6tcCy ßovloiisvog d[v]aQ3tccöaL r[o]vg iiti'KBi- 
fiBvovg K[a]Qjtovg, 7tQ[og)]BQ6^Bvog ai5T[öi/^ i]x xov 
Ö7i[j^6\6iov icovrjed'aL xrX. 



1 BGÜ II 613, 8 hat Wilcken hniaxQaxiQyov ergänzt und damit 
Z. 41 in Verbindung gebracht, wo von einer änocpaais xov nQaxiazov 
AißsQaXiov gesprochen wird. Mitteis, Hermes XXXII S. 6ö0 hat darauf 
hingewiesen, dass die ocn6(pttaLg nicht vom Epistrategen, sondern vom 
Strategen herrühre, meint aber, dass dies Räthsel unter Aufrecht- 
haltung von Wilckens Ergänzung in der Weise zu lösen sei, dass die 
Erledigung des Strategen, der vom Epistrategen delegiert sei, juristisch 
als Erledigung des Epistrategen selbst erscheine. Aber Gradenwitz 
S. 21 macht noch weitere Bedenken geltend, so dass wir von dieser 
Urkunde, die übrigens für uns nur ein neues Beispiel der Thätigkeit 
des Epistrategen in einem Erbschaf tsprocesse brächte, hier lieber absehen. 

10* 
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Da das Weitere zerstört, beziehungsweise verloren 
ist, ist das Petit leider nicht ersichtlich. Die Klage er- 
innert an die zahlreichen Klagen an den Strategen, deren 
Zweck es ist, die Conventgerichtsbarkeit zu begehren. 
Aber da hier der Epistrateg adressiert ist, so wird eher^ 
zu vermuthen sein, dass er selbst um Abhilfe gegen die 
störenden Angriffe des Petronius auf das Eigenthum der 
Klägerin gebeten wird. Die Sache ist — trotz des 
d[v]ccQ7tcc0aL — wohl eher als Civil-, denn als Strafsache 
aufzufassen, zumal Petronius seine angeblich ungerecht- 
fertigten Angriffe auf einen titulus ex empto stützt. 

Aber auch delictische Thatbestände bilden den 
Grund zu Klagen an den Epistrategen. So ist BGU I 340 
(148/9 n. C.) die Bittschrift einer Frau gegen Bedrückung 
durch tslmvaL (kaiserliche Zollbeamte), welche schon ge- 
zahlte Summen nochmals einzufordern suchten, wiewohl 
sie die Quittung (öv^ßolov) vorzeigen konnte 2. Wir er- 
innern uns dabei der Klagen wegen Steuerbedrückung 
an die Strategen (o. S. 135). 

ß) Zu BGU II 462 verweise ich auf das o. S. 126 
N, 6 Bemerkte, dass es sich nämlich um Executiv- 
verfahren handeln dürfte 3. 

y) Mit einer verwaltungsrechtlichen Angelegen- 
heit sahen wir den Epistrategen im P. BGU 1 15 1 (194 n. C.) 
beschäftigt (vgl. o. S. 130). Er delegierte dort — dass er 
selbst delegiert war, ist nicht ersichtlich — den Strategen 
zur Entscheidung. 

Der Epistrateg ist in den Urkunden, wie natürlich, 
ungleich seltener vertreten als der Strateg. Ob man ihm 
nach dem vorgelegten Material eine selbständige Juris- 



1 Da das Petit fehlt, so könnte die Urkunde möglicher-, wenn 
auch sehr unwahrscheinlicherweise oben zu 1) S. 143 gerechnet werden. 

2 Wilcken, Ostr. S. 621. 

3 Bezüglich delegierte-r iurisdicHo voluntuaria vgl. BGU I 168 
o. S. 145 N. 2. 
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diction zusprechen darf oder nicht, bleibt hier, sowie dies 
beim Strategen der Fall war, eine unerledigte Frage: die 
erstere Alternative ist aber zum mindesten nicht ausge^ 
schlössen. Auch haben wir bisher noch keine Beweise 
dafür, dass der Epistrateg dem dcxaiodorrjg und aQxidiTcacfrrjg 
untergeordnet gewesen wäre. Bezüglich der Art^ der 
jurisdictionellen Thätigkeit stehen sich Epistrateg und 
Strateg gleich 2, im möglichen Umfang derselben übertrifft 
der erstere den letzteren, denn dem Strategen wird nie- 
mals — sowie es scheint — ein Rechtstreit ohne jegliches 
Eingehen ins Meritum seitens des höheren Magistrats ^ 
überwiesen, was z. B. bei delegierter Conventgerichts- 
barkeit des Epistrategen allerdings der Fall ist^. 

c) Der Erzrichter. 

Wie bereits in der Abhandlung II (S. 94 f.) gesagt, 
hat über den ccQXtdixaötrjg Milne* gehandelt und das 
Quellenmaterial sorgfältig gesammelt und benützt. Wir 
haben, wie wir dies bei den beiden früheren Magistra- 
turen thaten, darum hier nur das Material kurz von 
juristischen Gesichtspunkten aus anzuordnen. 

1. Delegierte Gerichtsbarkeit des Erzrichters. 
Wie wir dies beim Epistrategen gesehen haben, kann 



1 Vgl. o. S. 115. 

2 Vgl. auch S. 148 N. 3. 

3 Vgl. o. S. 144. 

* Über die Stellung des Epistrategen im allgemeinen und über 
seine nichtrichterliche Thätigkeit vgl. Mi Ine p. 5 s. Bemerkt sei, dass 
auch er bei der Publication kaiserlicher und statthalterlicher Erlasse 
in Thätigkeit gesetzt wird. So wird das Rescript des Kaisers Septimius 
Severus über die cessio bonorum BGÜ II 473 dem Strategen vom Epi- 
strategen mitgetheilt und diese Mittheilung mit weiteren epistrategi- 
schen Verordnungen Z. 13 ff., wovon uns freilich nur wenige Zeilen 
erhalten sind, begleitet. Dies erinnert ganz an den Weg, den bei uns Er- 
lasse etc. der obersten Gerichtshöfe durchlaufen, ehe sie an die untersten 
Instanzen gelangen. Vgl. auch das Edict des Liberalis BGÜ II 372. 

5 Appendix IV p. 196—200. 
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auch der &Q%LdiKaarriQ vom Praefecten mit der Convent- 
gerichtsbarkeit betraut werden. Dies ist uns, wie Mitteis^ 
dargethan hat, BGU II 578 und 614 bezeugt, wo sich 
der Kläger auf die vom dQxiSixaörrig djtb dtakoyfjs er- 
haltene vTCoyQatpri beruft 2. Dass er daneben einen stän- 
digen Gerichtshof in Alexandria, beziehungsweise Memphis 
(BGU I 136) hatte, wie Milne aus anderen Urkunden er- 
schlossen hat, ist damit keineswegs geleugnet, vielmehr 
ganz gut möglich. Der aQXidiTiaaxrigj der mit der Abhaltung 
des Convents yn einzelnen Falle betraut war, brauchte des- 
wegen so wenig seinen ständigen Gerichtshof aufzugeben, 
als etwa bei uns ein einmal auf Inspection reisender 
Senatspräsident. Dass der aQXtdixa^triQ vom Praefecten 
delegiert^ werden kann, ergibt der noch unten (S. 158 f.) zu 
besprechende P. BGU I 114, 3. Protokoll, Z. 14 ff.; es 
ist dies ein Blatt aus dem Amtsjournal eines £| dvaTto^TCfjg 
MaiLBQxeivov (inaQXOv) amtierenden Richters, worin Z. 20, 
allerdings aus dem Zusammenhang gerissen, der ccq%i- 
ötxaaxrig als dieser Beamte genannt ist^. Ebenso steht 
es mit dem ersten Protokoll des gleichfalls noch zu be- 
sprechenden P. Cattaoui (S. 159). Die Unterordnung des &Q%i- 
dcxaörrig unter den Praefecten ist nach dem Gesagten sicher- 



1 Hermes XXXII S. 647 f. Auch die jüngst publieierte BGÜ III 
888 (160 n. C.) dürfte hieher gehören, obwohl des Convents hier nicht 
Erwähnung gethan wird. A^gl. o. S. 101 N. 2. Es ist die Klage aus 
einer Executivurkunde und der Erzrichter verfügt ihre Zustellung 
an den Schuldner s. o. S. 109 N. 3. 

2 Auch die öialoyrj Oxy. I 34 Verso II, 3 (127 n. C.)- notsircoaccv 
Tu avzö xa[l] ol xalovfisvoL STtl rTjs dialoyijg x&v xara xaiQOv ccq%l- 
8i%aat&v [yqoi\iiii,aTHg xtX. beziehen Grenf eil- Hunt p. 73 n. II. 3 auf 
den Convent, a. M. Milne p. 199, der überhaupt den a^;i;t^txofffTjJff für 
einen nur in Alexandria (bzw. Memphis) residierenden Richter hält. 

3 Dagegen erscheint der Erzrichter nicht als iudex datus^ 
der mit einer Formel für das Verfahren „m iudicio^^ bestellt wird. 

4 So auch Wilcken, Philol. LIII S. 107. Unterstützt wird diese 
Auslegung durch den P. Cattaoui S. 156 oben. 
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gestellt, auf eine Delegation desselben durch den diKatodotrig, 
also auf eine jurisdictionelle Unterordnung des Erzrichters 
unter den Dikaiodotes deutet in den Papyri nichts hin. 

2. In anderen Fällen ist eine Delegation des Erz- 
richters durch. den Praefecten nicht ersichtlich. Ob 
seine Jurisdiction in diesen Fällen selbständig ist, odef 
ob auch er nur als ständiger Delegat des Praefecten 
fungiert, ist aus dem mehrerwähnten Grunde auch hier 
nicht apodiktisch zu entscheiden, dennoch wird man 
hier nicht fehlgehen, wenn man sich der ersteren, auch 
von Milne^ vertretenen Ansicht anschließt. 

a) Processurkunden. BGU I 136 (o. S. 122 f.), BGU 
II 578 und 614^ betreffen civilrechtliche Streitsachen. 
Ein weiterer den &Q%iSixaaxrig betreffender Processpapyrus 
ist Oxy. II 281 (20—50 n. C). Es ist dies eine an den 

Tcal twv &XXmv TtQixriQimv gerichtete Klage, die der Romanist 
als actio rei iLxoriae bezeichnen würde. Die Frau erzählt, 
wie trotz ihres Entgegenkommens in jeder Hinsicht der 
Mann ihre Mitgift durchgebracht und sie dann im Elende 
verlassen habe, und knüpft an diesen Thatbestand fol- 
gendes Petit (Z. 23 ff.): 

dib d^im csvvxdi,av xarccffrflöat avxhv inl öh oTtcjg 
iytavayxaö^fj övvEXo^svog aicoSovvai {iol rriv [q)]eQvriv 
6vv fi^ioXla. 

Darauf folgt eine Verwahrung gegen processualische 
Consumption. Ob es sich hier um regulären Civilprocess 
oder vielleicht um executivischen Urkundenprocess handelt, 
ist nicht ausgemacht, jedenfalls aber dreht es sich um 
Geltendmachung eines Anspruchs ex contracfu\ Dem in 



1 L. c. p. 199. 

2 s. Mitteis, Hermes XXX S. 644 ff. 

3 Dazu und zu unserer oben S. 112 gemachten Beobachtung 
würde es stimmen, dass kein axd-ijvav begehrt wird. 
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der Abhandlung H besprochenen Vadimonium Oxy. II 260 
liegt eine civilrechtliche Streitsache zugrunde, ebenso 
steht es mit den in der Petition of Dionysia Oxy. II 237 
VII, 14 erwähnten Sprüchen von Erzrichtern über das 
väterliche Reclamationsrecht^ (vgl. auch VI, 28). Der dQxt- 
dtxaötiqg beschäftigt sich also, soweit wir bisher sehen 
können, nur mit reinen Civilsachen, weder mit Straf- 
klagen noch mit Ersatzklagen aus Delicten^. Civil- 
gerichtlich ist auch die nun noch zu besprechende Thätigkeit 
des Erzrichters auf dem Gebiete der iurisdictio voluntuaHa, 
ß) Freiwillige Gerichtsbarkeit. Eigenthümlich 
und von verschiedener Seite ^ bereits beobachtet ist die 
Thätigkeit des (XQXf^dtxaör^g und seines Bureaus bei der 
Registrierung von Urkunden im öffentlichen Archiv. Auch 
Streitsachen aus derartigen Urkunden werden in erster 
Linie seiner Competenz anheimgefallen sein^. Zu den schon 
von Milne zusammengestellten Urkunden BGU I 73 mit 
einem die Urkundenregistrierung betreffenden Auftrag 



1 Erwähnt sei ferner, dass im P. Berl. Bibl. 8, einem aus 8 Zeilen- 
anfängen bestehenden Fragment, ein Archidikastes als Adressat genannt 
ist, und dass nach der Vermuthung Wilckens, Philol. LIII S. 109, auch 
Berl. Bibl. 9 Verso (3. Jhd. n.C.) das mit Delegation des Strategen endende 
Protokoll einer Verhandlung vor dem oiQxiSLyiaax'^g (?) enthält. Endlich 
nenne ich noch BGU I 231, ein Fragment aus der Zeit Hadrians, das 
Wilcken unter die „amtlichen Correspondenzen" einreiht und in dem 
ein ccQxidiyifxaxrig auftritt. Vgl. Z. 6 xriv aQ^f-^maatsiav und die Ergänzung 
von Viereck. Dass es sich um eine Civilsache handelt^ ist selbst aus 
den wenigen erhaltenen Worten ziemlich sicher zu entnehmen, Näheres 
wage ich über das „allzusehr verstümmelte" Fragment — Gradenwitz 
S. 134 — nicht zu behaupten. Vgl. o. S. 109 N. 4. 

2 Dass er, wenn er den Praefecten auf dem Convent vertrat, 
nur Civilsachen, die dort zu erledigen waren, entschieden habe, wie 
BGU II 578 u. 614, ist zwar nicht sehr wahrscheinlich, aber immerhin 
möglich. Vgl. nun auch BGU III 888. 

3 Vgl. Mitteis, Hermes XXXIV S. 97, Archiv I S. 350 f. 
Wilcken, Archiv I S. 176. Gradenwitz S. 92. Milne p. 4, 

* Milne 1. c. 
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an den Strategen (o. S. 129); BGU I 241; II 455; III 729; 
III 741; Grenf. II 71; Rev. Et. Gr. 1894 VII p. 301 Nr. 1 
u. 302 Nr. 3 mit Parteieneingaben, die sich auf die Archiv- 
thätigkeit des Archidikastes beziehen — füge ich aus 
dem zweiten Band der Oxyrhynchos-Papyri noch den 
von Mitteis^ behandelten P. Oxy. II 268 hinzu, einen 
mit der Bitte um Registrierung überreichten Contract. 
Schließlich sei noch erwähnt, dass auch auf die sub ß) 
erörterte Thätigkeit des aQXf'Si'nc^^rriQ der Praefect Ingerenz 
nehmen konnte — ein Recht, das sich aus dem Erlasse 
des Praefecten Oxy. I 34 Verso, II 2 ff. (127 n. C.) über die 
Registrierung von Urkunden ^ ergibt: 

TtocsctiDöccv tb avxh xa[i] ol xa^ovfisvoL i^tl tfjg dtakoyrjg 
XGiv xaric xmQÖv aQXiäixaörcDV y^afifiatsts xal rag 
jtsvd'rjfiiQovg xaraxc3Qi^sr[(o]6[a\v. xtL 

Scheint nach dem Ausgeführten die sachliche Com- 
petenz des Erzrichters — wenigstens soweit sie selbständig 
war — auf Civilsachen^ beschränkt gewesen zu sein, so 
war seine örtliche Kompetenz im Gegensatz zu der des 
Strategen und Epistrategen, die auf ihre Bezirke beschränkt 
waren, gleich der des fiysfiwv über ganz Ägypten ausgedehnt^. 

d) Der Dikaiodotes. 

Die gleich ausgedehnte örtliche Competenz wie 
der &QXiSixa6xrig hatte der dixaLodoxrig^ der iuridiciis 
Alexandreae ^. 



i Archiv I S. 350 f. 

2 Mitteis, Hermes XXXIV S. 97, Archiv I S. 350. 

3 Und zwar vielleicht auf bestimmte, nicht auf alle Civilsachen. 
■* Ich eitlere Milne p. 4, dem ich nichts Neues beizufügen weiß: 

Ilis (des ocQXiSi'yiccüTTJg) court usually aat at Alexandria; but he had covi- 
peteJict in civil cases from all parts of the country^ and on one occasion 
is recorded to have tried a ca^e at Memphis. Vgl. p. 232 n. 31 s. (Quellen- 
belege). Über seine Conventgerichtsbarkeit s. o. S. 150. 

5 Über die Stellung desselben vgl. Wilcken, Observationes ad 
historiam Aegypti provinciae Romanae, Inaug. Diss. Berlin 1885 p. 8 s. 
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1. Er war wohl dem Praefecten untergeordnet^ und 
konnte vermuthlich auch von demselben delegiert werden'^. 

2. Aber aus der Mehrzahl der den dixaiod&trig be- 
treffenden Urkunden lässt sich nichts entnehmen, was auf 
Delegation auch nur hindeuten würde und der Juridicus 
wird jedenfalls — wenn schon neben der delegierten — 
auch eine selbständige Thätigkeit jurisdictioneller 
Natur entwickelt haben 3. Er hatte dafür ein ständiges 
Forum zu Alexandria, wie sich aus dem Vadimonium 



mit Literaturnachweisen. Mommsen, Z. S. St. XIl S. 291 N. U 
Mitteis, Hermes XXX S. 577. Milne p. 4. Collinet- Jouget, Archiv 
I S. 305 f. Neuestens Stein, ebda. S. 448 f. 

1 Vgl. Wilcken, 1. c. p. 8 u. 11. Milne p. 232 n. 26 stützt 
diese These auf BGU II 378 (which proves tke superior authority of the 
pre/ect). Es handelt sich da um ein zuerst an den Praefecten gerich- 
tetes Gesuch um in integi'um restitutio, das aber dann dem Dikaiodotes zur 
Entscheidung überwiesen wird. Sicher ist aber dieser Schluss aus dem 
noch dazu lückenhaften Papyrus freilich keineswegs und daher 
Mitteis' Warnung (a. a. O. vorige Note) wohl am Platze. Über eine 
mögliche Competenztheilung zwischen Praefect und Juridicus vgl. 
Mommsen, Z. S. St. XII S. 291. Vielleicht würde zur sichereren Be- 
antwortung dieser Frage Fay. 203 (p. 300) beitragen, wo nach den 
Bemerkungen Grenfell-Hunts neben einem Brief des Praefecten auch 
üQiasLg von SvKaLoSoxcti erwähnt sind. 

2 So bezüglich der Conventgerichtsbarkeit Mitteis und Milne, 
a. a. O. Ich kann aber wenigstens in den Papyri keinen Anhaltspunkt 
für die Annahme der Conventgerichtsbarkeit des Si^aioSozrjs finden. 
Milne p. 232 n. 27 verweist auf BGU I 327, eine an den TtqaTiaTog 
8iY,aio86xrjs Siadsxofisvog xal xa xaxci xijv r/ysiwvCav gerichtete Legatsklage 
gegen den Testamentserben. Doch das Petit (Z. 10 ff.): Scö a|[K5, sdv 
Gov xy] xvxrj Soir], a7co[vaat fi]ov nQog avx[öv, on](og dvvrjd'a x6 Xfiy[cixov 
&Ti\oXaß[6]vaa xfj xyl^rj a]ov Sloc navxbg [fv;|ra]^K7mv, sowie der Umstand, 
dass die Klage sich von den anderen die Conventgerichtsbarkeit 
begehrenden, an den Strategen gerichteten Eingaben unterscheidet, 
spricht m. E. eher dafür, dass die Verhandlung vor dem ständigen 
Forum des dixtxodöxTjg stattfinden sollte, zumal das Vorhandensein 
dieses ständigen Forums anderwärts (s. d. Text) erhellt. 

3 Ganz sicher ist dies nach den beim Strategen zuerst 
erwähnten Bedenken (o. S. 136) freilich nicht. 
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BGU I 5 II, 1 3 ff. ersehen lässt und wie, abgesehen von 
allem anderen, auch schon sein lateinischer Name besagt K 
Ich kann auch in den alsbald aufzuzählenden Urkunden, 
die von der Thätigkeit des Juridicus handeln, nichts 
finden, was gegen eine Beziehung derselben auf das 
ständige Forum zu Alexandria spräche, muss aber freilich 
anderseits hier ebenso wie auch für den dQ^tdiTcccörr^g zu- 
geben, dass die Grenzlinie zwischen den zu Alexandria 
und den auf dem Convent zu behandelnden Sachen noch 
nicht gezogen werden kann, man müsste denn im ersteren 
Falle stets an Prorogation des ständigen an Stelle des 
beweglichen Gerichts denken. Aus der nun folgenden 
Quellenzusammenstellung ergibt sich hingegen, soweit die 
Urkunden eine einigermaßen sichere Entscheidung zulassen, 
dass sich der Dikaiodotes sowenig wie der Erzrichter mit 
Strafsachen, sondern nur mit Civilprocessen beschäftigt, 
daneben stoßen wir auf eine executionsbewilligende Thä- 
tigkeit desselben, sowie auf eine solche in der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und Verwaltungsrechtspflege. 

a) Processsachen. Die meisten Urkunden haben wir 
bereits in anderem Zusammenhange berührt, einige sind 
neu beizufügen. Die uns erhaltenen vJto^vri^arKSfioc des 
Dikaiodotes zeigen denselben als Civilrichter. Aus dem 
Fragmente BGU I 75 II (ohne Datum) (Z. 8 f. [7tvv]^avo' 
liBvov xov ÖLxaLod6\xov\) ist zu erkennen, dass es sich um 
einen civilen Rechtstreit handelt. Auch die Abschrift 
aus dem Verhandlungsprotokolle des Dikaiodotes Umbrius 
im P. Oxy. II 237 VII, 39— VIII, 2 gibt uns einen Ausschnitt 
aus einem vor demselben verhandelten Civilprocesse über 
die Frage der Zulässigkeit einseitiger Auflösung des Ehe- 
bandes durch den Vater der Frau. Um eine Civilsache 
handelt es sich in dem oben (S. 121 f.) genannten Falle 
BGU I 245. Dasselbe gilt von Lond. II 196 (o. S. 88 f.). 



1 Vgl. auch Wilcken, Observationes p. 9. 
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Gleich dem Londoner-Papyrus bereits im Aufsatze II 
erwähnt wurde BGU I 5 II (S. 84 f.); vgl. ferner zu BGU I 
361 II o. S. 114 und zu I 327 o. S. 154 N. 2. Lond. tl 
198 (S. 172 f.) (169—177 n. C.) ist die Klage eines mündig 
Gewordenen, der seine väterliche Erbschaft von seiner 
Mutter und deren zweitem Gatten, seinem Stiefvater, 
herausverlangt. Ein Petit ist nicht erhalten, der Klag- 
erzählung nach liegt eine Civilsache vor^. Ebenfalls eine 
Civilsache betrifft endlich der von Collinet-Jouget 
publicierte und eingehend besprochene P. Arch. I S. 298 ff. 

ß) Auf das vom dixatodorrig erlassene Execution sdecret 
BGU II 37H, 22 ff. haben wir bei der Executionsthätigkeit 
des Strategen zu verweisen Gelegenheit gehabt (o. S. 126). 

y) Der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuzuweisen 
ist der ebenfalls bereits genannte (S. 139) P. Nicole Z. S. 
St. XV, 241 I. Es ist dies eine in Vormundschaftssachen 
an den Dikaiodotes gemachte Eingabe aus der Zeit des 
Antoninus Plus. Das Recht der dafio tutoris erhielt der 
iuridicus Alexandriae erst von Marc AureP. 

ö) Die verwaltungsrechtliche Thätigkeit des Ju- 
ridicus endlich zeigt uns P. Gen. 4 (o. S. 131). 

e) Der Praefect. 

An der Spitze der ägyptischen Gerichtsorganisation 
steht der Praefect {s^aQxos, fiysiicjv). Ihm sind die anderen 
Gerichtsmagistrate untergeordnet: der Strateg, der Epi- 
strateg, der Erzrichter und vermuthlich auch der Juridicus. 
Er kann, wie wir bei der Besprechung dieser Magistraturen 
gesehen haben, dieselben delegieren und zwar in ver- 
schiedenem Umfange. Er kann dem Delegaten bloß 
einzelne Processhandlungen auftragen, oder er kann ihn 



1 Auch das im P. Gen. 74 erwähnte ccvacpoqiov zov SmcLLodotov 
(o. S. 122 N. 5) bezieht sich allem Anscheine nach auf eine Civilsache 
ebenso wohl die Fay. 203 (o. S. 154 N. 1) erwähnten •KQiasis, 

2 D. de off. iur. 1, 20, 2. 
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zur Fällung einer Entscheidung delegieren, oder er kann 
ihm, ohne in das Meritum selbst einzugehen, die Leitung 
und Entscheidung des ganzen Processes übertragen — 
Delegation zur Abhaltung des Convents — (vgl. o. S. 144). 
Der regelmäßige Weg, die Conventgerichtsbarkeit des 
Praefecten zu erlangen, ist eine Bitte an den Strategen, 
für Ansetzung der Klage auf den xaraxG>QiO(i6g und für 
die sonst nöthigen Vorbereitungen Sorge zu tragen 
(o. S. 100). Es kam nicht selten vor, dass der Praefect 
mit Immediateingaben belästigt wurde. Er verweist die- 
selben mit kurzem Vermerk auf den gesetzlichen Weg; 
so z. B. BGU II 614, 18 f.i: 

Et XL dixaiov sxsig xomco XQ^öd'cci dvva^ai, 

worauf sich die Partei an den den Convent leitenden 
Erzrichter wendet. 

Wie im Umfang der Delegation so ist der Praefect 
auch in der Person des Delegaten nicht gebunden. De- 
legation zur Conventgerichtsbarkeit begegnete uns beim 
ccQXidixaöxrig und iTtidXQdxriyog, natürlich nicht beim Stra- 
tegen, diesen lernten wir dagegen als häufigsten Dele- 
gaten zur Entscheidung einzelner Processe sowohl, als 
zur Erledigung commissarischer Aufträge im Laufe von 
Processen kennen. Der Eparch kann aber im weiteren Um- 
fange auch Militärbeamte in Rechtssachen delegieren, so 
den Cohortenpraefecten (den sitaQxog öTtslQrjg TCQfbxrig 
OXaovCag KlUtcov InTCimig) in dem von Mommsen^ 
besprochenen CPR I 18 (124 n. C.) und den sTtaQxog 
stlrig xal im x&v xsxQi^6V(x)v im P. BGU II 613 (Antoninus 
Pius) Z. 4 ff. 3. Endlich kann der Praefect natürlich auch 
selbst die Verhandlung von Anfang bis zu Ende leiten 



1 Vgl. Mitteis, Hermes XXXII S. 648. 

2 Z. S. St. XII S. 284 ff. Über diese Delegation, „die eine factisch 
ständige" war S. 293. 

3 Zu diesem Papyrus Gradenwitz S. 6 ff. und meine Actio 
iudicati S. 235 ff. 
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und den Urtheilspruch fällend An die bereits im Laufe 
dieser Abhandlung gebrachten Beispiele über die jxiris- 
dictionelle Thätigkeit des Praefecten schließe ich wie bei 
den vorher behandelten Magistraturen eine kurze Übersicht 
über die Art der genannten Thätigkeit und wähle möglichst 
bisher nicht besprochene Fälle, die auch die formelle 
Freiheit des Praefecten in der Erledigung der ver- 
schiedenen Rechtsachen zeigen sollen. 

a) Processsachen. Hier mache ich zunächst zwei 
Papyri namhaft, in deneh die Frage nach der Giltigkeit 
von Soldatenehen und den sich aus der Bejahung be- 
ziehungsweise Verneinung derselben ergebenden Con- 
sequenzen aufgeworfen ist. Im P. BGU I 114, 5 ff. (117 
n. C.) nimmt Mittels^ an, der Praefect Lupus erkläre 
nöthigenfalls eine actio rei uxcyi^iae ficticla geben zu wollen, 
während Gradenwitz ^ die Ansicht vertritt, Lupus ver- 
weigere überhaupt einen Richter. Jedenfalls ist — nach 
beiden Auffassungen — die Möglichkeit vorausgesetzt, 
dass der Praefect sich eines iudex datus bedienen kann, 
wie denn auch das erste Protokoll desselben Papyrus^ 
(117 n. C.) mit der Bestellung eines crQatrj'yog als xQLti^g 
endet. Indem unvollständigen dritten Protokolle (134 n.C.) 
desselben Papyrus (Z. 14 ff.) endlich ist anzunehmen 5, 



* Dies, weil wir im Cognitionsverf ahren stehen ; der ordo tudido- 
rum verbietet de iure die Vereinigung der Verhandlung in iure und 
in iudido in einer Person. 

2 Hermes XXX S. 580. 

3 Einführung S. 10. Ich habe in der Actio iudicati S. 155 ff. 
Mitteis' Auffassung vertreten, dort aber irrig (so auch Gradenwitz) 
Lupus als aQXiStxaatrjg bezeichnet, während er Praefect ist. S. Mitteis, 
a. a. O. S. 577 und Wilcken, General Register S. 4. Erst im an- 
schließenden dritten Protokoll desselben Papyrus ist vermuthlich 
(Wilcken, a. a. O.) der Erzrichter der processleitende Magistrat. 

* Vgl. Actio iudicati S. 158 N. 13. 

^ Unterstützt wird diese Annahme durch den sogleich zu bespre- 
chenden P. Cattaoui S. 156 oben. Vgl. auch Wilcken, Philol. Uli S. 107. 



— xm — 

dass der äQxiSixMtrig mit 4er. Verhandlung einer der- 
artigen Angelegenheit vom Praefecten und an dessen 
statt betraut ist. Der zweite hier in Betracht kommende 
Papyrus ist der zuerst vonBattiS dann von Scialoja" 
publicierte sogenannte P. Cattaöui, Er enthält fünf Pro- 
tokolle, in welchen wie im P, BGU I 114 die Nichtigkeit 
von Soldatenehen und die sich daraus für die Witwe und 
die Kinder ergebenden Status- und vermögensrechtlichen 
Folgen zur Sprache kommen. Uns interessiert hier in 
erster Linie die formelle Behandlung. Im ersten Protokolle 
(p. 156 oben) wird in der vorletzten Zeile als process- 
lißitender Magistrat genannt <5 usQehg xal dQxidtxaeri^g. Im 
zweiten und dritten Protokoll fällt die Entscheidung ein 
gewisser Lupus, der, da auch das Datum zutrifft (etwas 
vor 115 n. C. beziehungsweise in diesem Jahre), mit dem 
oben genannten Praefecten identisch sein wird. Im vierten 
und fünften Protokolle endlich ist processleitender und 
entscheidender Magistrat der Idiologus^ Eud'aimon, be- 
ziehungsweise Julianus. Die Fälle 1, 4 und 5 sind in eine 
Reihe zu stellen mit dem dritten Protokolle der Berliner 
Urkunde, während Lupus selbst im P. Cattaoui in beiden 
Fällen in eigener Person das Urtheil spricht^. 

1 Rivista Egiziana VI Nr. 23 p. 529-533. 

2 Scialoja wiederholte Botti's Publication in einem Aufsätze 
II papiro giudiziario Cattaoui e il matrimonio dei soldati romani im BuUe* 
tino deW Istituto di diritto Romano VIII p. 155-168. Nur die letztere 
Publication war mir zugänglich. 

3 Derselbe begegnet sonst nur als Finanzbeamter. Milne p. 9. 
Vgl. aber auch BGU III 868 (2. Jhd), wo anscheinend an ihn eine 
vermögensrechtliche Klage geht. 

* In meritorischer Hinsicht unterstützen die Entscheidungen 
dieses — von mir a. a. O. noch nicht benützten — Papyrus eher die 
Ansicht Gradenwitz'j ohne indes die Möglichkeit der ficticischen 
Formel auszuschließen; die Entscheidung p. 157 kann man izu Gunsten 
Mitteis' heranziehen. Die Erledigung der Streitfrage bringt auch 
P. Cattaoui nicht.' Itn einzelnen möchte ich diese Gelegenheit wahr- 
nehmen, um zu bemerken, dass die Entscheidungen im 1. und 2. Pro- 
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Noch eine Klagsehrift aus nachdioeletionischer Zeit 
(307 n. C.) sei hier genannt, in welcher ein gewisser Syrus 
ausdrücklich um eigenes Einschreiten des höchsten Gerichts- 
herrn bittet: Grenf. II 78. Dem Kläger war von einer Frau 
Tabes, deren Gatten, anscheinend einem jtQvravsvg und zwei 
Söhnen desselben ein arges Unrecht geschehen. Besagte 
Familie hat nämlich angeblich seine Frau und Kinder als 
Sclaven weggeschleppt und ihn selbst, als er sich zur 
Wehr setzte, thätlich insultiert. So begehrt denn Syrus 
Freigebung seiner Angehörigen, für deren status Ubertatis er 
Beweise anführt und wünscht, dass ihm Recht gesprochen 
werde inl rov dxQccvrov öov (sc. tov fiysfiovog) [dixccorrj] qCov^, 

Die meisten der vom Praefecten auf dem Convent 
zu entscheidenden Rechtsachen ^ betrafen ohligationes ex 



tokoUe nicht sicher zu entnehmen sind; im 3. erklärt Lupus (p. 157): 
ovx hSvvato MceQT{Lav6g) GtQcctsvöfisvog voiiiiiov vlbv ^x{^iv)'KXrjQov6iJt,ov 
dk avTov SYQccrps vo[it{ficog). Im 4. Falle (p. 158) heißt es vom 
Soldatensohne siGax^ijvai slg itjv TrohrsCav Ti/v ^AXs^ccvSqbcov ov dvvazai. 
Von besonderem Interesse wegen der Ähnlichkeit mit dem strittigen 
Falle der Berliner-Urkunde — leider nicht ganz vollständig — ist 
das letzte Protokoll (p. 159): eine Soldatenwitwe wird auf Herausgabe 
von 7 Sclaven geklagt und der Magistrat entscheidet gegen sie, obwohl 
sie sich auf ihre Ehe mit dem Erblasser und auf ausgemachte Güter- 
gemeinschaft beruft. Parallel damit läuft nun eine „Widerklage" der 
Witwe auf Herauszahlung eines ^^dccvsiov — aqa siel TcaQaxaTad-rjxtj^^ Nach 
Verlesung des Schulddocuments bemerkt der gegnerische Vertreter, 
das sei nur ein Heiratsvertrag, wie ihn eben die Soldaten (offenbar 
in fraudem legis) zu machen pflegten, und der Magistrat verweigert 
hierauf in der That dem geltend gemachten Anspruch den Rechtsschutz. 
Es heißt im Papyrus (nach Botti's Lesung): a^iovarig ccvrtjg (der Witwe) 
anodod'fjvaL xb ddvsioVj o sa^sv nuQ* avxyg 'JxovvTiavbg (der verstorbene 
Soldat) &Qa hm nceQaxazad'ijxr], kol avayvüoaxovarjg roc yQa(ifiaTa, tov 8s 
^iaTijyoQOV XayovTog, zovxo elvai yafii.7ibv av^ßoXcciov, rovg yccQ atgatsvo- 
fisvovg ovtcjg avfißdXXsLv^ *IovXictvbg t6 ..?...?. . Skvflov sxßccXXa ix 
TtciQavofiov ydfwv ysvofisvov. 

* Also pro foro immacuJato praefecti. 

2 Der Umstand, dass der Praefect auf dem Convente als Richter, 
beziehungsweise den Process instruierender Magistrat erscheint spricht 
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delictis. Die Jurisdiction des Eparchen als solche aber er- 
streckte sich, da er der oberste Gerichtsherr Ägyptens 
war, auf Civil- ^ und Strafsachen. Es fragt sich dabei nur, 
ob auf alle ohne Ausnahme, ob der Eparch zur Entscheidung 
aller irgendwie gearteten Processe competent war. Es 
liegt in dieser Frage eine Wiederholung der schon oben 
mehrmals aufgeworfenen Fragen, ob die Unterbeamten 
irgend welche selbständige Competenz hatten. Ist dies 
der Fall, dann ist die Competenz des Praefecten entweder 
nicht allgemein gewesen, oder er hatte in manchen 
Sachen eine mit den anderen Gerichtsbehörden con- 
currierende Competenz. Wir haben oben beim Strategen 
und Epistrategen Quellenbelege angeführt, in denen 
wenigstens mit der Möglichkeit einer selbständigen 
Competenz dieser Behörden zu rechnen war, und beim 
Erzrichter und Dikaiodotes auf die Wahrscheinlichkeit 
einer solchen verwiesen. Da nun einerseits nach allem, 
was wir über die vicekönigliche ^ Stellung des Eparchen 
wissen, nicht gut angenommen werden kann, dass es 
Processe gegeben habe, zu deren Schlichtung er nicht 
competent gewesen sei, welche also nur in die Com- 
petenz einer der ihm staatsrechtlich untergeordneten 
Behörden gefallen seien, anderseits aber an einer 
selbständigen Jurisdiction dieser einzelnen Behörden, 
wenigstens der beiden letzterwähnten, nicht zu zweifeln 
sein wird — so bleibt als jene Annahme, die am meisten 
Anspruch auf Wahrscheinlichkeit hat, die übrig, dass 



hier sowenig wie beim aQxiSLxccGrrjg (o. S. 150) gegen eine sonst geübte 
Gerichtsbarkeit von seiner Residenz aus. 

1 Vgl. etwa auch BGU I 19 (135 n. C), wo der wohl als iudex 
datua fungierende XQCTijg Menandros, der sich Z. 11 f. als ysvo^spog 
ßaadLxog yQa^[fiaz]£vg 'AqücvosCtov bezeichnet, sich mit einer Anfrage 
an den Praefecten gewendet und bis zu deren Erledigung die Streit- 
verhandlung vertagt hat. 

2 Vgl. Milne p. 3. 

Dr. L. W eng er, BechtahistorlBche Papyrusstudlen. '] | 
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der Praefect in gewissen Sachen eine mit der anderer, ihm 
untergeordneter Behörden concurrierende Gerichts- 
barkeit hatte. Was dies für Sachen waren, darüber lässt 
sich allerdings gegenwärtig noch etwas Bestimmtes 
nicht sagen, doch ergänze ich einen schon oben bei Be- 
sprechung der Gerichtsbarkeit des dQXidixaetrjg und diTcaio- 
dötrig angeregten Gesichtspunkt nunmehr von der Seite 
der Gerichtsbarkeit des fjysfimv aus. Erzrichter und Juri- 
dicus sahen wir mit Civilprocessen beschäftigt, der 
Praefect aber scheint sich dieselben de facto möglichst 
fern gehalten und sich mehr auf die Strafgerichts- 
barkeit beschränkt zu habend 

Ich eitlere hier einen Satz aus der Petition of 
Dionysia Oxy. II 237 VI, 6 f., wo die Klägerin in ihrer 
Eingabe an den Praefecten sagt: 

xal 6ov xov xvQLov Tcdhv xaO*' Sfiotorr^ra rmv älkcjv 
ijys^ovcov {fTtoyvcog diata^a^isvov tzsqI loimrLXcov 
^rjrriascDV iTCLötoldg öot firi y^dcpsiv^ . 

der neue Praefect habe also nach dem Vorbilde seiner 
Vorgänger neuerlich eine Verordnung erlassen, dass in 
Privatprocessen Eingaben an ihn nicht gemacht 
werden sollten. Wie wenig solche Verordnungen 
fruchteten, zeigt freilich schon der anschließende Satz 
der „Petition'' % aber dass die Praefecten die Civilgerichts- 
barkeit factisch soviel als möglich auf andere Gerichts- 
behörden abzuwälzen bestrebt waren, scheint mir nach 
den sich ergänzenden Ergebnissen, die wir beim dQxi- 
dixaefri^g^ öixaiodoxrig und fiys^6v fanden, zuzutreffen. 



1 Der Praefect Liberalis behält sich BGU II 372 II, 22 f. die 
Straf ger ich tsbarkeit gegen die von der Amnestie nicht Gebrauch 
machenden Bauern vor. 

2 Dionysia fährt fort: 6 Ss ov fiovov ^yqajpsv aXXa xal nocQcav 
yytQcotr^QCaGsv (entstellte) rö TCQayiia (hg xal ah %hv xvqiov nXavrjcat^ 
övvafisvog. 
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ß) Wie der dixaiodotrig im P. BGU II 378, 22 ff. 
(o. S. 126), so erscheint in dem ebenfalls bereits be- 
sprochenen P. Oxy. I 71 I, 17 ff. der Praefect als executions- 
bewilligende Behörde, wenigstens wird er da um Executions- 
bewilligung angegangen (o. S. 125). 

y) Über die der iunsdictio voluntuaria zuzuzählende 
Aufsicht des Praefecten über die Archive Oxy. 134 Verso II, 
2 ff. vgl. o. S. 153. — Oxy. II 273 (95 n. C.) enthält einen 
Schenkungsvertrag zwischen Mutter und Tochter. Vom 
xvQiog der ersteren heißt es in etwas verstümmelten 
Worten, dass derselbe vom Praefecten bestellt {^sric 
xvQiov xov ÖBd[oiL\8vov ccvtfj) wordcu sei. Wir haben oben 
(S. 139) den Strategen als competente Behörde für die 
Vormundsbestellung kennen gelernte Im vorliegenden 
Falle verweist aber Mittels^ auf D. de conf. tut. 26, 3, 
1 § 1. 7 § 1, d. h. auf die conßrmatio tutoris, die 
Bestätigung eines Vormunds, der von einem zur datio tvtoris 
nicht berechtigten Erblasser letztwillig vorgeschlagen 
war. Damit ist dieser Papyrus befriedigend erklärt. 

d) Der Praefect ist auch die oberste verwaltungs- 
rechtliche Behörde. Auch in verwaltungsrechtlichen Streit- 
sachen entscheidet er bald selbst, bald bedient er sich 
der Delegation. Für letztere Alternative vgl. oben BGU 
I 180 S. 129 f., für eigene Entscheidung des Praefecten ei- 
tlere ich Oxy. I 62 R (aus der Zeit Gordians?); dieser 
Papyrus enthält nach der Beschreibung von Grenfell- 
Hunt^ das Protokoll einer vor dem Praefecten Domitius 
Honoratus geführten Verhandlung, in welcher dieser 
selbst die Entscheidung fällte, ihat certain subordinate 
officials should be exempt from public burdens {rovg vJirjQS- 

1 Der Juridicus wird es erst seit Marc Aurel, s. o. S. 156. 

2 Archiv I S. 351 f. Zur Bemerkung von Grenfell-Hunt zu 
Fay. 94 (p. 232) kann ich vor Publication des Teptunispapyrus nicht 
Stellung nehmen. 

:» Oxy. I p. 120 8. 

11* 
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Tovvtag dhtovQyritovg alvai ..,.). Entsprechend 

dieser vollen Actionsfreiheit des Praefecten ist z. B. ^ auch 
das Petit im P. Fay. 106 (140 n. C.) ganz allgemein ge- 
halten. Der genannte Papyrus enthält die Beschwerde 
eines Arztes, der gegen ein bestehendes Verbot {jiaQcc xk 
djti^yoQsvfisva) zu einer seinem Berufe ganz fernliegenden 
Thätigkeit angehalten wurde, nämlich zur Aufsicht 
(tTtixriQridtQ) über confiscierte Ländereien. Er begehrt, 
nachdem er vier Jahre dies Amt verwaltet hat, vom 
Praefecten Heliodorus seine Enthebung und generalisiert 
seine Bitte dahin, dass besonders geprüfte Ärzte von 
derlei Liturgien in Hinkunft ein- für allemal frei sein 
sollten. Z. 15 ff.: 

od^sv a^iGi 6ccl (I. 06) xbv 6cQ\xfiQa] iksfjefai (is. zal 
xslev6aL ij[di] fis\ d7tolvd"^vaL xfjg XQSiag — Tcal — 
vnoxd^cc[L oTtcjg^ xalsoy dnoXvovxai xcjv [ksixovQ]yLmv 
ol XTjv laxQixrjv i7tL6xri[iii]v] ^sxaxstQiio^svot ^dl[i\0xa 
[de OL ösjdoKifiaö^ivoL möTtsg xayd) — . 

In einer Beilage seiner Eingabe (Z. 1—5) ist eine 
Abschrift aus den vTCo^vrifiaxiG^oC wohl des Heliodorus bei- 
geschlossen, worin der Praefect die von einem Strategen 



1 Ich nehme hier Gelegenheit zu bemerken, dass die Petite der Ein- 
gaben oft an großer Unklarheit leiden. Der Magistrat soll z. B. die 
Sache führen itQÖg xrjv dsovaav sns^oöov (BGU I 22; 36), der Beklagte 
soll Uyov anodcoasLv nsgl xovxov (BGU I 98), es soll ihm gegenüber 
verfahren werden, wie es dem Magistrate gut dünkt {diaXaßslv xar' 
avTov (hg sdv aoL (paCvrjtat Oxy. II 284; 285). Mitunter läuft das Petit 
in eine Tirade aus: t[vx]sXv t[&]v anb goo öixaCoov (BGU I lö7), rvxslv (is 
xfjg anö aov ßorid'sCag (BGU I 226) u. dgl. Zum Stil derartiger 
nichtssagender Formeln, vgl. Gradenwitz S 17 ff. Zuweilen aber 
ist das Begehren klar gefasst vgl. z. B. lriy[äxov cc7i\oXaßovaa (BGU I 
327), ferner die Eingaben an den Strategen Oxy. II 282, BGU II 467. 
— Eine rein strafprocessuale, nicht vom Beschädigten ausgehende 
Eingabe enthält Lond. II 214. 
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oder Epistrategen in einer ähnlichen Sache zu Gunsten 
des betreffenden Petenten gefällte Entscheidung bestätigt^- 



Damit wollen wir für diesmal unsere Bemerkungen 
zur Competenz der besprochenen Gerichtsbehörden ^ ab- 
schließen. Haben wir, wie vorausgeschickt wurde, auch 
keine abschließenden Resultate über die Competenz- 
abgrenzung der in Betracht gezogenen Behörden erlangen 
können, so dürfte doch eine von Zeit zu Zeit erfolgende 
Revision einschlägiger Quellen nicht überflüssig und wert- 
los sein. 



^ Der Praefect muss also hier in zweiter Instanz entschieden 
haben. — Auch Oxy. I 40 (2./3. Jhd ) ist vielleicht ein ähnliches einer 
Eingabe beigeschlossenes Praejudicat wie Z. 1 — 5 unseres Papyrus. 
Es handelt sich auch da um die Immunität eines Arztes. Vgl. auch die 
Einleitung Grenfell-Hunts zum Papyrus, Oxy. I p. 83 s. 

2 Die Ausführungen dieses Abschnitts beziehen sich, wie der 
Titel anzeigt, nur auf ägyptisches Processrecht. Was das Verhältnis 
der Municipaljurisdiction zur Jurisdiction der stadtrömischen Behörden 
betrifft, wie es Lenel (Z. S. St. II S. 35 ff.) bespricht, so sei nur be- 
merkt, dass, soweit ich bisher sehen konnte, einigermaßen sichere An- 
knüpfungspunkte an diese Beziehungen sich in den ägyptischen Ur- 
kunden nicht finden. Vgl. o. S. 98 N. 2. — Schließlich möchte ich 
hier nachtragen, dass zu S. 74 N. 2 ein Hinweis auf D. si quis in ins 
2, 5, 1 ergänzt, und zu S. 95 f. N. 5 noch D. ad municip. 50, 1, 28 
verglichen werden wolle. : 
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